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(A ) Präsident Dr . Klink eröffnet die Sitzung um 9 .48 Uhr.

Präsident Dr . Klink : Meine Damen und Herren , ich
stelle fest , die 39 . Sitzung der Bürgerschaft (Landtag)
ist eröffnet.

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und Her¬
ren sowie die Zuhörer und die Vertreter der Presse.
Folgende Gruppen sind anwesend : eine Klasse vom
Schulzentrum In den Sandwehen , zwei Klassen der
Gewerblichen Lehranstalten Bremerhaven und ein
Künstlerclub aus dem Bürgerhaus Obervieland.

Ich begrüße die Zuhörer in unserem Kreis.

(Beifall — Abg . Jäger [FDP ] : Wie viele
Klassen sollen das sein ? Welche Frequenz

haben denn die Klassen jetzt ?)

Abgeordneter Jäger , das lassen Sie unsere Sorge
sein , Sie sehen , es rückt gerade wieder eine neue ein!

Den Eingang bitte ich dem verteilten Umdruck zu
entnehmen.

Eingang gemäß § 21 der Geschäftsordnung
Deutsche Aussiedler — Ausländer — Asylbewerber
Antrag der Fraktion der CDU
vom 19 . April 1989
(Drucksache 12/516)

(B) Der Antrag kommt auf die Tagesordnung der Mai-
Sitzung.

Meine Damen und Herren , der Landeswahlleiter
hat mir heute morgen mitgeteilt , daß anstelle des mit
Ablauf des gestrigen Tages aus der Bürgerschaft aus¬
geschiedenen Ralf Fücks heute Frau Anni Ahrens in
die Bürgerschaft eingetreten ist.

Ich begrüße die Abgeordnete Frau Ahrens . Sie ge¬
hört der Fraktion DIE GRÜNEN an . Ich wünsche Ih¬
nen für die Ausübung Ihres Mandats viel Erfolg.

(Beifall)

Meine Damen und Herren , bevor wir in die Tages¬
ordnung eintreten , möchte ich nicht versäumen,
dem Abgeordneten Fritz Tepperwien zu seinem heu¬
tigen Geburtstag die herzlichen Glückwünsche des
Hauses auszusprechen.

(Beifall)

Wir treten in die Tagesordnung ein.
Meine Damen und Herren , wir haben uns darüber

verständigt , daß wir zu Beginn der heutigen Sitzung
die Wahl zum Landesrundfunkausschuß vornehmen
wollen und daß wir im Anschluß daran den gestern
nicht zu Ende geführten Diskussionspunkt fort¬
setzen.

Wahl von Mitgliedern des Landesrundfunk - (C)
ausschusses

Ich bitte um Ihre Aufmerksamkeit , meine Damen
und Herren , weil ich jetzt etwas zur Wahl sagen
möchte , damit es hinterher keine Pannen gibt!

Gemäß Paragraph 39 Absätze 2 und 3 des Bremi¬
schen Landesmediengesetzes hat die Bürgerschaft
(Landtag ) folgende Wahlen in den Landesrundfunk¬
ausschuß vorzunehmen : erstens , drei Mitglieder aus
dem Bereich der Kammern oder anderer berufsstän¬
discher Organisationen , darunter mindestens eine
Frau ; zweitens , drei Mitglieder aus dem Bereich der
Kultur , der Jugend , der Bildung und der Erziehung,
darunter mindestens eine Frau ; drittens , fünf Mit¬
glieder aus dem Bereich der sonstigen gesellschaft¬
lich relevanten Organisationen , darunter minde¬
stens zwei Frauen.

Die Wahl erfolgt für die Dauer von vier Jahren ge¬
trennt nach diesen drei Bereichen aus Vorschlagsli¬
sten , die von den jeweiligen Gruppen , Organisatio¬
nen und Verbänden eingereicht werden . Beachten
Sie bitte auch , daß mindestens drei dieser zu wählen¬
den Mitglieder ihren Wohnsitz in der Stadtgemeinde
Bremerhaven haben müssen!

Die Wahlvorschläge liegen Ihnen vor.
Es ist geheime Wahl beantragt worden . Sie erhal¬

ten gleich an Ihrem Platz drei nach den einzelnen Be¬
reichen getrennte Stimmzettel in unterschiedlicher
Farbe . Beachten Sie bitte , daß Sie auf zwei Stimmzet-
teln bis zu drei Namen und auf einem Stimmzettel bis
zu fünf Namen ankreuzen können ! Die Stimmzettel
enthalten jeweils einen entsprechenden Hinweis.
Werden mehr Namen angekreuzt , als Mitglieder zu
wählen sind , so ist der Stimmzettel ungültig.

Die Beratung über die Wahlvorschläge ist eröffnet.
— Wortmeldungen liegen nicht vor . — Dann ist die
Beratung geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.
Ich weise noch auf Paragraph 58 Absatz 6 unserer

Geschäftsordnung hin , wonach Stimmzettel , die Zu¬
sätze oder Kennzeichnungen enthalten , ungültig
sind , wenn sie den Willen des Wählers nicht zwei¬
felsfrei erkennen lassen oder die Person des Wählers
erkennbar wird.

Ich bitte jetzt die Schriftführer , die Stimmzettel zu
verteilen!

Hat jede Abgeordnete beziehungsweise jeder Ab¬
geordneter drei Stimmzettel erhalten ? — Ich höre
keinen Widerspruch . Dann gehe ich davon aus , daß
jeder der hier anwesenden Abgeordneten drei
Stimmzettel erhalten hat.

Hat jede Abgeordnete beziehungsweise jeder Ab¬
geordnete die Stimmzettel angekreuzt?

(Zurufe : Nein !)

Dann bitte ich das vorzunehmen!
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(A ) Meine Damen und Herren , wenn Sie die Stimmzet¬
tel ausgefüllt haben , bitte ich Sie , die Stimmzettel
zweimal zu falten . Das hat jetzt nichts mit Bürokratie
zu tun , sondern mit Technik , sonst bekommen wir
sie nämlich nicht in die Schlitze hinein . Also einzeln
falten , zweimal , und ich bitte die beiden Schriftfüh¬
rer , die so gefalteten Stimmzettel in den Wahlurnen
einzusammeln!

Haben alle Abgeordneten ihre Stimmzettel abge¬
geben ? Das Präsidium entledigt sich auch der Wahl¬
pflicht . Haben die Schriftführer mit gewählt und
auch abgegeben?

Ich stelle fest , alle haben die Stimmzettel abgege¬
ben . Dann ist der Wahlgang beendet.

Ich bitte jetzt die Schriftführer , die Auszählung
vorzunehmen ! Die Auszählung findet im Dienstzim¬
mer des Direktors der Bremischen Bürgerschaft
statt.

Ich schlage Ihnen vor , daß wir die Beratung der
Tagesordnungspunkte jetzt fortsetzen , wie wir das
gestern uns vorgenommen haben , daß wir also nicht
in eine Unterbrechung eintreten.

Ich stelle Einverständnis fest.

Umweltabgabe und -steuern auf Landes - und
Gemeindeebene

Große Anfrage der Fraktion DIE GRÜNEN
vom 29 . November 1988

(B) (Drucksache 12/369)

Dazu

Erweiterung der umweltpolitischen Instrumen¬
tarien

Antrag (Entschließung ) der Fraktion der FDP
vom 19 . April 1989

(Drucksache 12/514)

Umweltabgaben und -steuern
Antrag der Fraktion der CDU

vom 27 . Februar 1989
(Drucksache 12/466)

Wende in der Umweltschutzpolitik durch die Ein¬
führung von Umweltsteuern und -abgaben

Antrag der Fraktion der SPD
vom 17 . April 1989

(Drucksache 12/508)
— Fortsetzung der Aussprache —

Die Bürgerschaft (Landtag ) hat in ihrer gestrigen
Sitzung die mündliche Antwort des Senats auf die
Große Anfrage der Fraktion DIE GRÜNEN bereits
entgegengenommen und war in eine gemeinsame
Aussprache über die Antwort des Senats sowie über
die miteinander verbundenen Punkte eingetreten.

Wir setzen die unterbrochene Aussprache jetzt
fort.

Als nächster hat das Wort der Abgeordnete Nie¬
derbremer.

Abg . Niederbremer (CDU)
* ) : Sehr geehrter Herr

Präsident , meine sehr geehrten Damen , meine Her¬
ren ! Umweltpolitik läßt sich auf verschiedene Art
und Weise um - und durchsetzen . Verbote , Gebote,
Grenzwerte , Genehmigungen , Erlaubnisse , Normen,
Nutzungsrechte sind eine Reihe von Möglichkeiten,
aber auch Abgaben , Steuern , die Umwelthaftung,
Benutzervorteile oder Kompensationslösungen sind
Regelungsinstrumentarien im Umweltschutz . Um¬
weltschutz läßt sich intelligenter finanzieren oder
sollte intelligenter finanziert werden . Mehr markt¬
wirtschaftliche Instrumente im Umweltschutz , Um¬
weltabgaben und Umweltsteuern lauten einige Über¬
schriften in Umweltartikeln in der letzten Zeit.

Wir stehen in der Umweltpolitik nicht an einem
Wendepunkt in der Bundesrepublik , wie es der An¬
trag der SPD darstellen will . Richtig ist , daß ange¬
sichts des ständig zunehmenden Finanzbedarfs im
Umweltschutz — ich erinnere hier nur an die Fragen
Nordseeschutz , Altlastensanierung — und der enger
werdenden Finanzspielräume der öffentlichen Hand
unter anderem über neue Finanzierungsmöglichkei¬
ten von Umweltschutzmaßnahmen nachgedacht
werden muß . Wir schätzen , daß die Kosten für den
Umweltschutz zirka drei Prozent am Anteil des
Volkseinkommens ausmachen , oder , eine andere
Zahl , rund 50 Milliarden DM werden jährlich für Um¬
weltschutzmaßnahmen benötigt . Da die Ressourcen,
die im Umweltschutz gebunden werden , an anderer
Stelle fehlen , besteht bei Umweltschutzmaßnahmen
eine Verwendungskonkurrenz mit anderen . Zum
einen wird ein Mehr an Dienstleistungen , ein Mehr
an Produktion und Gütern gefordert , zum anderen
erwarten wir eine verbesserte Umweltqualität.

(Vizepräsident Frau Leinemann über¬
nimmt den Vorsitz .)

Wir müssen hierfür entsprechende Lösungen an¬
bieten.

Wie auch der Antrag der SPD einräumt , reichen
Umweltabgaben und Umweltsteuern allein nicht aus.
Was wir brauchen , ist eine langfristige Perspektive
einer marktwirtschaftlichen Umweltpolitik . Zukünf¬
tige Umweltpolitik und Umweltvorsorge erfordern
einen neuen integralen Umweltschutz , der sich über
die Einhaltung ordnungsrechtlich vorgeschriebener
Grenzwerte hinaus wirtschaftlich lohnt.

Integraler Umweltschutz erschöpft sich nicht im
Betrieb von Rückhaltevorrichtungen mit spezifi¬
schen Konzentrationsgrenzwerten für Schadstoff¬
emissionen , sondern setzt bei den tatsächlich ausge¬
stoßenen Schadstoffmengen an . Er erfaßt Produk¬
tion , Verbrauch und Entsorgung als einen zusam¬
menfassenden umweltrelevanten Vorgang . Es geht

* ) Vom Redner nicht überprüft.
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(A) also um eine Ergänzung des bisherigen Ordnungs¬
rechts mit marktwirtschaftlichen Anreizen , nicht
um einen Ersatz des Ordnungsrechts . Die ordnungs¬
rechtlich festgesetzten Vorsorgegrenzwerte müssen
beibehalten und auch langfristig festgeschrieben
werden . Der damit entstehende Handlungsspielraum
soll mit Hilfe von Steuerungselementen des Marktes,
also über Preise , Erlöse , Kosten und Gewinne , opti¬
mal für den Umweltschutz genutzt werden.

Als Instrumente für eine solche Ergänzung des
Ordnungsrechts sehen wir von der CDU Lenkungs¬
abgaben , Kompensationslösungen , Benutzervortei¬
le , aber auch das Umwelthaftungsrecht an . Öko-
Steuern und reine Finanzierungsabgaben lehnen wir
von der CDU ab , weil sie nicht zugleich die Einnah¬
men des Staates auf der einen Seite sichern und um¬
weltfreundliches Verhalten auf der anderen Seite
belohnen können . Das , was die Bundes -SPD vorge¬
schlagen hat an höheren Steuern für Benzin , Heizöl,
Gas und Kohle , ist hier nicht der richtige Weg und
hat nur begrenzt etwas mit Ökologie zu tun . Wer die
Steuern umverteilen will , der soll dies auch so deut¬
lich sagen und soll nicht sagen , daß er aus ökologi¬
schen Gründen zukünftig einen Benzinpreis von
zwei DM pro Liter haben will.

(Beifall bei der CDU)

Sie wissen , daß also auf der einen Seite gesagt wird,
man will dort diese Steuern erhöhen , auf der ande-

(B ) ren Seite soll dann die Einkommensteuer gesenkt
werden . Es ist eine reine Umverteilungsmaßnahme,
die wenig mit Umweltschutz zu tun hat.

Ich will nun etwas zu den verschiedenen markt¬
wirtschaftlichen Instrumenten im Umweltschutz sa¬
gen , weil auch in der Antwort des Senats zum Aus¬
druck gekommen ist , daß man vielleicht mit mehr
Marktwirtschaft den Umweltschutz verbessern will.
Frau Senator Lemke -Schulte nickt ja auch , also habe
ich das richtig verstanden und richtig interpretiert.

Wir haben eine Reihe von Umweltabgaben , von
Umweltinstrumentarien , die auf dem marktwirt¬
schaftlichen Gesichtspunkt aufbauen . Die bisher be¬
kannteste und älteste Abgabe in der Bundesrepublik
dazu ist die Abwasserabgabe —

(Frau Senator Lemke - Schulte : Die
einzige !)

die einzige , das ist richtig , aber es gibt andere markt¬
wirtschaftliche Instrumente , Frau Senator Lemke-
Schulte , ich werde noch darauf kommen — , und die¬
ses Instrument hat dazu geführt , daß wesentlich
schneller , als es nur mit dem reinen Wasserrecht
möglich gewesen wäre , Umweltschutzmaßnahmen,
Wasserreinhaltungsmaßnahmen eingeleitet wurden.
Allerdings muß die Funktion der Abwasserabgabe
als Restverschmutzungsabgabe und als Anreiz zur
weiteren technischen Innovation noch erheblich ge¬
stärkt werden . Wir wollen nicht nur Abgaben um ih¬
rer selbst willen , was wir wollen , sind bessere Klär¬

anlagen , saubere Gewässer und letztendlich auch (C)
eine saubere Nordsee.

(Beifall bei der CDU)

Es ist gestern auch in der Antwort des Senats deut¬
lich geworden , daß eine Restverschmutzungsabgabe
als eine weitere Lenkungsabgabe zur Diskussion
steht . Hier geht es darum , den Einbau immer weite¬
rer zusätzlicher Filteranlagen für entstehende Um¬
weltbelastungen nicht ordnungsrechtlich zu erzwin¬
gen , sondern dies mit marktwirtschaftlichen Anrei¬
zen zu erreichen . Daher sollte nach unserer Auffas¬
sung mit dem Ablauf der Großfeuerungsanlagenver-
ordnung und der Technischen Anleitung Luft —
darin sind Fristen vorgeschrieben , die längstens bis
1994 gelten — auch zusätzlich eine Schadstoffab¬
gabe für die Restverschmutzung eingeführt werden.
Dadurch können die Betreiber Entscheidungsspiel¬
räume gewinnen und im Rahmen eines integralen
Umweltschutzes entscheiden , wo sie produktionssei-
tig die Entstehung von Schadstoffen vermeiden und
welche betrieblichen investiven Maßnahmen sie
vornehmen.

Neben Kohlendioxid — wir kommen heute in einer
anderen Debatte noch im Zusammenhang mit dem
Treibhauseffekt dazu — sollten vor allen Dingen
solche Stoffe in die Bemessungsgrundlage einbezo¬
gen werden , bei denen sich ein Vollzugsdefizit ab¬
zeichnet . Die in der Großfeuerungsanlagenverord-
nung und der Technischen Anleitung Luft festge - (D)
setzten Grenzwerte müssen nach unserer Auffas¬
sung weiter gelten . Aus einem solchen Aufkommen
könnte unserer Auffassung nach ein Fonds gespeist
werden , dessen Mittel zum Ersatz von immissionsge-
schädigten Wäldern und Gebäuden verwendet wer¬
den könnten.

Sie wissen aus der aktuellen Diskussion , daß die
CDU eine Änderung der Kfz -Besteuerung will und
daß hier eine Abgasabgabe vorgesehen werden soll,
weil wir der Auffassung sind , daß allein die Grenz¬
werte , die auf europäischer Ebene für Kfz-Abgase
festgelegt werden , nicht ausreichen . Wir wollen hier
eine Änderung der Besteuerung , weg von der reinen
Hubraumbesteuerung , hin zu einer Schadstoffbe¬
steuerung.

(Zuruf der Frau Senator Lemke-
Schulte)

Ich habe eben nicht verstanden , Frau Senator
Lemke -Schulte , was Sie dazwischengerufen haben,
ich hoffe nur , daß Sie uns in dieser Frage unterstüt¬
zen , dann sind wir wieder einen Schritt weiter!

(Beifall bei der CDU)

Daß dies von heute auf morgen nicht geht , ist völ¬
lig klar . Was wir kurzfristig und mittelfristig errei¬
chen wollen , ist , daß diese Kfz -Steuer zunächst
einmal aufkommensneutral umgestaltet wird und



2484 Bremische Bürgerschaft (Landtag ) — 12 . Wahlperiode — 39 . Sitzung am 20 . 4 . 89

(A ) daß es hier eine entsprechende Schadstoffkompo¬
nente gibt.

In diesem Zusammenhang halten wir ein weiteres
marktwirtschaftliches Instrument für wichtig , was
die Altfahrzeuge angeht . Hier sind wir der Auffas¬
sung , daß die Nachrüstung mit Katalysatoren weiter
gefördert werden soll . Wir teilen die Auffassung von
Bundesumweltminister Töpfer , daß man von den
steuerlichen Abschlägen wegkommen und direkte
Förderungsbeträge einführen sollte.

Es ist gestern gesagt worden , daß das Land relativ
wenig oder fast keine Möglichkeiten hätte , eigene
Abgaben einzuführen . Wir sehen das anders , wie wir
am Beispiel der Deponieabgabe deutlich machen.
Hier sind wir der Meinung , daß Abfallabgaben für
die Deponierung zum Beispiel von Produktionsabfäl¬
len grundsätzlich geeignet sind , Signale zur Verrin¬
gerung und Vermeidung solcher Abfälle zu setzen.

Im Unterschied zur Auflage nach dem Stand der
Technik , dessen technische Machbarkeit in der Zu¬
kunft bereits heute annähernd abgeschätzt sein
muß , überlassen die Abgaben dem Unternehmer und
damit dem Erfindungsreichtum von Ingenieuren ei¬
nen weiteren Handlungsspielraum . Bloße Gebühren¬
erhöhungen , zum Beispiel beim Hausmüll , sind in der
Regel nicht geeignet , das Verbraucherverhalten
nachhaltig zugunsten des Umweltschutzes zu än¬
dern.

Lassen Sie mich zusammenfassend zu diesem Be-
(B ) reich sagen : Lenkungsabgaben sind vor allem dort

erforderlich , wo Verbote nicht möglich sind oder
eine nachträgliche Beseitigung kaum möglich ist . Be¬
sondere Bedeutung muß einer Lenkungsabgabe da¬
her bei der Kohlendioxidemission zukommen . Glei¬
ches gilt aber auch für den Flächenverbrauch und
die daran anknüpfende Naturschutzabgabe.

Meine sehr geehrten Damen und Herren , die CDU
hat mit der Diskussion um eine Naturschutzabgabe
einen Denkanstoß gegeben , der in dieser Form je¬
denfalls von den GRÜNEN und der SPD nicht gekom¬
men ist . Im Zusammenhang mit der Novellierung des
Bundesnaturschutzgesetzes ist die Naturschutzab¬
gabe in der politischen Diskussion . Mögliche Ausge¬
staltungen werden derzeit erörtert , und durch eine
Naturschutzabgabe könnten marktwirtschaftliche
Anreize dafür geschaffen werden , daß eine Vielzahl
von kleineren Eingriffen unterbleibt , die ordnungs¬
rechtlich nicht erfaßt werden können , und im Ver¬
hältnis zur Landwirtschaft auf eine verstärkte natur¬
schutzfreundliche Nutzung hingewirkt werden
kann.

Meine sehr geehrten Damen und Herren , entschei¬
dend kommt es jedoch dabei darauf an , daß als Abga¬
betatbestand etwas unternommen wird , was umwelt¬
politisch eine entscheidende Bedeutung hat . Dabei
kann es richtig sein , den Abgabetatbestand des Flä¬
chenverbrauchs heranzuziehen . Grundsätzlich muß
bei allen Abgaben gelten , meine sehr geehrten Da¬
men und Herren , daß das Abgabenaufkommen ge¬
zielt für Umweltentlastung eingesetzt wird.

Es gibt dafür weitere Beispiele , die wir bereits ha¬
ben , ich denke an die Kompensationslösung im Imis-
sionsschutzrecht . Sie wissen , meine sehr geehrten
Damen und Herren , daß das Bundes -Imissionsschutz-
gesetz Kompensationslösungen vorsieht , bisher in
sehr engen Grenzen . Wir treten dafür ein , daß dieser
Kompensationsspielraum erweitert wird , und wir be¬
grüßen deshalb ausdrücklich , daß hier der Paragraph
7 des Bundes -Imissionsschutzgesetzes diesen Spiel¬
raum erweitern will . Es ist genauso denkbar , daß
Kompensationslösungen auch im Wasserhaushalts¬
recht eingeführt werden.

Ich will jetzt das Stichwort Benutzervorteile im Zu¬
sammenhang mit marktwirtschaftlichen Lösungen
ansprechen . Wir haben bereits heute Benutzervor¬
teile , denken Sie zum Beispiel an einen ganz einfa¬
chen Fall , den Rasenmäher ! Nach dem heutigen
Recht können Sie leisere Rasenmäher dann nutzen,
wenn die Benutzung lauter Rasenmäher untersagt
wird . Oder denken Sie jetzt an die Smog -Verord¬
nung , die auch im Land Bremen mittlerweile endlich
gilt , wonach Fahrzeuge mit Dreiwege -Katalysator
dann noch fahren können , wenn andere Fahrzeuge
schon ein Fahrverbot erhalten ! Dies sind Benutzer¬
vorteile , und da läßt sich sicherlich noch das eine
oder andere finden.

Eine weitere marktwirtschaftliche Lösung ist in
der Tat auch das Zwangspfand bei Verpackungen.
Sie wissen , daß mittlerweile auch — und wir unter¬
stützen das — darüber in anderen Bereichen nachge¬
dacht wird . Ich denke , daß bei Verpackungen im Be¬
reich der Wasch - , Putz - und Spülmittel ebenfalls so
etwas einzuführen ist.

Ein weiterer Punkt ist die steuerliche Vergünsti¬
gung . Kollege Fücks , der nun leider nicht mehr Kol¬
lege ist , aber gestern noch Kollege war , hat darauf
hingewiesen und bedauert , daß hier Einschränkun¬
gen vorgenommen wurden , was die steuerliche För¬
derung von Umweltschutzinvestitionen angeht . Wir
teilen diese Ansicht als CDU-Bürgerschaftsfraktion
in der Hinsicht , daß wir der Auffassung sind , daß hier
geprüft werden muß , ob mit dem Auslaufen steuerli¬
cher Begünstigungen im Umweltschutz neue steuer¬
liche Anreize geschaffen werden können , um zum
Beispiel auch Umweltschutzprogramme , gerade im
Bereich des Mittelstands , künftig nachhaltig zu för¬
dern.

Der letzte Punkt , den ich ansprechen will , ist die
Frage des Umwelthaftungsrechts ! Auch das neu zu
schaffende Umwelthaftungsrecht ist ein Beitrag zu
mehr marktwirtschaftlichem Umweltschutz . Durch
die Ausdehnung der zivilrechtlichen Haftung auf das
Modell der Gefährdungshaftung mit entsprechen¬
dem Versicherungsschutz werden die Betreiber von
Industrieanlagen veranlaßt , die Risiken aus dem Be¬
trieb solcher Anlagen weiter herabzusetzen . Wie sie
diese Risikominimierung vornehmen , bleibt dem
unternehmerischen Entscheidungsspielraum über¬
lassen.



Bremische Bürgerschaft (Landtag ) — 12 . Wahlperiode — 39 . Sitzung am 20 . 4 . 89 2485

(A) Meine sehr geehrten Damen und Herren , das be¬
deutet insgesamt , wenn man diese Bereiche sieht -- .

(Glocke)

Ich komme zum Schluß , Herr Präsident!

(Zurufe : Frau !)

Entschuldigung , Frau Präsident!
Das bedeutet , wenn wir das insgesamt betrachten,

daß wir bei dem Umweltschutz zu einer Vollkosten¬
kalkulation kommen müssen , was auch unseren
Wohlstand angeht . Es kann nicht sein , daß auf der
einen Seite wirtschaftlicher Wohlstand entsteht und
auf der anderen Seite Umweltschäden hingenommen
werden . Dies muß in einem vernünftigen Verhältnis
stehen . Wir wollen keine Umweltschäden , wir wol¬
len aber auch gleichzeitig wirtschaftlichen Wohl¬
stand , und in dem Sinne unterstützen wir alle Maß¬
nahmen , die hier neue Instrumentarien zum Schutze
der Umwelt einführen . — Schönen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Frau Leinemann : Als nächster hat
das Wort der Abgeordnete Töpfer . Herr Niederbre¬
mer , Sie haben die Redezeit nicht nur ausgeschöpft,
sondern überzogen , und wir wollten uns doch kurz
halten!

Abg . Töpfer (SPD ) : Frau Präsident , meine Damen
und Herren ! Trotz einiger Jahre Umweltpolitik in
der Bundesrepublik Deutschland konnte eine Teil¬
entlastung bei der Umweltverschmutzung nur in we¬
nigen Bereichen erzielt werden . In den meisten Be¬
reichen dagegen spitzt sich die ökologische Krise zu.
Ich nenne Beispiele : Grundwassergefährdung , Wald¬
sterben , Nord - und Ostseesterben , die Altlasten , das
Aussterben von Tier - und Pflanzenarten , die ungelö¬
sten Müll- und Sondermüllprobleme , Gifte in Nah¬
rungsmitteln , zunehmender Landschaftsverbrauch
und der rasante Energieverbrauch . Die Lage bei uns
in Deutschland ist dabei nur ein kleiner Ausschnitt
einer Situation , die die gesamte Erde erfaßt hat . Wir
kommen beim nächsten Tagesordnungspunkt ja
noch darauf zu sprechen : Treibhauseffekt , Ozonloch
und so weiter!

Ein Land wie die Bundesrepublik , das in der Spit¬
zengruppe der reichsten Länder steht , trägt eine be¬
sondere Verantwortung beim Gegensteuern gegen
diese menschenbedrohende Entwicklung . Die bishe¬
rige Umweltpolitik hat offenkundig nicht den ge¬
wünschten Erfolg gebracht . Für die SPD -Bürger¬
schaftsfraktion ist klar : Dies hängt auch mit den bis¬
her benutzten Instrumenten zusammen.

Bisher haben wir alle gemeinsam Umweltpolitik
überwiegend mit Geboten , mit Verboten , mit Grenz¬
werten , Richtwerten und so weiter betrieben . Diese
Mittel behalten unseres Erachtens auch in der Zu¬
kunft ihren Wert , aber sie reichen für eine neue Poli¬

tik der Umwelt - und Zukunftsvorsorge nicht mehr (C)
aus . Eine Reihe von schwerwiegenden aktuellen Um¬
weltproblemen kann man nicht mehr durch einfache
Verbots - und Gebotslösungen regeln . Das ist auch
schon aufgrund der Beiträge deutlich geworden , die
gestern und heute dazu geliefert worden sind . Bei¬
spielsweise kann man die Reduzierung des Ver¬
brauchs fossiler Energien oder den Abbau der harten
Chemie und ihre umweltverschmutzenden Rück¬
stände nicht mehr darüber lösen.

Grenzwerte schrecken nicht mehr ab . Jeder
Grenzwert war und ist auch ein politischer Wert und
häufig ein Entgegenkommen der Politik an die Indu¬
strie , meine Damen und Herren . Wenn sie beschlos¬
sen waren , und das ist Selbstkritik , waren sie schon
meistens wieder überholt , und die Politik hetzte wie¬
der neuen realistischen Werten hinterher . Das muß
vorbei sein ! Auch auf die heilsamen Kräfte des Mark¬
tes , auf die die Bundesregierung und auch Sie von
der CDU sowohl im Antrag als auch im Beitrag eben
von Herrn Niederbremer abgehoben haben , kann
angesichts der Gefahren nicht mehr allein gesetzt
werden . Boden , Luft und Wasser werden immer bela¬
steter , da helfen nicht mehr die Kräfte des Marktes.

Darum hat sich der SPD -Bundesparteitag im Herbst
letzten Jahres in Münster dafür ausgesprochen , Prei¬
se für die Nutzung von Umwelt festzusetzen . Dazu
zählen Umweltabgaben und Umweltsteuern . Damit
erwarten wir die ökonomischen Anreize , die die
Verursacher deher dazu bewegen , ihre Anstrengun¬
gen zu verstärken , die Umwelt weniger als bisher in
Anspruch zu nehmen . Eine solche Abgabe darf nicht
erdrosselnd wirken , aber auch nicht zu niedrig sein,
weil sonst die Gefahr des Freikaufens besteht.

Die Abgaberegelung muß auch so gestaltet wer¬
den , daß die Mittel zweckgebunden für Ausgleichs¬
maßnahmen eingesetzt werden . Steuern müssen
endlich dem Gefährdungspotential Rechnung tra¬
gen : höhere Steuersätze auf umweltschädliche , nie¬
drige auf umweltfreundliche Energieträger und Pro¬
dukte ! Höhere Kosten zum Beispiel auf den gesam¬
ten Energieverbrauch fördern den sparsamen Um¬
gang mit Energie . Sie würden auch die Entwicklung
neuer Energie fördern.

Lassen Sie mich ein schlechtes Beispiel anführen:
die Einführung der Erdgassteuer durch die Bundesre¬
gierung in Bonn ! Professor Hickel hat , glaube ich,
kürzlich in einem Artikel darauf hingewiesen , daß
dies eine katastrophale Fehlentscheidung der Bun¬
desregierungwar . Ich füge hinzu , diese Zusatzsteuer
nur in die Kasse des Bundes ist angesichts der dro¬
henden Klimakatastrophe der noch größere Skandal,
Herr Niederbremer.

(Abg . Niederbremer [CDU] : Was
wollen Sie denn ? Sie wollen doch das

gleiche !)

Genauso unvernünftig ist die Streichung von Para¬
graphen im Einkommensteuergesetz im Rahmen der
Steuerreform , wonach also Umweltschutzinvestitio-
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(A) nen ab 1991 nicht mehr gefördert werden . Statt des¬
sen wurde die Steuerbefreiung für Flugbenzin be¬
schlossen . Das ist ein weiteres unvernünftiges Mittel
gewesen , ein falsches Signal . Solche Signale können
nicht zu einer Wende in der Umweltpolitik bei¬
tragen.

Wir Sozialdemokraten wollen den ökologischen
Umbau unserer Industriegesellschaft . Wir müssen
deshalb zu einem ökologischen und ökonomischen
Gleichgewicht kommen . Dazu muß auch der ökologi¬
sche Umbau von Steuern und Abgaben erfolgen.
Noch immer ist die Abwasserabgabe das einzige Len¬
kungsinstrument im Umweltbereich . Sie ist seit meh¬
reren Jahren in Kraft.

Die Idee einer Umweltabgabe ist also nicht neu . Es
wurde darüber ja schon in früheren Jahren viel
diskutiert , aus allen Richtungen sozusagen , bei
Schwarz und bei Rot , also nicht erst die GRÜNEN ha¬
ben dieses Thema entdeckt . Lassen Sie mich ein Bei¬
spiel nennen : 1970 wurde in Hessen in der SPD über
eine Schwefelabgabe diskutiert . Damals , muß ich
hinzufügen , war so etwas noch nicht mehrheitsfähig,
ich denke , heute ist so etwas angesichts der Gefah¬
ren mehrheitsfähig.

Es gibt dann Überlegungen , Wasserpfennige ein¬
zuführen oder den Verbrauch von Rohstoff und
Energie steuerlich zu belasten , von einer Schrottge¬
bühr für Autos ist gesprochen worden . Die Umwelt¬
minister haben sich in den letzten Tagen mit der Fra-
ge beschäftigt . Die Diskussion ist mitten im Fluß,
nicht nur bei uns , auch im Ausland . Im Ausland gibt
es eigentlich beispielhafte Ansätze dafür , zum Bei¬
spiel in den USA, oft gescholten , aber hier vorbild¬
lich ! Dort müssen Firmen Abgaben für umweltge¬
fährdende Stoffe zahlen . In Österreich wird darüber
diskutiert , eine Abgabe für Sonderabfallerzeuger
einzuführen . Italien will eine Beutelsteuer einfüh¬
ren , um damit Plastiktüten zu vermeiden.

Damit auch hier in dieser Debatte klar wird : Uns
geht es nicht um den Erfindergeist für neue Steuern
und Abgaben ! Wir wollen auch nicht neue Einnah¬
mequellen für den Staat erschließen , wie das bei
Ihnen der Fall war mit dem Beispiel der Gasölsteuer.
Wir wollen allerdings sehr klar , daß der Preis für das
knappe Gut Umwelt verteuert und das Mehraufkom¬
men für neue Umweltschutzmaßnahmen zweckge¬
bunden eingesetzt wird.

Steuern und Abgaben sollen aber nicht die einzi¬
gen Instrumente in der Umweltpolitik sein , auch an¬
dere Maßnahmen sind zur Verhinderung von Bela¬
stungen weiterhin erforderlich . Wir haben sie in un¬
serem Antrag aufgeführt : konsequente Anwendung
der vorhandenen Rechtsvorschriften , strenge und
häufige Betriebsüberprüfungen , weiterhin natürlich
Verbote und Gebote und Grenzwerte . Trotzdem
müssen Verbote und Grenzwerte wesentlich ver¬
schärft werden . Hochtoxische und krebserregende
Stoffe müssen verboten werden , sobald auch nur der
Verdacht auf Gefährdung besteht . Wir brauchen
die Abkehr vom Verdünnungsprinzip . Das Prinzip,

Dreck , fein verteilt , ist auch sauber , durchlöchert
den Zwang , Verschmutzung zu vermeiden.

Wir müssen ein verändertes Haftungsrecht haben,
eine gesetzliche Haftpflichtversicherung . Haftungs¬
fonds sind zu bilden . Die Beweislast muß endlich um¬
gekehrt werden , meine Damen und Herren , das Um¬
weltstrafrecht muß wesentlich verschärft werden,
und letztlich wird es endlich Zeit , daß die Bundes¬
regierung die Umweltverträglichkeitsprüfung ein¬
führt . Sie ist schon fast ein Jahr im Rückstand gegen¬
über den Vorgaben der EG.

Nach unserer Auffassung werden diese umweltpo¬
litischen Instrumente neben Steuern und Abgaben
dazu beitragen , daß künftig mit weniger Ressourcen,
mit weniger Emissionen , mit weniger Abfällen und
mit geringeren Risiken produziert wird . Somit blei¬
ben die Umweltkosten beim Verursacher und wer¬
den nicht auf andere Gruppen abgewälzt . Denken
Sie an die Waldbauern , die darunter leiden müssen,
daß es den sauren Regen gibt , oder an die Fischer,
deren Fänge zurückgehen , weil die Gewässer ver¬
schmutzt werden , oder an jene Menschen , die an
Allergien und Krankheiten infolge zunehmender
Umweltverschmutzung leiden!

Diese Beispiele zeigen : Man muß nicht am Ende
der Kette ansetzen , sondern beim Verursacher,
schon im Produktionsverfahren beginnen . Hierbei
ist eindeutig festzuhalten , wir können dies in Ihrem
CDU-Antrag nicht erkennen.

Lassen Sie mich nun auf die Möglichkeiten einge¬
hen , die wir hier im Land Bremen sehen ! Es ist , wenn
ich das richtig in Erinnerung habe , aus der gestrigen
Antwort des Senats deutlich erkennbar geworden,
daß es verfassungsrechtliche Probleme gibt , Um¬
weltsteuern nur auf Landesebene einzuführen.
Wenn ich das richtig verstanden habe , hat der Senat
sich wie auch wir in unserem Antrag dafür ausge¬
sprochen , die Bundesmöglichkeiten zu nutzen.

Auch bei den Abgaben habe ich eine zurückhal¬
tende Antwort in Erinnerung . Wir wollen hier
eigentlich diesen Weg beschreiten , sage ich einmal
für die SPD -Bürgerschaftsfraktion und wage mich da
ein Stückchen weiter vor , als es der Senat mit seiner
Antwort von gestern getan hat . Ich gebe aber auch
offen zu , daß wir noch am Anfang der Diskussion
sind . Darum wollen wir auch mit unserem Antrag zu¬
nächst erst einmal den Senat auffordern , einen Be¬
richt darüber abzugeben , inwieweit diese Instrumen¬
te hier auf Landesebene genutzt werden können.

Ich will aber auch schon klare Beispiele nennen,
wo wir bei Gebühren vorangegangen sind . Erstes
Beispiel : Wir haben in der Umweltschutzdeputation
im Rahmen der Beschlußfassung über die Kosten-
und Gebührenordnung auch über die Einleitung von
Niederschlagswasser diskutiert . Dort sind bei der
Gebühr erstmalig Umweltgesichtspunkte berück¬
sichtigt worden.

Ein weiteres Beispiel : Sie haben sicherlich noch gut
in Erinnerung , daß wir die Gebühren für die Anliefe¬
rung der Materialien auf die Blocklanddeponie we-



Bremische Bürgerschaft (Landtag ) — 12 . Wahlperiode — 39 . Sitzung am 20 . 4 . 89 2487

sentlich erhöht haben . Auch eine neue Müllgebüh¬
renstruktur , die vorbereitet werden muß , muß um¬
weltpolitische Ansätze mit aufnehmen . Das sage ich
hier auch ganz deutlich!

(Präsident Dr . Klink übernimmt wieder
den Vorsitz .)

Zu erwähnen ist auch der umweltpolitische An¬
satz , den wir bei der Erhöhung der Trinkwasserge¬
bühren durch die Stadtwerke Bremen und Bremerha¬
ven erkennen . Die Gebührenerhöhungen sind unse¬
res Erachtens nicht nur deswegen erfolgt , weil es im¬
mer schwieriger und teurer wird , Trinkwasser zu ge¬
winnen , sondern sie sollen nach unserer Ansicht
auch Anreiz sein , weniger Wasser zu verbrauchen.

Zu den Gebühren , denke ich , hat es auch Ansätze
in der Antwort des Senats gegeben . Ich will aber
auch erkennen , daß ich wenig Chancen sehe , daß
wir zum Beispiel hier eine Beutelsteuer für Plastik¬
beutel einführen . Ich denke , der Weg muß dahin ge¬
hen , daß wir die Möglichkeiten ausschöpfen , die wir
haben , im Abgabenbereich etwas zu machen . Da
sind auch schon Ansätze erkennbar gewesen.

Allen müßte eigentlich klar sein , daß es zur Ver¬
besserung der Umweltsituation in der Bundesrepu¬
blik dringend erforderlich ist , auf Bundesebene und
für alle Länder gleich vorzugehen , wenn man über
steuerrechtliche Instrumente redet . Diesen Weg
wollen wir zuerst unterstützen . Ich bitte Sie deshalb
auch , unseren Antrag anzunehmen!

Nun möchte ich abschließend auf unser Abstim¬
mungsverhalten zu den einzelnen Anträgen einge¬
hen . Den CDU-Antrag lehnen wir ab . Er ist größten¬
teils inhaltsleer und ungenau , vielfach verschwom¬
men . Er enthält nur Allgemeinplätze . Er brächte aus
unserer Sicht vor allen Dingen nicht die ökologische
Bedeutung weiter voran . Ich denke , aus unserem An¬
trag ist klar zu erkennen , wohin der Weg gehen soll,
welche Umsteuerungsinstrumente wir sehen . Wir
beziehen klar politisch Front.

Zur Frist wollte ich noch sagen , es ist keine
Drückebergerei , wie uns Herr Fücks gestern vorge¬
worfen hat , daß wir in unserem Antrag den Senat
auffordern , bis zum Frühjahr 1990 einen Bericht vor¬
zulegen . Wir denken , angesichts vieler verfassungs¬
rechtlicher Fragen , aber auch vieler finanzverfas¬
sungsrechtlicher Fragen sollte die Zeit genutzt wer¬
den , bis zum Frühjahr 1990 die Thematik gründlich
zu erörtern und dann klare Beschlüsse darüber zu
fassen.

Zum FDP-Antrag möchte ich noch sagen , daß wir
die Punkte eins , zwei , drei und fünf annehmen,
wenngleich wir auch nicht mit allen Wortungen voll
einverstanden sind . Ich möchte als Beispiel Punkt
drei nennen , wo Sie darauf abheben , daß vorrangig
das Verursacherprinzip anzuwenden ist . Wir spre¬
chen uns klar dafür aus , aber ich beantrage jetzt
nicht Streichung des Wortes vorrangig.

(Abg . Neujahr [FDP ] : Das können wir
ruhig übernehmen !)

Gut , dann beantrage ich , das Wort vorrangig zu (C)
streichen , des weiteren in Punkt fünf das Wort gege¬
benenfalls . Wir wollen das Umwelthaftungsrecht ha¬
ben und die Umkehr der Beweislast , ich glaube , das
ist deutlich geworden , als zusätzliches neues Instru¬
ment.

Bei Punkt vier möchten wir uns der Stimme enthal¬
ten , weil folgende Dinge nicht klargeworden sind:
Sie verweisen da auf die Umweltverträglichkeitsprü¬
fung , auf den vorgelegten Gesetzentwurf der Bun¬
desregierung . Dieser ist noch gar nicht abschließend
diskutiert , er ist ja immer noch politisch umstritten.
Die SPD -Bundestagsfraktion und auch die Länder
wollen ein eigenes UVP-Gesetz , Sie dagegen wollen
eine Reihe von Gesetzen durch Paragraphenverän¬
derungen nur ergänzen.

Ich denke , man kann nicht einem Gesetz , das noch
in der Arbeit ist , das man noch gar nicht kennt , wie
Sie es ausgedrückt haben , bezüglich einer Verschär¬
fung des Umweltstrafrechtes nun schon zustimmen
und dieses begrüßen , sondern man muß den Ge¬
setzestext erst kennen und gründlich prüfen . Von
daher werden wir uns beim Punkt vier der Stimme
enthalten.

Deshalb schlage ich auch für den FDP -Antrag vor,
daß wir über die Punkte eins , zwei , drei und fünf,
Herr Präsident , insgesamt und über den Punkt vier
gesondert abstimmen . — Ich bedanke mich für die
Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der SPD ) (D)

Präsident Dr . Klink : Es waren doch zwei Ände¬
rungswünsche , die Sie hatten , einmal war es in der
Ziffer 5 das Wort gegebenenfalls . Das andere war?

Abg . Töpfer (SPD ) : In der Ziffer 3 die Streichung
des Wortes vorrangig , aber wie ich Herrn Jäger ver¬
standen habe , übernimmt die FDP diese beiden Än¬
derungen.

Präsident Dr . Klink : In Ziffer 5 auch ! Wir haben ja
gehört , daß der Änderungswunsch der GRÜNEN we¬
gen der Frist nicht vom Antragsteller übernommen
wird . Wird das dann ein Änderungsantrag der Frak¬
tion DIE GRÜNEN?

(Abg . Frau Dr . Hackstein [DIE
GRÜNEN] : Ja !)

Als Änderungsantrag , gut!
Als nächster hat das Wort der Abgeordnete Jäger.

Abg . Jäger (FDP ) : Herr Präsident , meine sehr ver¬
ehrten Damen und Herren ! Wir unterhalten uns heu¬
te über die Frage , inwieweit das Steuerrecht und das
Abgabenrecht eingesetzt werden können , um in der
Umweltpolitik bestimmte Veränderungen durchzu¬
setzen . Wir sehen das also primär als eine Frage des
Steuer - und Abgabenrechts . Meine Damen und Her¬
ren , dazu ein paar einführende grundsätzliche Aus¬
führungen über die Funktion einer Steuer!
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(A ) Im Grunde genommen hat eine Steuer die Funk¬
tion , dem Staat die Einnahmen zu verschaffen , die er
für den gesamten Aufgabenbereich staatlichen Han¬
delns braucht . Selbstverständlich gehört dazu auch
der Umweltschutz . Das heißt , jede Einnahme , die aus
Einkommensteuer , Mehrwertsteuer oder woher
auch immer erzielt wird , ist auch für diese staatliche
Aufgabe einzusetzen.

Steuer ist immer verstanden worden als ein Instru¬
ment der allgemeinen Haushaltsdeckung und nicht
als ein gezieltes Instrument , um eine bestimmte
staatliche Aufgabe zu finanzieren . Es gibt von die¬
sem Grundsatz eine einzige Ausnahme , die Kfz-
Steuer , die in ihrem Aufkommen gezielt eingesetzt
werden muß für Zwecke des Straßenverkehrs . Alle
anderen Steuern fließen in den allgemeinen Topf.

Jedermann weiß , Steuern sind in früheren Zeiten
in der Regel erfunden worden , um den Finanzbedarf
der Obrigkeit zu decken , und da ist man zum Teil
auf abenteuerliche Konstruktionen gekommen . Man
könnte , wenn man das nicht weiß , daß Steuern als
allgemeine Haushaltsmittel zur Deckung des Haus¬
halts eingesetzt werden , ja auch auf die Idee verfal¬
len , daß die Hundesteuer eigentlich die erste klassi¬
sche Umweltsteuer sei , denn wenn man einmal fragt,
welches Recht eigentlich der Staat hat , die Hunde¬
haltung zu besteuern , dann fällt mir eigentlich nur
ein , daß er aus deren Aufkommen das beseitigt , was
Hunde im allgemeinen Straßenbild und in den Anla¬
gen anrichten . Aber genau das geschieht nicht , die

(B ) Hundesteuer wird auch für allgemeine Ausgaben
verwandt.

Ich glaube , wir müssen uns diesen Grundsatz vor
Augen halten , wenn wir darüber diskutieren , ob nun
für einen Bereich wie den der Umweltpolitik , wie
wichtig er auch immer sein mag , dieses grundsätz¬
liche System der Erhebens von Steuern und des Ein¬
setzens von Steuern geändert werden soll . Wenn wir
das machen , wenn wir abweichen von dem allgemei¬
nen Grundsatz , Steuern sind Deckungsmittel für den
Haushalt , dann könnte man möglicherweise dazu
kommen , auch ganz andere Bereiche — ich denke an
Gesundheitsvorsorge , an Altersvorsorge , an vielfäl¬
tige staatliche Bereiche — durch gezielte Steuern zu
finanzieren.

Wir halten das im Prinzip für einen falschen Weg.
Wir sollten daran festhalten , auch als Aufgabe des
Staates , daß er seine gesamten Finanzierungsmittel
einzusetzen hat , um Probleme zu beseitigen . Dazu
gehören auch die Probleme der Umwelt.

(Beifall bei der FDP)

Bei der Anfrage der GRÜNEN — nun ist bedauer¬
licherweise Herr Fücks nicht mehr da — erkennen
wir als übergeordneten Grundsatz , die Lenkungs¬
mechanismen , die Eingriffsmechanismen des Staates
in Wirtschaftsabläufe zu verstärken . Das ist der zen¬
trale Ansatz dieser Großen Anfrage . Da erkläre ich
hier ganz eindeutig für uns : Dies halten wir für
falsch ! Dies halten wir auch im Sinne einer Umwelt¬

politik für den falschen Ansatz , denn es ist immer
noch am besten , den Bürger durch eigenes Verhal¬
ten , und zwar durch Prämieren seines eigenen Ver¬
haltens , dazu zu bringen , sich umweltbewußt zu ver¬
halten . Auch da gibt es ein Erfolgsbeispiel aus der
letzten Zeit.

Ich glaube , niemand wird bestreiten , daß die von
der Bundesregierung eingeführte Prämierung von
abgasarmen , schadstoffarmen Kfz in einer Weise da¬
zu beigetragen hat , daß die Zulassungszahlen für die¬
se Kfz sich erhöhen , wie das bei der ursprünglichen
Einführung wahrscheinlich kaum jemand erwartet
hat . Das heißt , der Bürger ist durchaus bereit , wenn
es Anreize gibt , sich entsprechend umweltbewußt zu
verhalten.

Meine Damen und Herren , ich verkenne aber auch
nicht , die grundsätzliche reine Lehre , aus welchen
Gründen der Staat Steuern erhebt und was er mit den
Steuern macht , ist in den letzten Jahren in dieser
Form nicht mehr durchgeführt worden . Es gibt
durchaus , gerade im Abgabenbereich , Beispiele da¬
für — die Abwasserabgabe ist genannt worden , es
gibt andere — , daß ein bestimmtes Verhalten des
Bürgers durch eine Abgabe belastet werden sollte,
um ihn zu anderen Verhaltensweisen zu bringen.

Eine solche Abgabe ist auch im Prinzip , weil sie ein
anderes Instrument ist als die allgemeine Steuer und
weil sie auch gezielt eingesetzt werden kann , zu be¬
jahen . Wir halten allerdings , meine Damen und Her¬
ren , und da stützen wir die Position des Senats im Ge¬
gensatz zu der der SPD -Fraktion , nichts davon , daß
Bremen sich anschickt , auf diesem Feld eigene Ge¬
bührentatbestände , zusätzliche Abgaben zu ent¬
wickeln . Ein Land wie Bremen , bestehend aus zwei
Städten , wo Sie praktisch jederzeit ohne irgend¬
welche Schwierigkeiten ins Umland ausweichen
können , ist schlecht beraten , so etwas einzuführen.

(Beifall bei der FDP)

Das wird nach unserer Befürchtung in der Regel
dazu führen , weil es ein Kostennachteil für Bremer
Bürger und Bremer Unternehmen im Vergleich zu
Umlandunternehmen und -einwohnern ist , daß der
Bürger den bequemen Weg des Ausweichens ins
Umland wählt . Meine Damen und Herren , dann ist
das , was Sie mit einer solchen Bremen -spezifischen
Abgabe erreichen wollen , ein verbessertes Verhal¬
ten , im Grunde genommen ins Gegenteil verkehrt.
Insofern sind wir gegen solche Sonderwege Bre¬
mens.

Herr Niederbremer , deshalb auch eine Bemerkung
zu der von Ihnen vorgeschlagenen Deponieabgabe!
Ich weiß jetzt nicht , da sind Sie undeutlich geblieben,
ob Sie das denn nur für Bremen einführen wollen . Sie
haben es unter dem Aspekt gesagt , Bremen könnte
so etwas tun . Wenn Sie das aber beschränkt meinen,
bezogen auf die Deponien Bremens , dann halten wir
das aus den eben genannten Gründen für falsch.
Wenn wir so etwas machen wollen , dann ist der rich¬
tige Weg , in der Zusammenarbeit der Umweltmini-
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(A ) ster in Bund und Ländern so etwas zu erwägen und
umzusetzen und nicht bremische Alleingänge vorzu¬
nehmen.

Ich sehe , Herr Niederbremer , in diesem Vorschlag
von Ihnen auch einen Widerspruch zu Ihrem eige¬
nen Antrag . Sie haben in Ihrem Antrag im letzten
Absatz ausgeführt : „Die Bürgerschaft lehnt die Ein¬
führung von Umweltsteuern oder Umweltabgaben,
die einer Steuerbelastung gleichkommen und ledig¬
lich zu Einnahmeerhöhungen führen , ab .

"

Ich frage Sie : Was ist denn eine Abgabe , ob sie als
Deponieabgabe bezeichnet wird oder wie auch im¬
mer , anderes als eine zusätzliche Belastung des Bür¬
gers und gleichzeitig eine Einnahmeerhöhung beim
Staat ? Hier sehen wir einen zentralen Widerspruch
zu dem , was Sie vorgeschlagen haben!

Wir sehen auch einen Widerspruch zu dem , was
beispielsweise die Koalitionsregierung von CDU und
FDP in Hessen einführen will , nämlich , nachdem sich
die Prämierung der Anschaffung von umweltver¬
träglichen Autos in so einer deutlichen Weise ausge¬
zahlt hat , nunmehr nicht Schadstoff gereinigte , nicht
mit Katalysatoren ausgerüstete Autos mit einem Ma¬
lus zu versehen . Das ist der Vorschlag der Regierung
in Hessen , und die Bundesregierung hat sich nach
meiner Kenntnis diesem auch angeschlossen , trägt
das politisch mit.

Auch das ist natürlich eine zusätzliche Abgabe , die
zu Einnahmeerhöhungen führt , und wenn Sie das ab-

(B ) lehnen , Herr Niederbremer , dann können Sie nicht
gleichzeitig sich für eine Deponieabgabe ausspre¬
chen . Ich wäre Ihnen dankbar , wenn Sie das klarstel¬
len würden.

Nun ein Wort zu den uns vorliegenden Anträgen!
Herr Töpfer , ich habe bereits gesagt , die von Ihnen
vorgeschlagenen Streichungen dieser beiden Worte
akzeptieren wir . In der Tat ist es dadurch , wenn Sie
wollen , noch etwas präziser , es wird eine gewisse Re¬
lativierung herausgenommen . Wir sind bereit , das zu
übernehmen.

Wir finden es auch bemerkenswert , daß die Mehr¬
heitsfraktion bereit ist , von den fünf Ziffern unseres
Antrags immerhin vier mitzutragen . Herr Töpfer,
wir finden das insbesondere deshalb bemerkens¬
wert , weil wir im Gegensatz zu Ihrem Antrag erken¬
nen , daß Sie sich doch zu der gemeinsamen erfolgrei¬
chen Politik , die die sozialliberale Koalition von
1969 an im Umweltbereich betrieben hat , bekennen.

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren , das muß doch hier ein¬
mal deutlich gesagt werden , es wird ja leicht der Ein¬
druck erweckt , auch in der öffentlichen Diskussion,
als habe sinnvolle Umweltpolitik erst begonnen , seit¬
dem es GRÜNE gibt . Das ist ja nicht wahr , Herr Tie¬
fenbach , es ist nicht wahr ! Das erste umfassende Um¬
weltprogramm — von dem blauen Himmel über der
Ruhr von Willy Brandt will ich gar nicht reden , das
war sozusagen der erste Hinweis — hat der erste

Innenminister der sozialliberalen Koalition , Gen - (C)
scher , vorgelegt.

(Beifall bei der FDP)

Ich glaube , Herr Töpfer , es steht uns gut an , das
auch einmal deutlich zu sagen und nicht den Ein¬
druck zu erwecken , als würden wir permanent hin¬
terherlaufen . Ich glaube , es steht uns auch gut an,
einmal deutlich zu sagen , daß in der Bundesrepublik
Deutschland im Vergleich zu vielen anderen euro¬
päischen Ländern im Bereich der Umweltpolitik Bei¬
spielhaftes geleistet worden ist . Dabei beschönige
ich in keiner Weise , was alles noch zu tun ist , über¬
haupt nicht ! Aber Sie müssen das auch einmal im
internationalen Vergleich sehen . Nehmen Sie die
Diskussion über die Einführung der Katalysatoren!
Das bundesrepublikanische Beispiel hat ja erfreuli¬
cherweise auch zum Umdenken auf europäischer
Ebene geführt . Nehmen Sie die Diskussion über
Dünnsäureverklappung!

(Abg . Tiefenbach [DIE GRÜNEN] : Das
ist aber nun nicht Ihr Verdienst !)

Herr Tiefenbach , aus dem immer noch möglichen
Ausweichen in andere Länder können Sie entneh¬
men , daß diese Bundesrepublik Deutschland , und
zwar Bund und Länder , ich will das überhaupt nicht
parteipolitisch monopolisieren , Beispielhaftes gelei¬
stet hat , und da ist es auch gut für uns und auch für
die Bürger draußen , das einmal festzustellen . Wenn P)
man das feststellt , glaube ich , dann ist man auch in
der Lage , zusätzliche Anstrengungen zu unterneh¬
men und dafür um politische Unterstützung zu
werben.

Herr Töpfer , ich verstehe , daß Sie mit der Ziffer 4
bestimmte Probleme haben , wenn Sie sagen , wir wis¬
sen ja nicht , was darin steht . Aber da stellen Sie sich
ja dümmer , als Sie sind.

(Widerspruch bei der SPD)

Unwissender ! Verzeihung , ich nehme das „dumm"
zurück und ersetze es durch „unwissend " ! Was in
dem Gesetzentwurf der Bundesregierung über die
Umweltverträglichkeitsprüfung steht , wissen Sie ja,
und weil Sie es wissen , darum wird darüber auch
kontrovers diskutiert.

Selbstverständlich weiß man auch , was der Bun¬
desjustizminister hinsichtlich der Verschärfung des
Umweltstrafrechts beabsichtigt , das ist seit einem
Jahr in der Diskussion . Wenn Sie sagen , es liege
noch nicht in einem offiziellen Entwurf vor , dann ha¬
ben Sie in gewisser Weise recht , aber gleichwohl , die
politische Botschaft , die sich dahinter verbirgt , de¬
ren Inhalt kennen Sie , und Sie könnten ihm ohne
weiteres zustimmen . Aber wir sind schon sehr ein¬
verstanden , daß es bei Ihnen in diesem Punkt ledig¬
lich zu einer Enthaltung kommt . Auch daraus ent¬
nehme ich , daß Sie die Tendenz dieser politischen
Absicht teilen.
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(A ) Unser Verhalten zu den Anträgen der beiden an¬
deren Fraktionen ! Herr Niederbremer , ich habe Ih¬
nen schon gesagt , daß ich den Widerspruch in Ihrem
Antrag nicht begreife und ihn aufzulösen bitte,
ansonsten müßten wir uns wegen dieses für uns
nicht einsehbaren Widerspruchs in Ihrem Antrag
der Stimme enthalten.

Hinsichtlich des Antrages der SPD , Herr Töpfer,
werden Sie verstehen , daß wir Probleme damit ha¬
ben , wenn Sie hier öffentlich verkünden , es bedürfe
einer Wende in der Umweltpolitik . Ich habe eben
versucht darzulegen , daß die Umweltpolitik in der
Bundesrepublik eine Tradition von ungefähr 20 Jah¬
ren hat , und wenn man das politisch akzeptiert , dann
finden wir es sehr bedenklich , nunmehr den Ein¬
druck zu erwecken , als bedürfte es einer grund¬
legenden Wende . Ich glaube , Herr Töpfer , daß das
nicht der Fall ist.

Vielleicht nehmen Sie Gelegenheit , auch dies noch
klarzustellen , um uns die Zustimmung zu Ihrem An¬
trag zu erleichtern , sonst würden wir bei diesem er¬
sten Absatz uns der Stimme enthalten . Die anderen
Prüfaufträge an den Senat tragen wir mit , wenn¬
gleich wir , um das noch einmal deutlich zu sagen , die
Gewißheit , die Sie haben , daß Bremen hier Allein¬
gänge machen muß , keineswegs teilen , aber wir ha¬
ben nichts dagegen , daß der Senat einen Prüfauftrag
erhält und die Senatorin Gelegenheit hat , in ange¬
messener Zeit darüber hier zu berichten . — Ich darf
mich für Ihre Aufmerksamkeit bedanken!

(B)
(Beifall bei der FDP)

Präsident Dr . Klink : Meine Damen und Herren,
wir sind heute große Meister im Unterbrechen , und
vielleicht sind Sie damit einverstanden , daß wir das
Ergebnis der Wahlen jetzt bekanntgeben und ich zu
diesem Zweck die Beratung dieses Komplexes unter¬
breche.

Ich stelle Einverständnis fest.
Es sind für alle drei Listen 91 ausgegebene Stimm¬

zettel , abgegebene Stimmzettel ebenfalls 91 , davon
ungültig ein Stimmzettel . Das gilt für alle drei Zettel,
bis auf den dritten . Bei den sonstigen gesellschaftlich
relevanten Organisationen gab es drei ungültige
Stimmzettel.

Ich werde Ihnen jetzt das von den Schriftführern
festgestellte Ergebnis vortragen , und zwar nur die,
die gewählt sind mit den Stimmen , die sie bekommen
haben , und die Gruppen , die sie vertreten , so daß wir
uns alle anderen ersparen können , die praktisch kei¬
ne oder nur ganz wenige Stimmen erhalten haben.

Wahlvorschläge Kammern oder andere berufs¬
ständische Organisationen , das ist die erste Liste ge¬
wesen : Gewählt sind Frau Petra Schulze -Grönda mit
78 Stimmen , von der Rechtsanwaltskammer , dem
Bremischen Anwaltsverein und der Bremer Notar¬
kammer , Herr Rainer Lohse , Bremerhaven , vom
Deutschen Bundeswehrverband , 70 Stimmen , Herr
Jürgen Fränzel , vom Deutschen Journalistenver¬

band , 85 Stimmen . Das ist die erste Liste . Diese drei (C)
sind gewählt.

Zweite Liste : Kultur , Jugend , Bildung , Erziehung!
Hier sind gewählt von der Bremer Sportjugend Herr
Gerold Rudolphi aus Bremerhaven mit 84 Stimmen,
vom Landesmusikrat Bremen e . V . Frau Siegrid
Ernst , Bremen , mit 82 Stimmen und vom Verband
Deutscher Schriftsteller Frau Konstanze Radziwill,
Bremen , mit 84 Stimmen.

Von der Liste drei , sonstige gesellschaftlich rele¬
vante Organisationen — hier waren , wie gesagt , drei
Stimmzettel ungültig — , sind gewählt vom gemein¬
samen Wahlvorschlag vom Gesamtverband Natur-
und Umweltschutz Unterweser e . V . und Bund für
Umwelt - und Naturschutz Deutschland Frau Dr . Ise-
lin A . von Ehrenstein , Bremen , mit 78 Stimmen , Ver¬
braucherzentrale des Landes Bremen e . V . Herr Rü¬
diger Wanke , Bremen , mit 84 Stimmen , Arbeiter¬
wohlfahrt Frau Ursula Kaltenstein , Bremerhaven,
mit 84 Stimmen , Bremer Frauenausschuß Frau Inge
Menze , Bremen , mit 81 Stimmen und Dachverband
der Ausländerkulturvereine Bremen e . V . Frau Gule
Iletmis , Bremen , mit 81 Stimmen . Das ist das Ergeb¬
nis.

(Beifall)

Ich gehe davon aus , daß dieser Ausschuß bald sei¬
ne Arbeit aufnehmen wird.

Meine Damen und Herren , damit ist dieser Punkt
abgeschlossen , und wir kehren wieder zurück zur (D)
Aussprache über den Komplex Umweltabgaben.

Als nächste hat das Wort Frau Senator Lemke-
Schulte.

Senator für Umweltschutz und Stadtentwicklung
Frau Lemke -Schulte : Herr Präsident , meine sehr ver¬
ehrten Damen , meine Herren ! Ich denke , Herr Fücks
hatte gestern in seiner Abschlußrede recht , als er
sagte , daß sich dieser Landtag wahrscheinlich noch
häufiger mit dieser Frage beschäftigen und darüber
beraten wird , denn richtig ist ja auch , wir befinden
uns erst am Anfang der Diskussion.

Es stellt sich wirklich die Frage , wie ich in diesem
komplizierten Feld durch Steuern in die richtige
Richtung steuere oder auch mit dem ordnungspoliti¬
schen Instrumentarium , mit dem wir hier umgehen
müssen . Auf der einen Seite stehen das komplizierte
Steuersystem und die unglaublich begrenzten Mög¬
lichkeiten , die ein Land , eine Kommune , eine Ge¬
meinde in dieser Frage hat — ich hoffe , daß es ge¬
stern auch aus der Antwort des Senats auf die Große
Anfrage der GRÜNEN deutlich hervorgegangen ist
— , und auf der anderen Seite stehen diese abgaben¬
rechtlichen Instrumentarien . Herr Jäger hat ver¬
sucht , das etwas aufzuhellen , und hat den Unter¬
schied zwischen Steuern und Abgaben , Ge- und Ver¬
boten deutlich zu machen versucht , und auch Herr
Töpfer hat das getan.

In der Tat ist es bislang so gewesen , daß das Steuer¬
system eine zweckgebundene Einsetzung von Steu-
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ern nicht vorsieht , natürlich auch nicht bei der Hun¬
desteuer . Das wäre hervorragend , wenn ich das Geld
nutzen könnte für die Beseitigung dessen , was die
Hunde so von sich geben , wobei es aber nach dem
Motto geht , mein Hund ist sozusagen dicht.

Eine Abgabe , meine Damen , meine Herren , ist im¬
mer zweckgebunden einzusetzen . Das ist ja das In¬
teressante an der Angelegenheit , wobei es ja bei der
Abwasserabgabe so ist , je mehr sie gegen Null geht,
also je weniger Einnahmen ich daraus habe , je weni¬
ger ich sie zweckgebunden sozusagen zu verwenden
habe , um so erfolgreicher ist sie umweltpolitisch ge¬
wesen . Das ist der Sinn und Zweck der Abgabe.

Wenn es uns nun endlich gelänge , mit Mehrheit in
den Ländern und im Bund eine Luftschadstoffabgabe
einzuführen , wie es die SPD -Bundestagsfraktion in
ihrem neuen Vorschlag , was das Steuersystem und
die abgabenrechtlichen Regelungen anbetrifft , vor¬
sieht , dann könnten wir diese natürlich auch ent¬
sprechend zweckgebunden zur Luftreinhaltung ein¬
setzen , übrigens eine Forderung , die von Seiten Bre¬
mens schon seit vielen , vielen Jahren in der Umwelt¬
ministerkonferenz erhoben wird , die aber immer
wieder abgelehnt worden ist.

Herr Jäger , was das Gebührenrecht anbetrifft:
Wenn ich nun auch noch die Müllgebühren für das
Land Bremen in der Umweltministerkonferenz dis¬
kutieren müßte , dann sage ich Ihnen , lehne ich das
schlichtweg ab , mit Sicherheit auch die Kollegen aus
den anderen Ländern , gleich welcher Partei sie ange¬
hören.

Im letzten Jahr haben wir darüber diskutiert , wie
wir durch die Gestaltung der Müllgebühren zu mehr
Recycling und Wertstofferfassung kommen könnten
und daß das mehr Geld kostet . Wir haben auch dar¬
über diskutiert , ob wir die Deponiegebühren für die
schädlichen Stoffe erhöhen sollten , die wir dort nicht
haben wollen , und sie zu senken beispielsweise für
Grünabfälle , die wir gern haben wollen , um sie zu
Kompost verarbeiten zu können.

Das umweltpolitische Instrumentarium , um etwas
zu bewegen , wird zu fast 80 Prozent aus dem Gebüh¬
renaufkommen finanziert , und das geht jedem Kolle¬
gen gleich , den ich treffe und der darüber zu verhan¬
deln hat . Das ist im Moment der Fakt und die Tatsa¬
che . Vielleicht ist 80 Prozent ein bißchen hoch , aber
zu 70 Prozent wird es in jedem Fall aus dem Gebüh¬
renaufkommen finanziert . Das sind also die Möglich¬
keiten , die wir zur Zeit haben und in denen wir uns
bewegen . Deshalb denke ich auch , daß vieles bei die¬
sem Thema Uko -Steuern noch daraus diskussionsbe¬
dürftig ist , und zwar unabhängig von der jeweiligen
politischen Position.

Wir müssen uns immer wieder fragen , wie wir die
einer Belastung zugrunde liegenden Werte zum Bei¬
spiel so regeln könnten , daß der Aufwand auch nicht
unverhältnismäßig hoch wird , wo Verbote und Ge¬
bote zweckmäßig bleiben , wo Höchstgrenzen unver¬
meidlich sind , wie sich die Umweltsünden der Land¬
wirtschaft vernünftig in ein solches System integrie¬

ren lassen , wo zweckgebundene Abgaben sinnvoller (C)
sind als Steuern , deren Erträge ja eben auch zweck¬
gerichtet eingesetzt werden können , oder wie Mehr¬
einnahmen durch Entlastung bei der Einkommen¬
steuer oder Umsatzbesteuerung an Verbraucher und
Unternehmen zurückgegeben werden können.
Diese paar Fragen nur einmal als Beispiele!

Das macht ja auch die Sache so kompliziert . Inso¬
fern sollten Sie Ihrem Kollegen Fücks ausrichten,
das , was man auf Landesebene nutzen kann — wie
begrenzt es ist , das ist , glaube ich , deutlich geworden
— , wollen wir ja auch versuchen . Es ist ja nicht so,
daß wir hier alles ablehnen . Die Kollegin Schreyer,
die ja im übrigen Ukonomin ist und von diesem Ge¬
biet sehr viel versteht , wird uns vielleicht in Berlin
einige hilfreiche Vorschläge unterbreiten und Rat¬
schläge geben , wie es denn gehen könnte , da sie mei¬
nes Erachtens nach dem , was ich bis jetzt kennenge¬
lernt habe , auch in dieser Hinsicht eine sehr realisti¬
sche Politik betreibt.

Nun zu dem , was zur Zeit in der Bundesrepublik
landauf , landab diskutiert wird , aber von der CDU-
Bundesregierung eben offensichtlich völlig anders
gesehen wird ! Zum Beispiel kommt diese Halbherzig¬
keit , die ich von der Regierung kenne , auch vom Re¬
aktorminister Töpfer auch in Ihren Antrag , Herr
Niederbremer , wieder zum Vorschein . Das ist diese
vertraute Halbherzigkeit , die man -- .

(Zuruf des Abg . v . d . Schulenburg
[CDU] ) (D)

Töpfer heißt der ! Kennen Sie den nicht , den Herrn
Bundesminister Töpfer!

(Abg . Wilhelms [CDU] : Bundesminister
haben Sie nicht gesagt !)

Natürlich , das habe ich gesagt ! Ich meinte nicht
unseren Herrn Töpfer , den Sprecher der Umweltde¬
putation!

(Abg . Niederbremer [CDU] : So weit
ist er nicht , und so weit wird er auch nicht

kommen !)

Er ist doch auch Minister für Reaktorsicherheit , das
werden Sie doch nicht leugnen , es ist in seinem Titel!

(Abg . Niederbremer [CDU] : Für
Reaktorsicherheit !)

Na gut , dann habe ich es jetzt gesagt ! Bleiben Sie
ruhig ! Ich will ihn ja nicht besonders treten , aber
auch nicht da besonders schonen , wo er es nicht ver¬
dient hat.

Diese Halbherzigkeit kommt auch in Ihrem Antrag
wieder zum Vorschein , ich denke , Herr Jäger hat das
deutlich gemacht . Was bedeuten eigentlich diese
marktwirtschaftlichen Instrumente , die Sie nur ein¬
setzen wollen ? Klären Sie es auf!
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(A) Auch muß ich Ihnen sagen , meine Damen und Her¬
ren von der CDU-Fraktion , auch Ihrem sogenannten
Steuerreformgesetz 1990 , das die Bundesregierung
vorlegt , fehlt wirklich insgesamt jeglicher ökologi¬
scher Ansatz , obwohl es doch wirklich eine Pilot¬
funktion für ein zukunftsorientiertes Steuersystem
haben sollte . So wird es jedenfalls der Bevölkerung
vorgegaukelt , daß es so sein sollte . Im Gegenteil , es
beseitigt sogar die wenigen Regelungen , die wir bis¬
lang gehabt haben . Herr Töpfer hat darauf hingewie¬
sen.

Der Paragraph 7 d Einkommensteuergesetz , mit
dem man in fünf Jahren Umweltschutzinvestitionen
abschreiben kann , der auch von bremischen Unter¬
nehmen bisher sehr intensiv genutzt worden ist —
das ist schon beschlossene Sache — , wird einfach ge¬
strichen , den gibt es nicht mehr , obwohl er hier viele
Anreize gegeben hat ! Wie vereinbaren Sie das mit
Ihrer Position ? Die SPD -Länder haben da große
Schwierigkeiten . Auch die Investitionszulage zur
Förderung regenerativer Energien wird schlicht ge¬
strichen . Sie können sich doch nicht verbal so äu¬
ßern und sich dann in der Praxis völlig anders verhal¬
ten ! Dies wird Ihnen die Bevölkerung nicht abneh¬
men , auch wenn Sie noch so sehr darum herumre¬
den.

(Beifall bei der SPD)

Das mit annähernd 50 Millionen DM geplante
(B) größte Steuerverzichtsgesetz aller Zeiten hätte mei¬

nes Erachtens wirklich deutliche Akzente setzen
können , eben in die ökologische Richtung . Diese
Chance hätten Sie gehabt , Sie haben diese Chance
vertan!

(Beifall bei der SPD)

Aber ich will die Hoffnung nicht aufgeben , und
vielleicht setzt sich ja die Fachministerin , die es
eigentlich wissen müßte , die Finanzministerin des
Landes Niedersachsen , Frau Breuel , durch , denn ir¬
gendwann kommt auch ein Wahljahr , und es gibt
einen Parteitag der CDU hier in Bremen im Septem¬
ber , es gibt eine Umweltkommission , die Vorschläge
erarbeiten soll.

(Abg . Niederbremer [CDU] : Hat !)

Sie haben eine gute Chance , sich gerade in Bremen
hier einzubringen und entsprechende Vorschläge zu
unterbreiten . Deshalb möchte ich meine Rede auch
schließen mit einem Zitat von Frau Breuel , das ich in
der „Zeit " gelesen habe und von dem ich sagen darf,
vielleicht besteht ja doch noch Hoffnung , daß auch
Sie hier eine Wende begleiten und mittragen kön¬
nen . Ich hoffe , ich darf das zitieren , Herr Präsident!
Frau Brauel sagt:

„Umweltsteuern aus sozialen Gründen abzulehnen
wäre ebenso falsch wie aus angeblich wettbewerbs¬
politischen Gründen . Sozialpolitischen Fortschritt

erreicht man nicht dadurch , daß man Umweltpolitik (C)
unterläßt . Das Prinzip der sozialen Marktwirtschaft
gebietet es nicht , den Preis der Ware , das heißt den
Preis der Umwelt , zu vermindern , sondern den Be¬
troffenen in die Lage zu versetzen , den Preis auch zu
zahlen . Sozialpolitik ist die eine Seite , marktwirt¬
schaftliche Umweltpolitik die andere . Für die Ver¬
brauchssteuer auf umweltgefährdende Stoffe , für die
Umweltsteuer gibt es keine Alternative .

" Soweit
Frau Breuel!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr . Klink : Als nächster hat das Wort der
Abgeordnete Niederbremer.

Abg . Niederbremer (CDU) : Herr Präsident , meine
Damen und Herren ! Frau Senator Lemke , Sie hätten
sicherlich noch wesentlich mehr aus den Ausführun¬
gen von Frau Breuel zitieren können , denn das , was
sie zu diesem Bereich sagt , ist weitgehend sinnvoll
und unterstützenswert . Es wird schwierig klarzuma¬
chen , wie Sie auf der einen Seite ganz offensichtlich
die Politik von Frau Breuel unterstützen und teilen
wollen

(Frau Senator Lemke - Schulte : In
diesem Fall ja !)

und auf der anderen Seite sich gegen marktwirt-
schaftliche Elemente im Umweltschutz aussprechen .

^ '
Dies klappt nicht , Frau Senator Lemke!

(Beifall bei der CDU)

Man kann sich nicht bei dem Kuchen nur die Rosi¬
nen heraussuchen und den Rest liegenlassen , weil er
einem nicht schmeckt , sondern es wäre dann sinn¬
voll , das ganze Gericht , den ganzen Kuchen zu
essen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren , das ist
auch der Eiertanz gewesen , den der Kollege Töpfer,
der Sprecher der Umweltdeputation von der SPD,
hier im Haus gemacht hat . Er hat ebenfalls den Ein¬
druck erweckt , als ob er sich gegen marktwirtschaft¬
liche Instrumente wendet , weil dies bei vielen SPD-
Kollegen vielleicht nicht ganz in das Weltbild paßt.
Er hat davon gesprochen , daß man von dem Markt
nicht die Heilungsmittel auch im Umweltschutz er¬
warten sollte —

(Abg . Töpfer [SPD ] : Das ist auch richtig !)

er bestätigt das auch noch durch seinen Zwischenruf
— , und gleichzeitig redet er davon , daß durch Steu¬
ern und Preise umweltschädliche Produkte verteuert
werden sollen und umweltfreundliche Produkte
durch andere Maßnahmen verbilligt werden sollen.
Ja , meine Damen und Herren , was ist denn das ande¬
res als Marktwirtschaft ? Dies ist doch Marktwirt-
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(A ) schaft , und das können Sie doch nicht anders dar¬
stellen!

(Abg . Tiedemann [SPD ] : Sie haben Ihre
eigene Marktwirtschaft nicht verstanden !)

Hier werden marktwirtschaftliche Instrumentarien
eingesetzt , um auf der einen Seite Produkte zu ver¬
billigen , auf der anderen Seite zu verteuern . Ich bin
gespannt , wie Sie das voreinander bekommen.

Ich will einmal Ihren Antrag zur Hand nehmen,
den Sie hier — ich finde , immer noch früh genug,
aber zwei Monate , nachdem wir einen Antrag vorge¬
legt haben — vor ein paar Tagen eingebracht haben.
Da sagen Sie im ersten Punkt , ich will das einmal zi¬
tieren:

„Die Bürgerschaft (Landtag ) stellt fest , daß die bis¬
herigen Instrumente der Umweltpolitik , zum Beispiel
Gebote , Verbote , Grenzwerte , nicht zum Erfolg ge¬
führt beziehungsweise sich in ihrer Wirkung als sehr
begrenzt gezeigt haben .

" Sie fordern dann , so lautet
ja auch die Überschrift , „die Wende in der Umwelt¬
schutzpolitik durch die Einführung von Umweltsteu¬
ern und Abgaben " .

Meine sehr geehrten Damen und Herren , wer hat
denn bis 1982 die Politik in der Bundesrepublik be¬
stimmt ? Wenn Sie jetzt sieben Jahre später zu der
Auffassung kommen , daß dort eine Wende notwen¬
dig ist , würde ich sagen , ist das noch nicht zu spät.
Aber Sie von der SPD haben damals die Bundesregie-

(B) rung geführt , und Herr Jäger hat ja gerade die sozial¬
liberale Koalition noch einmal besonders dargestellt.
Heute wollen Sie eine Wende dieser Politik und mei¬
nen , daß diese Maßnahmen , die Sie damals einge¬
führt haben , falsch sind ? Ich verstehe beim besten
Willen nicht , wie Sie hier argumentieren!

(Beifall bei der CDU)

Sie können nicht so tun , als ob bestimmte Maßnah¬
men , die Sie auch teilweise mit eingeführt haben , die
die jetzige Bundesregierung wesentlich verschärft
hat — ich erinnere noch einmal an die Großfeue-
rungsanlagenverordnung , ich erinnere nur an die
TA Luft , ich erinnere an Maßnahmen wie Abwasser¬
abgabengesetz und andere — , nun plötzlich falsch
sind.

Sie haben auch in Ihrem Beitrag , ich will darauf
noch einmal eingehen , als besonders schädlich eine
Maßnahme im Zusammenhang mit der Steuerreform
dargestellt , nämlich die Erdgassteuer.

(Abg . Tiedemann [SPD ] : Natürlich !)

Ja , Sie rufen noch einmal dazwischen „ natürlich " !
Dann müssen Sie sich einmal an Ihre Kollegen der
SPD auch auf Bundesebene wenden . Ich habe vor ein
paar Tagen einen großen , ausführlichen Artikel ge¬
lesen , wo Sie sich dafür massiv als SPD stark machen,
daß die Steuern für Gas , für Heizöl , für Benzin und
für Kohle entsprechend erhöht werden sollen , daß

diese Energieträger verteuert werden sollen . Wie (C)
paßt das denn zusammen , wenn Sie sich hier bei ei¬
ner anderen Steuererhöhung für denselben Energie¬
träger massiv dagegen wehren ? Dies ist unglaubwür¬
dig , meine Damen und Herren von der SPD!

Wenn Sie meinen — ich komme noch einmal dar¬
auf — , daß ein Benzinpreis von zwei DM für die Be¬
völkerung tragbar ist , wenn Sie meinen , daß die Wär¬
meversorgung teurer werden soll , das Heizen teurer
werden soll , wenn Sie meinen , daß der Strom , die
Energie teurer werden soll , wenn Sie meinen , daß
das Autofahren teurer werden soll , dann sagen Sie
dies doch so deutlich und kaschieren das nicht im Zu¬
sammenhang mit Umweltdiskussionen!

Ihr Vorschlag , Frau Senator Lemke , Sie haben das
gerade noch einmal gesagt , man müsse dafür eine
Entlastung bei der Einkommensteuer zum Beispiel
durchführen , ist fragwürdig . Wie wollen Sie das
denn bei denen hinbekommen die gerade durch die
Steuerreform gar keine Einkommensteuer mehr zu
zahlen brauchen?

(Beifall bei der CDU)

Wie wollen Sie denn diese Entlastung hinbekom¬
men bei Sozialhilfeempfängern , die keine Steuern
zahlen , die aber dann zukünftig mehr für Energie
und für Heizung zahlen sollen ? Ist das eine soziale
Politik , hat das etwas mit sozialdemokratischer Poli¬
tik zu tun ? Meine Damen und Herren , dies paßt auch
in dieser Frage nicht zusammen , Sie täuschen hier (D)
die Leute.

Ich will einen Punkt noch aufgreifen , der für mich
ganz interessant war in dem Beitrag vom Kollegen
Töpfer , die Frage der Trinkwassergebühren . Ich hal¬
te das für einen interessanten Aspekt , der so bisher
noch nicht debattiert wurde . Ich werde auch meiner
Fraktion empfehlen , daß wir der Frage nachgehen,
ob es richtig ist , daß die Stadtwerke Bremen sozusa¬
gen aus Wasserspargründen die Trinkwassergebüh¬
ren über das wirtschaftlich notwendige Maß hinaus
erhöht haben . Das haben Sie gesagt , und wenn dies
so ist , dann wäre ja interessant , wo dieser erhöhte
Beitrag von den Stadtwerken im Umweltschutz ein¬
gesetzt wird . Das möchten wir ja ganz gern wissen,
dann ergäbe es ja einen Sinn.

(Zuruf von Frau Senator Lemke-
Schulte)

Bisher ist dies nicht so gesagt worden.
Frau Senator Lemke , Sie haben vielleicht in dem

Moment nicht genau zugehört . Herr Töpfer hat dies
gerade als ein typisches Beispiel Bremer Politik ge¬
priesen , daß hier schon einmal Umweltabgaben bei
der Trinkwassergebühr mit eingeführt wurden . Ich
finde , dies ist ein interessanter Ansatzpunkt . Offen¬
sichtlich haben Sie da mehr Informationen . Wir wür¬
den gern diese Informationen auch haben wollen
und dem einmal nachgehen , wie hoch der Betrag ist
und wieviel Millionen DM hier jährlich den Bremer
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Bürgerinnen und Bürgern aus angeblichen Umwelt¬
gründen entzogen werden , die wir aber praktisch
dann nicht wiedersehen . Ich weiß nicht , wo die Stadt¬
werke damit bleiben.

Zu der Frage vom Kollegen Jäger , was unseren
letzten Absatz im Antrag betrifft , und die Frage der
Deponieabgaben ! Ich habe dies zum Beispiel im Zu¬
sammenhang — und diese Diskussion läuft ja auch in
Bremen — mit der Frage eines besonderen Beitrags
bei der Sondermüllentsorgung gemeint . Sie wissen,
daß in anderen Bundesländern teilweise eine geson¬
derte Abgabe , die nicht direkt so deklariert wird , bei
der Sondermüllentsorgung erhoben wird , um zum
Beispiel auch Altlasten zu sanieren . Sie wissen , daß,
wenn Bremen Sondermüll nach Niedersachen ent¬
sorgt wird , mittlerweile dort auch indirekt eine sol¬
che Abgabe mit erhoben wird , um Altlasten zu sanie¬
ren . Dies wäre zum Beispiel so eine Möglichkeit , die
wir sehen.

Eines ist ganz klar , und deshalb verstehe ich auch,
daß die SPD unseren Antrag nicht mitmachen will:
Der entscheidende Punkt ist in der Tat der letzte Ab¬
satz , wo wir deutlich sagen , daß wir die Einführung
von Umweltsteuern oder Umweltabgaben ablehnen,
die einer Steuerbelastung gleichkommen . Ich habe
das gerade deutlich gemacht . Ihre Politik ist eine an¬
dere : Sie wollen Umweltabgaben und Umweltsteu¬
ern auch als zusätzliche Steuerbelastungen , als zu¬
sätzliche Einnahme einführen , und deshalb lehnen
Sie ganz konkret diesen Absatz ab.

(Abg . Tiedemann [SPD ] : Falsch !)

Frau Senator Lemke , Sie haben auch den Eindruck
erweckt , als ob die CDU in ihrem Antrag nur sagt,
Marktwirtschaft über alles , und sonstige Maßnah¬
men im Umweltschutz jetzt fallen lassen will . Da
empfehle ich Ihnen dann doch noch einmal — viel¬
leicht haben Sie das nicht für wichtig erachtet — , un¬
seren Antrag genau zu lesen . Da heißt es : „Die Bür¬
gerschaft (Landtag ) ist der Auffassung , daß in der
Umweltpolitik neben Geboten , Verboten und Nor¬
men sowie der Umwelthaftung verstärkt Instru¬
mente der sozialen Marktwirtschaft eingesetzt wer¬
den müssen .

" Sie müssen dann schon den Antrag
lesen und nicht von vornherein Ihre vorgefaßte Mei¬
nung entsprechend darstellen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren , zu den
Anträgen ! Den Antrag der FDP werden wir mitma¬
chen . Bei dem Antrag der SPD werden wir uns der
Stimme enthalten . Dieser Antrag enthält manch
Neues und manch Gutes , aber wie das vielfach ist,
das Neue ist nicht gut , und das Gute ist nicht neu.

Wir werden dem Antrag in diesen Formulierun¬
gen , in der Zielsetzung und auch in der Terminie¬
rung nicht zustimmen , weil wir meinen , daß auf der
einen Seite der Eindruck erweckt werden soll , daß es
um eine Wendepolitik geht , die Sie aber in Wahrheit
gar nicht wollen . Sie wollen keine andere Umweltpo¬
litik , das geht aus den einzelnen Sätzen hervor . Auf

der anderen Seite , wo es konkret darum geht , daß (C)
wir auch den Senat auffordern , setzen Sie einen Ter¬
min , und da teilen wir die Meinung der GRÜNEN,
der sehr weit gefaßt ist . Es wäre auch schon nach Be¬
antwortung der Großen Anfrage der GRÜNEN mög¬
lich , daß der Senat jetzt sagt , wo er konkrete Ansatz¬
punkte sieht , und nicht erst in einem Jahr . Deshalb
können wir diesem Antrag nicht zustimmen und
werden uns der Stimme enthalten . — Schönen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Dr . Klink : Meine Damen und Herren,
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Dann ist die Beratung geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.
Ich lasse zuerst über den Antrag der Fraktion der

CDU mit der Drucksachen -Nummer 12/466 abstim¬
men.

Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der
Drucksachen -Nummer 12/466 seine Zustimmung
geben möchte , den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür CDU und Abg . Altermann
[DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD und DIE GRÜNEN)

Stimmenthaltungen ? (D)

(FDP)

Ich stelle fest , dieser Antrag ist abgelehnt.
Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den

Antrag der Fraktion der SPD mit der Drucksachen-
Nummer 12/508 . Hier hat die Fraktion DIE GRÜ¬
NEN -- .

(Abg . Jäger [FDP] : Wir beantragen ge¬
trennte Abstimmung , Ziffern 1 bis 3 !)

Es ist zunächst von der Fraktion DIE GRÜNEN be¬
antragt worden , in der Ziffer 4 die Worte „bis Früh¬
jahr 1990 " zu ersetzen durch „bis September 1989 " .

Wer diesem Änderungsantrag seine Zustimmung
geben möchte , den bitte ich um das Handzeichen!

Pafür CDU , DIE GRÜNENund Abg . Alter-
mann [DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD)

Stimmenthaltungen?

(FDP)

Ich stelle fest , dieser Änderungsantrag ist abge¬
lehnt . Es bleibt also bei der alten Fassung.
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(A)

(B)

Jetzt ist abschnittsweise Abstimmung beantragt
worden , und zwar dergestalt , daß wir über die Zif¬
fern 1 bis 3 in einem Vorgang und über Ziffer 4 in
einem weiteren Vorgang abstimmen.

Wer den Ziffern 1 bis 3 seine Zustimmung geben
möchte , den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD und DIE GRÜNEN)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Abg . Altermann [DVU])

Stimmenthaltungen?

(CDU und FDP)

Ich stelle fest , die Ziffern 1 bis 3 sind angenommen.
Wer der Ziffer 4 seine Zustimmung geben möchte,

den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU , FDP und Abg . Alter¬
mann [DVU])

Stimmenthaltungen?

(DIE GRÜNEN)

Ich stelle fest , auch Ziffer 4 ist angenommen . Da¬
mit ist der Antrag der Fraktion der SPD in der Fas¬
sung der Drucksachen -Nummer 12/508 angenom¬
men.

Nunmehr rufe ich den Entschließungsantrag der
Fraktion der FDP mit der Drucksachen -Nummer
12/514 auf . Hier sind von der SPD Anregungen ge¬
kommen , und zwar zwei geringfügige Änderungen,
die der Antragsteller übernommen hat . Außerdem
ist beantragt worden , abschnittsweise Abstimmung
dergestalt , daß über die Ziffern 1,2,3 und 5 in einem
Abstimmungsvorgang und über Ziffer 4 in einem
zweiten Vorgang abgestimmt wird.

Ich stelle zunächst einmal fest , daß der Antragstel¬
ler zwei Änderungen der SPD -Fraktion übernommen
hat . Insofern ist eine geringfügige Änderung der Ur-
sprungsfassung eingetreten.

Ich rufe jetzt zur Abstimmung auf die Ziffern 1 , 2,
3 und 5.

Wer diesem Teil des Antrags seine Zustimmung
geben möchte , den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD , CDU, FDP und Abg . Alter¬
mann [DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen DIE GRÜNEN)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest , die Ziffern 1 , 2 , 3 und 5 haben Zu - (C)
Stimmung gefunden.

Wer der Ziffer 4 seine Zustimmung geben möchte,
den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür CDU, FDP und Abg . A 11 e r m a n n
[DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen DIE GRÜNEN)

Stimmenthaltungen?

(SPD)

Ich stelle fest , die Ziffer 4 ist abgelehnt . Damit ist
der Antrag der Fraktion der FDP, Drucksache
12/514 in der Fassung der Ziffern 1,2,3 und 5 ange¬
nommen . Ziffer 4 ist abgelehnt.

Klimaveränderung
Antrag der Fraktion der SPD

vom 16 . Januar 1989
(Drucksache 12/412)

Dazu

Änderungsantrag der Fraktion der FDP
vom 28 . Februar 1989 (D)
(Drucksache 12/469)

Änderungsantrag der Fraktion DIE GRÜNEN
vom 17 . April 1989

(Drucksache 12/506)

Wir verbinden hiermit:

Klimaveränderung
Antrag der Fraktion der CDU

vom 28 . Februar 1989
(Drucksache 12/468)

Landespolitische Maßnahmen wegen
Klimaveränderung und für Umweltschutz
Kleine Anfrage der Fraktion DIE GRÜNEN

vom 14 . März 1989

Dazu

Antwort des Senats vom 18 . April 1989
(Drucksache 12/512)

— Ausprache —

Die Kleine Anfrage ist auf Verlangen der Fraktion
DIE GRÜNEN gemäß Paragraph 29 Absatz 5 der Ge¬
schäftsordnung nachträglich auf die Tagesordnung
gesetzt und aufgrund eines zu Beginn der heutigen
Sitzung gefaßten Beschlusses mit den Punkten fünf
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(A ) und sechs verbunden worden . Ich korrigiere mich,
nicht heute , sondern gestern zu Beginn der Sitzung.

Die Antwort auf die Kleine Anfrage ist vom Senat
gestern erteilt worden und liegt allen Abgeordneten
hektographiert unter der Drucksachen -Nummer
12/512 vor.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.
Als erster hat das Wort der Abgeordnete Tiefen¬

bach.

(Abg . Frau U h 1 [SPD ] : Herr Tiedemann hat
sich als erster gemeldet ! Das ist unser An¬

trag !)

Eine Sekunde einmal , ist das richtig ? — Es ist rich¬
tig , es ist ein SPD -Antrag . Wer hat sich von der SPD
gemeldet ? Entschuldigung , dann korrigiere ich mich.

Als erster erhält das Wort der Abgeordnete Tiede¬
mann , weil der Antragsteller nach der Geschäftsord¬
nung zunächst die Möglichkeit der Begründung er¬
hält.

Abg . Tiedemann (SPD ) : Sehr geehrter Herr Präsi¬
dent , meine Damen und Herren ! Die SPD -Bürger¬
schaftsfraktion legt Ihnen heute einen Antrag zum
Thema Ursachen und Folgen von Klimaveränderun¬
gen vor . Wir haben uns eben mit einem Thema be¬
faßt , das diesen Bereich genauso betrifft wie der jet¬
zige Tagesordnungspunkt . Unser Antrag beschäftigt
sich mit den Maßnahmen , die eingeleitet bezie-

(B) hungsweise intensiviert werden müssen , um einer
drohenden globalen Klimakatastrophe entgegenzu¬
wirken.

(Abg . Gassdorf [CDU] : Ich wäre schon
zufrieden , wenn hier im Raum bessere Luft!

wäre ! — Beifall bei der SPD)

Ich denke , der Präsident der Bürgerschaft hat Ihre
Bemerkung gehört und wird dem Vorstand der Bre¬
mischen Bürgerschaft einen Vorschlag unterbreiten,
wie auch hier im Haus das Klima verbessert werden
kann!

(Glocke)

Präsident Dr . Klink : Bitte , nicht noch einmal ! Wir
haben es schon einmal versucht . Wir haben viel
Geld investiert , aber das Verhältnis von Leistung
und Kosten ist auch für mich nicht spürbar.

(Unruhe und Zurufe)

Bitte , fahren Sie fort!

Abg . Tiedemann (SPD ) : Meine Damen und Herren,
ich denke , daß wir zum Antrag zurückkommen soll¬
ten , den die Sozialdemokraten eingebracht haben
und zu dem auch andere Fraktionen dieses Hauses
Anträge vorgelegt haben . Die Schlagworte heißen
Ozonloch und Treibhauseffekt . Die Auswirkungen

heißen Temperaturanstieg , Ansteigen des Meeres¬
spiegels , Ausdehnung von Steppen und Wüstenre¬
gionen.

(Vizepräsident Frau Leinemann über¬
nimmt den Vorsitz .)

Für uns in der norddeutschen Tiefebene leuchtet
wohl am ehesten ein , welche katastrophalen Auswir¬
kungen ein Ansteigen des Meeresspiegels haben
muß . Wissenschaftler haben deutlich gemacht , und
darüber ist in den letzten Monaten vom Fernsehen
und von der Presse berichtet worden , was voraus¬
sichtlich passieren wird , wenn die Erdtemperatur um
ein paar Grad ansteigt . Die Erwärmung würde große
Eismassen an den Polen und Gebirgsgletschern zum
Schmelzen bringen , und als unvermeidliche Folge
würde das Ansteigen des Meeresspiegels die Über¬
flutung großer Landmassen verursachen.

Meine Damen und Herren , wie es bei Wissen¬
schaftlern üblich ist , gibt es unterschiedliche Aussa¬
gen darüber , wie hoch der Temperaturanstieg ausfal¬
len könnte und wann es soweit ist . Die Aussagen
schwanken zwischen drei und sechs Grad Celsius
und daß er in den nächsten 80 bis 100 Jahren eintre¬
ten kann . Dazu hat sich vor kurzem ein Vorstands¬
mitglied der Rheinisch -Westfälischen Elektrizitäts¬
werke , Dr . -Ing . Josef Spalthoff , geäußert . Er hat das
bewertet wie andere namhafte Wissenschaftler,
nämlich daß bei aller Unsicherheit doch eines zum
Nachdenken anregen muß : Selbst wenn es nur zu ei¬
ner mittleren Temperaturerhöhung um ein bis 1,5
Grad kommt , wie die konservativen Berechnungen
vorhersagen , dann würde aus der in nur 50 bis 100
Jahren ablaufenden Temperaturerhöhung eine so
starke klimatische Veränderung resultieren , daß die
Vegetationsgürtel der Erde in dieser kurzen Zeit
nicht folgen könnten.

Aber wichtiger , als zu wissen , wie und wann genau
ein solches Szenario eintreten könnte und ob dann
noch ein Stück Bremen oder Bremerhaven aus dem
Wasser herausragt oder nicht , ist es , schon heute mit
der politischen Arbeit zu beginnen , um die Entwick¬
lung zu einem solchen Szenario zu verhindern , zu¬
mindest zu bremsen . Daß die Instrumente der Markt¬
wirtschaft weltweit versagt haben , um diesen Proble¬
men gerecht zu werden , das ist , glaube ich , allen hier
im Hause vertretenen Fraktionen klar.

(Beifall bei der SPD - Abg . G a s s d o r f
[CDU] : Ja , waren Sie denn im Sozialismus

besser ?)

Sie haben anscheinend überhaupt nicht verstan¬
den , was ich hier gesagt habe!

(Abg . Gassdorf [CDU] : Ich warte ja auf
Ihren Beitrag !)

Wissen Sie , Sie kennen ja das ökonomische Prinzip,
Herr Gassdorf , und ich verstehe auch , daß Sie sich
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(A) dem ökonomischen Prinzip sehr verpflichtet fühlen,
und das heißt eben , mit dem geringsten Aufwand
den größten Ertrag zu erzielen . Dagegen ist insge¬
samt , bezogen auf das Wirtschaften , sicherlich
nichts einzuwenden , aber , wenn Sie das immer noch
nicht begriffen haben , wir steuern auf eine welt¬
weite Katastrophe zu . Die Wissenschaftler sind sich
darüber einig , daß wir wahrscheinlich kaum noch
Möglichkeiten haben gegenzusteuern . Man kann
dann hier nicht mit billigen Parolen , wie , die Markt¬
wirtschaft werde das schon machen , operieren , son¬
dern man muß wirklich darüber nachdenken , und
zwar nicht nur in Bremen und in der Bundesrepublik,
sondern weltweit , wie man diese drohende Klima¬
katastrophe abwenden kann.

(Beifall bei der SPD)

Ich bin nicht bereit hinzunehmen , daß Sie hier den
Versuch machen , das Ganze ins Lächerliche abglei¬
ten zu lassen , Herr Gassdorf!

(Beifall bei der SPD - Abg . G a s s d o r f
[CDU ] : Weil Sie der Marktwirtschaft den
Vorwurf machen ! Genosse Sozialismus ko¬

piert uns ja , weil er es auch nicht kann !)

Sie haben es immer noch nicht begriffen!

(Abg . G a s s d o r f [CDU ] : Bei Ihnen ist
' ' das auch schwer , Herr Kollege !)

Ich habe nicht der Marktwirtschaft den Vorwurf
gemacht , und ich habe auch nicht die Marktwirt¬
schaft in irgendeiner Weise , wie Sie es eben formu¬
liert haben , abqualifiziert , sondern ich habe — und
nun hören Sie einmal zu , damit Sie es endlich begrei¬
fen — ziemlich deutlich formuliert , daß die Markt¬
wirtschaft die Probleme , die wir im Umweltbereich
haben , in der Vergangenheit nicht gelöst hat und,
ich denke , auch in der Zukunft nicht lösen kann.

Man kann natürlich darüber nachdenken , ob man,
ich sage einmal , marktkonforme Instrumente wählt,
um möglicherweise dem entgegenzusteuern . Wir
hatten ja die Debatte über Gebühren und Steuern,
und Sie meinten vorhin in Ihrem Beitrag wahrschein¬
lich marktwirtschaftskonforme Instrumente , die hier
eingesetzt würden , Herr Niederbremer . Insofern
denke ich , daß diese Instrumente , Gebühren und
Steuern , in der Tat marktwirtschaftskonform sind,
da will ich Ihnen nicht widersprechen!

Aber , meine Damen und Herren , zurück zum The¬
ma ! Die Enquete -Kommission „Schutz der Erdatmo¬
sphäre " des Deutschen Bundestages hat vor kurzem
einen ersten Zwischenbericht vorgelegt , der ganz
deutlich belegt , daß die Lufthülle der Erde bedenk¬
lich labiler geworden ist . Dieser Prozeß , das können
wir alle erkennen , schreitet schleichend voran und
gefährdet das Klima , die natürlichen Lebensbedin¬
gungen und schließlich den Menschen selbst.

Die Bedrohung besteht in zweifacher Hinsicht . Er- (C)
stens , die schützende Ozonschicht schwindet , beson¬
ders in den antarktischen Breiten , und zusätzlich än¬
dert sich die natürliche Temperaturverteilung in den
oberen Ozonschichten . Darüber ist in der Vergan¬
genheit sehr intensiv berichtet worden , so daß ich
auf die Ursachen im einzelnen nicht einzugehen
brauche . Zweitens , der Treibhauseffekt nimmt zu,
und damit geht die Erwärmung der Erde einher.

Meine Damen und Herren , den Treibhauseffekt,
soweit er natürliche Ursachen hat , hat es auf dieser
Welt schon immer gegeben . Wir verdanken ihm
selbstverständlich auch , daß es möglich ist , auf die¬
ser Erde zu leben . Das heißt , die Dampfwolken und
die natürlich vorkommenden Gase in den verschie¬
denen Sphären über der Erde tragen dazu bei , daß
sich die mittlere Temperatur auf der Erde um etwa
15 Grad plus bewegt und nicht , wie das ohne diese
Gase wäre , bei ungefähr 15 Grad minus . Es ist also
der von Menschen verursachte zusätzliche Treib¬
hauseffekt , den ich meine , und über ihn will ich kurz
ein paar Worte sagen:

Dieser Treibhauseffekt entsteht durch eine hohe
Konzentration hausgemachter Gase in der Tropo¬
sphäre , das heißt in den Luftschichten bis zehn Kilo¬
meter Höhe . Verursacher ist zu 50 Prozent das Koh¬
lendioxid , also CO2 , das aus der Verbrennung fossi¬
ler Brennstoffe wie Kohle , Erdöl , Holz und Erdgas
stammt . Herr Niederbremer , Sie wissen es natürlich
auch ganz genau , unter diesen fossilen Brennstoffen pjist Erdgas noch am umweltfreundlichsten , weil bei
seiner Verbrennung etwa im Vergleich zur Braun¬
kohle weniger als die Hälfte Kohlendioxid entsteht.

Meine Damen und Herren , insofern ist die Auffas¬
sung der Sozialdemokraten auch völlig richtig gewe¬
sen , daß man eine Verschiebung zu Ungunsten des
Erdgases nicht mitmachen wollte . Wenn die Sozial¬
demokraten insgesamt , um Energie einzusparen , ge¬
sagt haben , man müsse durch eine Besteuerung die¬
ser Stoffe dafür sorgen , daß weniger verbraucht wer¬
de , dann ist das eine ganz andere Argumentation . Im
einzelnen wird der Spareffekt davon abhängen , mit
welcher Steuer welcher Brennstoff besteuert wer¬
den wird.

Aber ich denke mir , das haben Sie ganz genau ge¬
wußt . Sie haben das nur so schön vermischt , damit es
so aussehen sollte , als sei von den Sozialdemokraten
falsch argumentiert worden . Ich stelle also fest , die
Sozialdemokraten liegen hier sehr richtig!

Zu 20 Prozent sind wiederum die Fluorchlorkoh¬
lenwasserstoffe , FCKW , so werden sie immer gern
abgekürzt , am Treibhauseffekt beteiligt . Sie haben
den Nachteil , daß sie sehr lange in den bodennahen
Schichten hängenbleiben , bevor sie in die Strato¬
sphäre aufsteigen . Das ist das eigentliche Problem,
das bei diesen FCKW hinzukommt . Zu zirka 15 Pro¬
zent ist das Methan , das aus den Mülldeponien , aus
Reisanbaugebieten und aus den großen Massentier¬
haltungen kommt , und zu zehn Prozent das Ozon
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(A ) verantwortlich , das sich unter Einwirkung des Son¬
nenlichts hauptsächlich aus den Stickoxiden der Kfz-
Abgase bildet.

Diese hohe Konzentration der Treibhausgase
macht die Erde sozusagen zu einem Schwitzkasten,
denn sie verhindert , daß die Wärmeabstrahlung der
Erde wieder in das Weltall zurückgeworfen wird . So¬
weit kurz zu dem Bereich , der unseren Antrag be¬
trifft , denn wir haben ihn einmal in Thesen und dann
in Forderungen aufgeteilt!

Wie sieht die Situation gegenwärtig weltweit aus?
Gegenüber dem vorindustriellen Wert ist bereits
weltweit ein durchschnittlicher Anstieg von 0,7
Grad Celsius zu verzeichnen . Seit der Weltklimata¬
gung von Villach im Jahr 1987 gehen Klimaforscher
davon aus , daß bei einem anhaltenden Trend der
Emissionen klimaschädlicher Gase Temperaturerhö¬
hungen von drei bis sechs Grad Celsius zu erwarten
sein könnten . Deswegen , meine Damen und Herren,
bedarf es größter Anstrengungen , die Erderwär¬
mung in sogenannten toleranten Grenzen zu halten.

Die Weltklimakonferenz von Toronto im Sommer
1988 hat die Gefahren , die sich aus der Zerstörung
der Erdatmosphäre ergeben , mit den Verwüstungen
verglichen , die sich nach menschlichen Vorstellun¬
gen nur mit den Folgen einer atomaren Vernichtung
verbinden . Diese Gefahren , meine Damen und Her¬
ren , sind noch wenig greifbar , aber doch nicht un¬
realistisch . Herr Gassdorf , häufig ist es so , daß die
Menschen dazu neigen , die Dinge zu verdrängen , die

(B) sie nicht unmittelbar bemerken oder noch nicht be¬
weisen können.

(Abg . Gassdorf [CDU] : Warum meinen
Sie , daß das bei mir der Fall ist ?)

Sehen Sie , das habe ich nicht gesagt,

(Abg . Gassdorf [CDU] : Dann müssen
Sie nicht meinen Namen ansprechen !)

Ich wollte nur Ihre Aufmerksamkeit wieder erwar¬
ten.

(Abg . G a s s d o r f [CDU] : Mich hat nur
gestört , daß Sie das immer dem Kapitalismus
zurechnen und dem Sozialismus eben nicht,

das hat mich gestört , sonst nichts !)

Ich hoffe , daß auch Sie feststellen werden , daß das
alles weniger mit Sozialismus oder mit Kapitalismus
zu tun hat , sondern daß es sich hierbei um ein welt¬
weites Problem handelt , an dem wir , denke ich , ganz
ernsthaft dadurch Anteil nehmen sollten , daß wir die
Ursachen in die richtigen Bahnen lenken.

(Beifall bei der SPD)

Die prognostizierten Verschiebungen in den Klima¬
parametern und der Verlust des Sonnenschutzes sind
jedenfalls schleichende und nach menschlichen Zeit¬

räumen nahezu irreversible Vorgänge . Das heißt,
man wird sie möglicherweise nicht wieder rückgän¬
gig machen können.

Folgende Schadensauswirkungen sind nach dem
gegenwärtigen Wissensstand namhafter Forscher zu
erwarten : die Verwandlung fruchtbarer Flußdeltas
in unfruchtbare Salzgebiete , die Norderweiterung
von Wüsten um Hunderte von Kilometern ; eine Zu¬
nahme von Wetteranomalien , sintflutartige Regen¬
fälle , Hitzewellen , Dürreperioden , Verschiebungen
der Verteilung der Regenfälle , katastrophale Über¬
schwemmungen , die möglicherweise sogar Völker¬
wanderungen auslösen werden;

(Abt . Töpfer [SPD ] : Jetzt schon !)

Schädigungen des Pflanzenwachstums und der Mee¬
resbiologie ; die Zunahme von Krankheiten wie
Krebs , Immunschäden , Augenkrankheiten.

An der Zerstörung der Erdatmosphäre — und dafür
habe ich hier keinen Schuldigen bei einem Anhän¬
ger irgendeiner Ideologie gesucht , sondern ich
denke , daß wir das weltweit zu regeln haben und daß
alle dafür verantwortlich sind — zeigt sich die Ganz¬
heit und zugleich die Zerbrechlichkeit der Erde deut¬
lich . Die Menschheit befindet sich in einer ökologi¬
schen Schlüsselsituation . Mit der Zerstörung der Er¬
datmosphäre ist die Umweltzerstörung global gewor¬
den . Die Auswirkungen zeigen sich schon heute in
Ländern tropischer Breiten , zum Beispiel an der Zu¬
nahme der Wirbelstürmen , der Dürrezeiten , der
Meereserwärmung und der sintflutartigen Regenfäl¬
le . Auf die Dauer wird sich kein Land der Erde diesen
Gefahren entziehen können.

Nun suche ich den Hauptschuldigen nicht bei den
landsuchenden Ureinwohnern in Brasilien , die durch
Brandrodung sicherlich auch dazu beitragen , daß die
C02 -Emissionen zunehmen , sondern ich sage es hier
ganz deutlich : Die Hauptverantwortung für die Ab¬
wendung einer Klimakatastrophe liegt bei den Indu¬
strieländern!

(Beifall bei der SPD — Glocke)

Vizepräsident Frau Leinemann : Ihre Redezeit ist
leider abgelaufen , Herr Abgeordneter , es tut mir
leid!

Abg . Tiedemann (SPD ) : Die Hauptverantwortung
für die Abwendung der Klimakatastrophe liegt also
bei den Insustrieländern.

Meine Damen und Herren , ich werde mich nach¬
her noch einmal melden , soweit meine Fraktion zu
den einzelnen Anträgen der anderen Fraktionen
darstellen muß , wie sie sich verhalten will . Ich den¬
ke , ich schließe an dieser Stelle meine Rede mit
einem Zitat des Bundespräsidenten Richard von
Weizsäcker , weil er in wenigen Worten dargestellt
hat , in welcher Situation wir uns heute befinden . Er
hat gesagt:
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(A ) „Noch nie zuvor in der Geschichte hat jeder ein¬
zelne Mensch so große Ansprüche an unseren Mut¬
terplaneten gestellt , ihn für das eigene materielle
Wohlergehen so weitgehend ausgenützt , wie heu¬
te .

" Er mahnt : „Nur wenn wir die Natur um ihrer
selbst willen schützen , wird sie uns Menschen erlau¬
ben zu leben .

" — Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerk¬
samkeit!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Frau Leinemann : Als nächster hat
das Wort der Abgeordnete Neujahr.

Abg . Neujahr (FDP ) : Frau Präsident , meine Damen
und Herren ! Wir diskutieren einen Antrag , der in der
Komplexität von uns eigentlich kaum diskutierbar
ist . Wer beispielsweise einen Blick in den schon ge¬
nannten Bericht der Enquete -Kommission zur Vor¬
sorge zum Schutz der Erdatmosphäre wirft , der wird
allein bei der Durchsicht des Abschnittes A , Zusam¬
menfassung und erste Ergebnisse , feststellen , daß
die Zeit der hier geführten Debatte überhaupt nicht
ausreicht , Ursachen , Folgen und erste Gegensteue¬
rungsmaßnahmen darzustellen . Jeder Debattenbei¬
trag kann daher nur eine kurze Skizze sein . Wenn er
allerdings die Funktion erfüllt , wachzurufen und auf¬
zurütteln , dann hat er eine sinnvolle Aufgabe erfüllt.

Zwei große Problembereiche werden mehr und
mehr zur Herausforderung für die Menschheit . Ge-

(B ) meint sind der Ozonabbau in der Stratosphäre und
der Treibhauseffekt . Ursache dieser Erscheinungen
sind in beiden Fällen menschliche Eingriffe in die
Natur , vorwiegend die durch menschliche Aktivitä¬
ten freigewordenen Spurengase . Für den Ozonabbau
in der Stratosphäre sind hauptsächlich verschiedene
chlorhaltige Substanzen , im wesentlichen Fluor¬
chlorkohlenwasserstoffe verantwortlich . Sie werden
ausnahmslos industriell produziert . Ihr größter An¬
wendungsbereich lag bis vor einigen Jahren im Ein¬
satz von Treibmitteln in Spraydosen . Heute werden
sie vorwiegend bei der Kunststoffverschäumung , als
Löse- , Reinigungs - sowie als Kühlmittel in der Kälte-
und Klimatechnik verwendet.

Für den Treibhauseffekt sind folgende durch den
Menschen verursachte Spurengase verantwortlich,
darauf hat der Kollege Tiedemann bereits hingewie¬
sen , deswegen kann ich dies verkürzt darstellen:
Kohlendioxyd zu etwa 50 Prozent , Methan zu 19
Prozent , Fluorchlorkohlenwasserstoffe zu 17 Pro¬
zent und in geringem Umfang das Ozon in der Tropo¬
sphäre und die Stickstoffoxide . Die Stoffgruppe Flu¬
orchlorkohlenwasserstoff ist also an der Ozonzerstö¬
rung ganz wesentlich und am Treibhauseffekt erheb¬
lich beteiligt.

Lassen Sie mich diese Vorgänge , soweit das über¬
haupt geht , in einigen kurzen Skizzierungen ver¬
deutlichen ! Die Ozonschicht in der Stratosphäre , et¬
wa bis 50 Kilometer Höhe , wirkt als Filter und
schützt das Leben auf der Erdoberfläche vor kurz¬
welliger Strahlung . Eine Abnahme der Ozonschicht

bedeutet daher , daß ein größerer Teil der ultraviolet - (C)
ten Strahlung die Erdoberfläche erreicht . Diese
Strahlung ist biologisch wirksam und führt zu Schädi¬
gungen bei Menschen , Tieren und Pflanzen . Die Ab¬
sorption der UVB -Strahlung durch Ozon erwärmt die
Stratosphäre , bestimmt das Temperaturprofil und da¬
mit die Dynamik der Stratosphäre . Änderungen der
vertikalen Ozonverteilung haben noch nicht quanti¬
fizierbare Folgen für die chemische Zusammenset¬
zung der Stratosphäre und damit für das gesamte Kli¬
ma der Erde.

In der Troposphäre , etwa bis zehn Kilometer Höhe,
hat Ozon andere Auswirkungen . Ozon ist giftig für
Menschen , Tiere und Pflanzen . Eine hohe Ozonkon¬
zentration in der Troposphäre führt daher zu gravie¬
renden Schädigungen der Fauna und Flora . Nun ha¬
ben Messungen ergeben , daß Ozonabnahmen in der
Stratosphäre mit Ozonkonzentrationen in der Tropo¬
sphäre einhergehen . Damit potenziert sich nicht nur
die Gefahr , sie wird auch umfassender.

Der Abbau in der Stratosphäre hat wegen der da¬
durch bewirkten Abkühlung Konsequenzen für die
Zirkulation der Luftmassen und möglicherweise da¬
mit globale Einflüsse auf das gesamte Wettergesche¬
hen . Die Zunahme in der Troposphäre fördert Haut¬
krebs , führt zu Augenkrankheiten , schwächt das Im¬
munsystem und hat wegen der Schädigung von
Pflanzen und Tieren ganz ernsthafte Konsequenzen
für die gesamte Nahrungssituation auf der Erde.

Zur Reduktion der eigentlichen Verursacher , vor
allem also der Fluorchlorkohlenwasserstoffe , sind in
vielen Staaten bereits erste Maßnahmen ergriffen
worden . Die Stoffe können gegenwärtig , zumindest
in Zukunft vielleicht völlig durch chlorfreie Stoffe
ersetzt werden.

Mit dem Wiener Abkommen vom März 1985 und
dem Montrealer Protokoll zum Schutz der Ozon¬
schicht vom September 1987 sind erste internationa¬
le Abkommen geschlossen worden . Sie sind ein welt¬
weiter Einstieg in effektive Maßnahmen , aber die Si¬
tuation zeigt uns , daß hier erheblich forciert werden
muß . Das Phänomen des Ozonabbaus hat nach dem
Bericht der Enquete -Kommission bereits eine Flä¬
chenausdehnung von etwa der Größe der USA er¬
reicht , zeitweise beträgt die Zerstörung im Bereich
15 bis 20 Kilometer Höhe 95 Prozent . Diese Situation
zeigt , daß sämtliche Maßnahmen , die eingesetzt wer¬
den können , verstärkt auch angewendet werden
müssen.

Noch schwieriger ist die weltweite Reduktion der
Spurengase , etwa der Kohlendioxidemissionen . Eine
solche Reduktion greift tief in der Energiepolitik und
in andere politische Bereiche nahezu aller Länder
ein.

Die Temperatur in Bodennähe steigt an , in den ver¬
gangenen 100 Jahren nach vergleichenden Messun¬
gen etwa um 0,6 Grad , Tendenz steigend . Ursache
dieses Temperaturanstiegs ist der Anstieg bestimm¬
ter klimawirksamer Spurengase , vor allem , wie
schon genannt , des Kohlendioxids . Klimatologen
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(A ) sind sich weitgehend einig , daß der Temperaturan¬
stieg im Verlauf des nächsten Jahrhunderts etwa
sechs Grad plus/minus drei Grad betragen wird,
wenn die Zunahme der Konzentration aller klima¬
wirksamen Spurengase berücksichtigt wird . Zu Ge¬
genmaßnahmen ist es dann zu spät.

Diese Spurengase heizen die Atmosphäre auf , in¬
dem sie die Sonnenstrahlung nahezu ungehindert
die Atmosphäre passieren lassen , aber einen großen
Teil der infraroten Wärmestrahlung , die von der Erd-
oberfäche ausgestrahlt wird , absorbieren und zur
Erdoberfläche zurückwerfen . Dieser Treibhaus¬
effekt der Spurengase wird durch Wasserdampf noch
etwa verdreifacht und steigt bei Erwärmung.

Seit Beginn der Industrialisierung hat sich die Kon¬
zentration klimawirksamer Spurengase erhöht , und
damit hat sich die Rückstrahlung der infraroten Wär¬
mestrahlung der Erdoberfläche ebenfalls erhöht . Es
kommt zur Erwärmung der atmosphärischen Schich¬
ten und der Erdoberfläche . Träfe der eben genannte
Temperaturanstieg ein , dann wären die Folgen für
die Menschheit , für die gesamte irdische Natur kata¬
strophal.

Ein weiteres Merkmal der weltweiten Klimaverän¬
derung ist der Anstieg des Meeresspiegels um zirka
15 Zentimeter seit Beginn dieses Jahrhunderts durch
das Abtauen der Eismassen , aber auch durch die Er¬
wärmung und die Ausdehnung des Wassers . Dieser
Temperaturanstieg geht einher mit einem Anstieg

pjj der klimatologischen Spurengase , deren Lebens¬
dauer etwa zehn bis zu mehr als 100 Jahre beträgt.
Es ist daher wahrscheinlich , daß der Anstieg des
Meeresspiegels noch höher als zunächst berechnet
sein wird . Sturmfluten würden das Problem verstär¬
ken , die Folgen wären Hungersnöte , Völkerwande¬
rungen mit all den sozialen Problemen . Die Tatsa¬
che , daß der Ozonabbau in der Stratosphäre und der
Treibhauseffekt vielfach miteinander noch gekop¬
pelt sind , läßt die Gefahren ins Unermeßliche stei¬
gen.

Der schon genannte Zwischenbericht der Enquete-
Kommission zeigt nun eine Fülle möglicher Hand¬
lungsstrategien auf , die eingesetzt werden können,
die aber nur bei weltweitem Einsatz wirksam wer¬
den . Ich nenne in Auszügen einige wenige:

Die gesamte Energieversorgung muß weltweit re¬
duziert , neu überdacht werden . Emissionsrückhal¬
tungen , Austausch fossiler Brennstoffe , umweltbe¬
wußteres Verhalten , Konsumverzicht sind weitere
Schlagworte , hinter denen sich konkrete Angaben
verbergen , die der Bericht der Enquete -Kommission
ebenfalls nennt , Die Zeit läßt es nicht zu , diese Kon¬
kretisierungen hier aufzuzählen.

Im Bericht der Enquete -Kommission wird weiter
ausgeführt : Entwickelte Industrieländer tragen eine
besonders hohe Verantwortung , daher müssen sie
die Entwicklungshilfe verstärken und durch erhöh¬
tes Forschungsaufkommen die gesamte Reduzierung
und die Vorsorgetechniken vorantreiben . Dann
nennt der Bericht zum Beispiel , wiederum nur eine

Auswahl , verstärktes Einsetzen der Forschungen im (C)
Bereich Energie , Aerosol , Kälte , Klimatechnik , Ver-
schäumung , Reinigungs - , Lösemittel , Landwirt¬
schaft , atmosphärische Forschung und dergleichen.

Ein dritter wesentlicher Punkt : Weltweit muß es zu
internationalen Vereinbarungen und Verpflichtun¬
gen kommen , weil sonst die Gesamtproblematik , wie
dargestellt , nicht lösbar ist.

(Präsident Dr . Klink übernimmt wieder
den Vorsitz .)

Abschließend , weil in den Anträgen dieses Thema
auch angesprochen worden ist , einige Ausführun¬
gen zu den tropischen Regenwäldern ! Der rapide
Rückgang der tropischen Waldgebiete ist mit gravie¬
renden wirtschaftlichen , sozialen und ökologischen
Auswirkungen verbunden , die Rodung der Wälder
beeinflußt die Chemie der Troposphäre und damit
das globale Klima , eine Erkenntnis , die heute unstrit¬
tig ist . Die Fläche der geschlossenen Regenwälder
wurde für das Jahr 1980 weltweit auf etwa elf Millio¬
nen Quadratkilometer geschätzt , zusammen mit den
offenen tropischen Regenwäldern betrug die ge¬
samte Fläche 17,5 Millionen Quadratkilometer und
entspricht damit einer Fläche von etwa 40 Prozent
der Waldfläche der Erde . Diese Fläche hat ständig
abgenommen.

Nun zu den Ursachen ! Die eigentlichen Ursachen
für diese Abnahme der Regenwälder sind Bevölke-
rungswachstum und der damit verbundene Mehrbe - ^ '
darf an landwirtschaftlich nutzbarer Fläche . Die Not,
die Landnot , treibt die Kleinbauern zum Wanderfeld¬
bau ; 60 Prozent der Rodungen geschehen durch den
Wanderfeldbau . Dazu kommt die Beschaffung von
Brennholz.

Rodungsanreize werden durch Gesetze und Steu¬
ersysteme gegeben , durch entwicklungspolitische
Großprojekte wie den Bau von Wasserkraftwerken
mit rieseigen Stauseen , große Straßenvorhaben , die
den Primärwald aufreißen , Ausbeutung von Erzvor¬
kommen , Bergbau durch agroindustrielle Rinderfar¬
men . Die Nutzung tropischer Regenhölzer ist dage¬
gen nur ein ganz , ganz geringer Faktor , ich komme
bei der Begründung der Anträge auf diesen speziel¬
len Punkt noch zurück . Nach den vorliegenden Da¬
ten verringerte sich die gesamte Waldfläche im Jahr
1980 um etwa 560 000 Kilometer.

(Abg . Jäger [FDP ] : Quadratkilometer !)

Ja , natürlich , Quadratkilometer!
Meine Damen und Herren , diese kurze Übersicht

mag zunächst einmal zur Erläuterung der Gesamt¬
problematik genügen . Herr Präsident , wenn mir jetzt
noch fünf Minuten Zeit bleiben -- ?

(Glocke)

Präsident Dr. Klink : Nein!
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(A ) Abg . Neujahr (FDP) : Nicht mehr ? Dann komme ich
in einem zweiten Durchgang wie der Kollege Tiede-
mann auf die Anträge selbst zurück!

(Beifall bei der FDP)

Präsident Dr . Klink : Meine Damen und Herren,
wir sind jetzt beim Tagesordnungspunkt fünf , wir ha¬
ben 40 Tagesordnungspunkte ! Ich möchte einmal
Ihre Phantasie ansprechen : Wie stellen Sie sich vor,
wie wir die Tagesordnung abhandeln , wenn wir so
weiter verfahren wie bisher ? Ich finde das nicht sehr
hilfreich . Man hat mir gesagt , man will keine Rede¬
zeitbegrenzung . Das war der Vorschlag des Präsidi¬
ums.

Wir haben vorgeschlagen , die Debatte in die
Abendstunden zu verlängern oder einen zusätzli¬
chen Sitzungstag anzuberaumen . Alles wurde abge¬
lehnt mit dem Hinweis , wir üben Selbstdisziplin . Ich
frage : Ist das die Selbstdisziplin ? So kommen wir
nicht weiter ! Was meinen Sie , was man in zehn Minu¬
ten alles konzentriert berichten und vortragen kann!
Sollten wir uns nicht bemühen , vielleicht jetzt in
Fünf -Minuten -Beiträge einzutreten?

(Abg . Niederbremer [CDU ] : Das halte
ich für unverschämt ! — Glocke)

Abgeordnete Niederbremer , dann frage ich Sie:
Wie wollen Sie die Verantwortung des Präsidiums

(B ) wahrnehmen , damit eine Tagesordnung abgearbei¬
tet wird!

(Abg . Niederbremer [CDU] : Herr
Präsident , bei solch einem wichtigen Punkt
wie Klimaveränderung , bei dem es um die
Existenz der Menschen geht , da reden Sie

über fünf Minuten ! — Unruhe)

Damit wir uns richtig verstehen , ich habe nicht von
fünf Minuten Redezeit zum Gesamtthema gespro¬
chen , sondern Sie haben ja zu diesem Thema bereits
16 Minuten und noch einmal elf Minuten gespro¬
chen!

(Abg . Niederbremer [CDU] : Das ist
ein Irrtum , wir haben überhaupt noch nicht

geredet ! Sie waren nicht da !)

Dann bitte ich um Entschuldigung!
Das Wort hat der Abgeordnete Tiefenbach.

Abg . Tiefenbach (DIE GRÜNEN) : Herr Präsident,
meine Damen und Herren ! Obwohl man hier im Saal
nicht sehr viel davon merkt , ist das Thema Klimaver¬
änderung an sich eines der Themen , die politisch zur
Zeit in Mode sind , und in der Presse und im Radio
stößt man eigentlich immer wieder auf dieses The¬
ma . Diese häufige Behandlung des Themas macht die
Bürger glauben , Politiker hätten die Gefahr erkannt,
und jetzt sei es eigentlich nur noch eine Frage der

Zeit , bis die Gefahr auch gebannt sei . Genau das ist (C)
meines Erachtens eine Täuschung.

Zum einen dauert es , das wurde schon gesagt,
etliche Jahre , bis die schädlichen Gase in die Atmo¬
sphäre aufgestiegen sind , und selbst ein sofortiger
Stopp aller schädlichen Emissionen würde die wei¬
tere Verschärfung des Treibhauseffekts nicht ver¬
hindern können . Zum anderen geschieht längst
nicht alles , was möglich wäre , um den Treibhaus¬
effekt zu verringern , im Gegenteil , es geschieht ei¬
gentlich sehr wenig . Es wird zwar sehr viel konfe¬
riert , es wird aber sehr wenig gehandelt . Selbst die
„Frankfurter Allgemeine Zeitung " wählte für ihren
Bericht über die Londoner Klimatagung im März die
respektlose Überschrift : „Mit der Ozonschicht auf
Wählerfang " .

Ein Stichwort , das in Funk und Fernsehen immer
wieder in diesem Zusammenhang auftaucht , ist das
Abholzen der tropischen Regenwälder , insbeson¬
dere im Amazonas -Bereich . Es scheint so , je schlech¬
ter es dem europäischen Wald geht , desto größer
wird die Sorge um den tropischen Wald , und ohne
Zweifel sind diese Sorgen berechtigt . Ich möchte da¬
zu kurz einige Passagen aus der „ Frankfurter Rund¬
schau " mit Genehmigung des Präsidenten zitieren,
es heißt dort:

„Brasilien möchte bis zum Jahr 2010 im
Amazonas -Gebiet 136 Stauseen anlegen und 26 000
Quadratkilometer Regenwald überfluten . Die Elek¬
trizität braucht Brasilien , um seine Exportwirtschaft (D)
anzukurbeln . In den kommenden sieben Jahren sol¬
len insgesamt 26 weitere Eisenhütten in Betrieb ge¬
nommen werden , die 2,5 Millionen Tonnen Gußei¬
sen herstellen sollen . Als natürlichen Brennstoff ver¬
wenden die Betriebe Holz aus den umliegenden Wäl¬
dern . Auflagen wie Aufforstungspläne stehen nur
auf dem Papier .

"

Herr Neujahr , ich glaube , das sind die wahren Ur¬
sachen , die zur Zerstörung des tropischen Regen¬
walds führen , und nicht , wie Sie hier angeführt ha¬
ben , das Bevölkerungswachstum , das die Bauern
zwingt , in die Wälder auszuweichen . Das ist nur eine
Folge der Zerstörung der tropischen Regenwälder,
die durch die Industrialisierung eingeleitet wird.

Meine Damen und Herren , haben die sogenannten
entwickelten Industrieländer so ohne weiteres das
Recht , die brasilianische Regierung zu kritisieren?
Ich meine , nicht , denn die brasilianische Regierung
tut genau das , was die Regierungen westeuropäi¬
scher Staaten über den Internationalen Währungs¬
fonds immer von ihr verlangt haben : Sie baut eine
Exportwirtschaft auf mit dem Ziel , ihre Schulden zu¬
rückzuzahlen . Ich denke , das macht deutlich , wie
wichtig ein Schuldenerlaß für die dritte Welt ist , es
macht aber meines Erachtens auch deutlich , wie we¬
nig Sinn es hat , immer nur die Folgen zu beklagen,
die Ursache aber , nämlich das vielgepriesene soge¬
nannte exportorientierte dynamische Wirtschafts¬
wachstum , unverändert in der dritten Welt , aber



2502 Bremische Bürgerschaft (Landtag ) — 12 . Wahlperiode — 39 . Sitzung am 20 . 4 . 89

(A ) genausogut bei uns , als Modellkonzept zu propagie¬
ren.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Solange die westlichen Industrienationen 80 Pro¬
zent des Treibhauseffekts produzieren , solange hier,
Stichwort europäischer Binnenmarkt , ebenfalls auf
unbegrenztes weiteres Wirtschaftswachstum ge¬
setzt wird , solange man hier wie bei den Fluorchlor¬
kohlenwasserstoffen auf einen freiwilligen Verzicht
der Industrie setzt , statt Verbote auszusprechen , so
lange , meine ich , kann man die Länder der dritten
Welt schlecht dafür tadeln , daß sie beim Wirtschafts¬
wachstum nachziehen wollen.

Ich habe vorhin gesagt , daß zu dem Thema viel ge¬
redet , aber wenig gehandelt wird . Meines Erachtens
ist auch der vorliegende Antrag der SPD in diese
Kategorie der Scheinpolitik einzuordnen , wie auch
Herr Tiedemann eigentlich gerade dann seinen Bei¬
trag beenden mußte , als es anfing , interessant zu
werden , nämlich als er eigentlich darauf hätte zu
sprechen kommen müssen , was wir hier gegen eine
weitere Verschärfung des Treibhauseffekts tun
können.

Der Antrag der SPD stellt zwar die Zusammen¬
hänge durchaus richtig dar , er zieht aber dann dar¬
aus überhaupt keine Konsequenzen . Alles bleibt auf
der allgemeinen Feststellungsebene , die Konsequen¬
zen , und die Schlußfolgerung ziehen wir daraus , und

(B) wir beginnen jetzt in Bremen damit , das und das zu
ändern , fehlen.

Die einzige wirklich konkrete Forderung , die in
dem Antrag gestellt wird , ist die Forderung , daß man
doch jetzt überprüfen sollte , ob die Deiche auch
hoch genug seien , ob bald die Polkappen abschmel¬
zen würden und ob der Wasserstand der Nordsee
steige . Bekanntlich stammt der Verfasser des An¬
trags aus Bremerhaven.

(Zuruf von den GRÜNEN : Gibt es bald nicht
mehr !)

Die Nordsee liegt dort in der Nähe , und ich habe Ver¬
ständnis dafür , daß man sich darüber seine Gedan¬
ken macht , ob man sicher ist , wenn die Wellen dann
gegen die Deiche schlagen . Aber ich denke , die ein¬
zige Konsequenz , die die Bremer Landesregierung
aus der Klimakatastrophe zieht , kann nicht die Erhö¬
hung der Deiche sein . Es muß doch einiges mehr in
Bremen möglich sein , und darauf möchte ich jetzt zu
sprechen kommen.

Stichwort Tropenhölzer ! Die westlichen Industrie¬
länder können natürlich Ländern wie Kamerun , die
Elfenbeinküste oder auch Brasilien nicht verbieten,
ihre eigenen Wälder zu zerstören . Sie können aber
dieses profitable Geschäft dadurch behindern , daß
sie diese Hölzer nicht mehr kaufen . Jedes Tropen¬
holz kann praktisch durch ein einheimisches Holz
ersetzt werden . Zur Zeit sind die europäischen
Wälder bei vernünftiger Bewirtschaftung durchaus

in der Lage , den Holzbedarf zu decken . Zugegebe¬
nermaßen , die einheimischen Hölzer sind in der Ver¬
arbeitung und in der Pflege etwas schwieriger , trotz¬
dem bin ich der Meinung , daß der Konsumboykott
für uns das wirksamste Mittel bleibt , um etwas gegen
die Zerstörung der tropischen Regenwälder zu tun.

Die Sendung „Report " brachte vor einiger Zeit ei¬
nen Bericht über Schallschutzwände an der Auto¬
bahn in Oldenburg . Diese Schallsschutzwände wur¬
den aus Tropenholz gefertigt . Dafür war es nötig , ei¬
ne Fläche in der Größe der Stadt Hamburg abzuhol¬
zen , lediglich für diesen Teil der Schallschutzwände!
Ich bin der Meinung , um dies zu verhindern , müßte
in Bremen der Verzicht auf Tropenholz bei allen öf¬
fentlichen Bauaufträgen ausdrückliche Bedingung
sein.

Wir fordern weiterhin , daß Tropenholz importie¬
rende Firmen in Bremen , solange sie Tropenholz im¬
portieren , zumindest von der bremischen Wirt¬
schaftsförderung ausgeschlossen bleiben sollen.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPD)

Stichwort Energietechniken ! Im SPD-Antrag steht
hierzu , ich zitiere : „Notwendig ist ein Einstieg in
umweltverträgliche Energietechniken . Notwendig
ist , den Energieeinsatz zu senken .

" Das ist natürlich
vollkommen richtig , ich würde sagen , damit sollten
wir jetzt anfangen!

Wie können wir in Bremen den Energieeinsatz sen¬
ken ? Ich finde , eine Vorbedingung ist , daß zunächst
einmal keine weiteren Kohlekraftwerke gebaut wer¬
den . Wir wissen jedoch aus der Antwort des Senats
auf unsere Kleine Anfrage , daß die Stadtwerke ge¬
rade ein Grundstück gekauft haben , auf dem ab dem
Jahr 2000 ein neues Kohlekraftwerk geplant ist . Der
Energiebeirat hat das kritisiert , und wir schließen
uns dieser Kritik an . Wir sind der Meinung , wenn
demnächst ein bestehendes Kraftwerk aus Alters¬
gründen stillgelegt werden soll , dann sollte man das
als Anlaß nehmen , kein neues Kraftwerk zu bauen,
sondern die dann vorhandenen Mittel tatsächlich für
einen Einstieg in den Ausstieg aus der Energiever¬
schwendung zu nutzen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das heißt für uns , daß man beispielsweise beginnt,
dezentrale Blockheizkraftwerke mit Kraft -Wärme-
Kopplung zu bauen.

(Abg . Dittbrenner [SPD ] meldet sich
zu einer Zwischenfrage — Glocke)

Präsident Dr . Klink : Sind Sie bereit , eine Zwi¬
schenfrage anzunehmen?

Abg . Tiefenbach (DIE GRÜNEN ) : Nein , die Zeit ist
zu knapp , jetzt nicht ! Übrigens , wo von Einstieg in
umweltverträgliche Energien im SPD-Antrag gespro¬
chen wird , einen Einstieg gab es ja schon in Bremen!
Es gab jahrelang in Bremen ein Wasserkraftwerk,
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das vor zwei Jahren übereilt abgebrochen wurde.
Seitdem versuchen sich Senat und Stadtwerke immer
wieder um eine klare Aussage zur Frage herumzu¬
drücken , ob ein neues Wasserkraftwerk gebaut wer¬
den soll oder nicht . Der Senat sagt schlicht , das ist
eine Angelegenheit der Stadtwerke . Die Stadtwerke
sagen , wir würden ja gern , aber wir brauchen eine
Restfinanzierung von seiten des Senats.

Herr Tiedemann , statt hier in allgemeinen Flos¬
keln den Einstieg in umweltverträgliche Energie¬
techniken zu fordern , sagen Sie doch klar und deut¬
lich , der Senat soll jetzt und hier erklären , daß er be¬
reit ist , den Stadtwerken die nötigen Restmittel für
den Neubau eines Wasserkraftwerks an der Weser
bereitzustellen!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Eine weitere Forderung aus dem SPD -Antrag ! Die
Forschungsausgaben für alternative Energietechni¬
ken sollen erhöht werden , und dann heißt es da,
national und auf EG -Ebene . Warum sollen die For¬
schungsausgaben nicht auch auf Landesebene er¬
höht werden?

Beispiel Wasserstofftechnologie ! Es ist klar , wenn
man gegen die Stromerzeugung durch die Verbren¬
nung fossiler Stoffe ist und wenn man das Gegenar¬
gument , dann mehr Atomenergie , nicht akzeptiert,
muß man sich natürlich für die verstärkte Entwick¬
lung alternativer Energien einsetzen . Die Mehrheit
aller Energiefachleute ist der Meinung , daß Sonnen-
und Windenergie in Verbindung mit Wasserstoff die
Alternative der Zukunft sein werden.

Es gibt verschiedene Bundesländer und auch Ge¬
meinden , die schon seit längerem intensiv auf dem
Gebiet des Wasserstoffs forschen . Das Land Ham¬
burg , eines von vielen Beispielen , will in großem Um¬
fang Wasserstoff aus kanadischen Wasserkraftwer¬
ken importieren , es will Busse auf Wasserstoffan¬
trieb umrüsten . In Hamburg wird ein riesiges Projekt
in der Größenordnung von mehr als 600 Millionen
DM geplant.

Was tut jetzt Bremen im Vergleich ? Wir haben vor
einiger Zeit eine Kleine Anfrage bezüglich der Ar¬
beitsgruppe Wasserstoff des Senats gestellt . Wir ha¬
ben gefragt : Wie oft hat diese Arbeitsgruppe im ver¬
gangenen Jahr getagt ? Die Antwort : Zweimal ! Hat
man beispielsweise mit Hamburg Kontakt aufgenom¬
men und gefragt , ob Bremen sich an diesem Projekt
beteiligen könnte ? Antwort : Nein ! Hat man , wie wir
es im letzten Jahr vorgeschlagen hatten , mit Woh¬
nungsbauunternehmen Kontakt aufgenommen , um
vielleicht einen renovierungsbedürftigen Wohn¬
block auf Energiespartechniken umzurüsten ? Ant¬
wort : Nein ! Kurz und gut , man hat hier eine reine
Alibi -AG eingerichtet , die zwar nichts tut , auf die
der Senat aber bei jeder Gelegenheit , er wird es
wahrscheinlich auch gleich wieder tun , stolz verwei¬
sen kann.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Eine Bemerkung in dem Zusammenhang noch am (C)
Rande ! Die Universität wird zur Zeit von der Müll¬
verbrennungsanlage mit Heizwärme versorgt . Sie
benötigt also bei Reduzierung beziehungsweise Auf¬
gabe der Müllverbrennung eine eigene Heizung . Es
ist jetzt im Gespräch , dann die sogenannte Spitzen-
lastölfeuerungsanlage der Müllverbrennungsanlage
für die Universität zu nutzen , also die Universität
durch Verbrennen von öl zu beheizen . Meines Er¬
achtens wäre das doch eine optimale Möglichkeit,
innovative Heiztechniken und Energiespartechni¬
ken in der Praxis an der Universität zu erproben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dies könnte durchaus auch dem internationalen Re¬
nommee der Universität zuträglich sein , High -Tech
ist doch nicht nur Raumfahrt und Ansiedlung von
kleineren Computerfirmen!

Zum Antrag der SPD ! Wir werden nicht gegen die¬
sen Antrag stimmen , weil er im Prinzip nichts Fal¬
sches enthält . Er ist aber völlig konsequenzlos , des¬
wegen haben wir einen Zusatzantrag eingebracht,
der konkrete Sofortmaßnahmen für Bremen formu¬
liert . Ohne diesen Zusatzantrag bleibt der Antrag
der SPD unseres Erachtens ein hilfloser Appell an die
Bundesregierung , der nichts , aber auch gar nichts
bewirken wird.

Mir ist klar , daß wir das Problem natürlich nicht
allein in Bremen lösen können , aber ich bin der Mei¬
nung , daß jede Gemeinde , jedes Bundesland und je - (D)
der Staat das in seinem Bereich Mögliche tun sollte,
und zwar nicht erst dann , wenn das Phänomen des
Treibhauseffekts restlos wissenschaftlich geklärt ist,
sondern sofort!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsident Dr . Klink : Als nächster hat das Wort der
Abgeordnete Niederbremer.

Abgeordneter Niederbremer , ich muß mich zu¬
nächst einmal entschuldigen , ich dachte , Sie hätten
den zweiten Beitrag schon gehalten . Selbstverständ¬
lich erhalten Sie , wie alle anderen Vertreter der
Fraktionen , die gleiche Redezeit . Aber ich gebe ein¬
mal zu überlegen , ob unbedingt , wenn die volle Re¬
dezeit nach Geschäftsordnung , das heißt 15 Minu¬
ten , ausgenutzt wird , noch ein zweiter Redebeitrag
erforderlich sein muß , oder ob nicht versucht wer¬
den sollte , etwas zügiger in die Debatte hineinzuge¬
hen . — Bitte sehr , Herr Niederbremer!

Abg . Niederbremer (CDU ) : Sehr geehrter Herr
Präsident , meine Damen und Herren ! Herr Präsident,
zunächst einmal herzlichen Dank für die Klarstel¬
lung ! Ich will eine Vorbemerkung zur Geschäftsord¬
nung machen , Herr Präsident , weil Sie das ja gerade
an diesem Punkt vorhin getan haben . Sie finden mich
ja an Ihrer Seite , was die Frage der Abhandlung der
Tagesordnung angeht . Ich biete Ihnen an , lassen Sie
uns gemeinsam dafür eintreten . Ich habe vor knapp
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(A ) einem Dreivierteljahr einen Vorstoß in dieser Rich¬
tung gemacht . Ich habe in meiner eigenen Partei
durchaus nicht überall Freunde gefunden , was die
Frage der Abhandlung der Tagesordnung und den
Ablauf angeht . Lassen Sie uns gemeinsam , Sie in
Ihrer Partei und ich in meiner Partei oder Fraktion,
dafür eintreten , dann kommen wir einen Schritt
weiter!

(Zuruf des Abg . Töpfer [SPD ])

Der Herr Töpfer , der dazwischenruft , will sicher¬
lich das gleiche , dann sind wir schon einen Schritt
weiter!

(Abg . Töpfer [SPD ] : Nein , Sie haben sich
vorhin auch daran halten können !)

Seien Sie doch nicht so aufgeregt ! Es stellt sich natür¬
lich immer die Frage , und deshalb habe ich vorhin
auch einen Zwischenruf gemacht , zu welchem Zeit¬
punkt man über Redezeitbegrenzungen redet . Da
muß ich sagen , der Tagesordnungspunkt , der jetzt
zur Verhandlung ansteht , der sich mit der Frage der
Klimaveränderung und mit den Auswirkungen auf
die Menschheit beschäftigt , ist ein so eminent wich¬
tiger Punkt , daß dieser Tagesordnungspunkt für
mich gerade der unglücklichste Zeitpunkt war , über
eine Verkürzung der Redezeit zu sprechen.

(Beifall bei der CDU)
(B)

Ich sage das auch ganz kritisch , sowohl in Richtung
dieses Hauses als auch in Richtung meiner Fraktion,
aber insbesondere auch der Öffentlichkeit . Ich habe
den Eindruck , daß man sich überhaupt noch nicht be¬
wußt ist , um welche Materie und um welche Risiken
es in dieser Frage für die Menschheit geht . Wenn ich
mir den Zuschauerrang ansehe , finde ich bis auf ein
paar Ausnahmen keinen Zuhörer , und für die Me¬
dienbänke gilt das weitgehend auch . Das macht deut¬
lich , in welchem Bereich wir uns bewegen , im Be¬
reich der Umweltdiskussion.

(Zuruf von Frau Senator Lemke-
Schulte)

Ja , die Frau Senatorin ruft dazwischen ! Sie ist auch
die einzige Vertreterin des Senats , die hier anwesend
ist . Ich darf feststellen , auch die Regierung widmet
diesem Bereich die gleiche geringe Aufmerksamkeit!

(Zuruf von Frau Senator Lemke-
Schulte)

Ja , das habe ich vorhin gesagt , da haben Sie wieder
nicht zugehört ! Das zeigt , wie schwierig es ist!

Meine Vorredner haben die Auswirkungen , die
Probleme , die sich durch den Ozonabbau , durch den
Treibhauseffekt ergeben , deutlich gemacht , ich will
darauf verzichten . Die Koalitionsfraktionen von
CDU/CSU und FDP haben im Juni 1987 die Einrich¬

tung einer Enquetekommission im Deutschen Bun- (C)
destag beantragt . Diese Enquetekommission hat
erfreulicherweise schon nach elf Monaten einen
ersten Zwischenbericht vorgelegt , der heute sowohl
Grundlage dieser Debatte als auch anderer Debatten
in der Bundesrepublik , aber auch international eine
Grundlage für diesen wichtigen Bereich ist . Wir sind
der Auffassung , daß sich darauf gut aufbauen läßt.

Wir sollten für die beiden großen Problembereiche
des Ozonabbaus in der Stratosphäre und des Treib¬
hauseffektes sehr schnell zu entscheidenden Maß¬
nahmen kommen , die den Gefahren Einhalt gebie¬
ten . Es ist etwas zu den FCKW gesagt worden , die
eine entsprechende Auswirkung auf den Abbau des
Ozons und die Vergrößerung des Ozonlochs haben.

Erste Maßnahmen sind eingeleitet . Wir teilen
nicht nur die Kritik der Umweltschützer , sondern
auch vieler anderer besorgter Bürgerinnen und Bür¬
ger , daß in diesem Bereich wesentlich schneller ge¬
handelt werden muß . Nur , erfreulicherweise sind
wir ja wenigstens einmal einen Schritt vorangekom¬
men . Wir sollten alle gemeinsam massiv darauf drän¬
gen , daß das Montreal -Abkommen entsprechend
verbessert , verschärft wird und auch andere Stoffe
einbezogen werden.

(Beifall bei der CDU)

Wobei wir bei anderen Schadstoffen davon ausge¬
hen , daß hier auch entsprechend der Zeithorizonte,
zumindest was die FCKW -Reduzierung angeht , ver - (D)
fahren werden sollte!

Durch die Vorgabe der Enquetekommission , die
einzelnen Reduktionsschritte , und das muß man
auch einmal sagen , zunächst auf der Grundlage von
Selbstverpflichtungen der Industrie und dann , wenn
sich die entsprechenden Selbstverpflichtungen nicht
realisieren lassen , ohne Zeitverlust durch entspre¬
chende gesetzliche Verbote zu erreichen , werden
nach unserer Auffassung in diesem konkreten Fall
beide Mechanismen , Zeitgewinn und Druckpoten¬
tial , entsprechend ausgeschöpft . Ich will in diesem
Zusammenhang zum Beispiel die Aussagen der füh¬
renden Kühlgerätehersteller nennen , daß in diesem
Bereich schon entsprechende Maßnahmen gegriffen
haben , die über die Maßnahmen hinaus wirken kön¬
nen , die ursprünglich beschlossen worden sind.

Meine sehr geehrten Damen und Herren , es ist zu
dem Bereich Bevölkerungsentwicklung , Methan und
ähnliches etwas gesagt worden . Ich will mir das hier
in Anlehnung an das , was der Präsident gerade ge¬
sagt hat , schenken , damit wir hier etwas zügiger ver¬
fahren können . Lassen Sie mich zum Bereich — er ist
insbesondere im Antrag der GRÜNEN noch einmal
deutlich angesprochen worden — der tropischen Re¬
genwälder einiges sagen!

Man muß wissen , daß Satellitenaufnahmen allein
für 1987 festgestellt haben , daß in der Amazonas¬
region Brasiliens rund 200 000 Quadratkilometer
tropischer Regenwald entweder erstmalig oder wie¬
derholt abgebrannt wurden . Solch eine Zahl sagt ja
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(A ) meistens nicht viel ! Was heißt 200 000 Quadratkilo¬
meter ? Wenn Sie sich aber vorstellen , daß die Bun¬
desrepublik rund 248 000 Quadratkilometer groß ist,
dann können Sie sich ausrechnen , daß fast eine Flä¬
che — allein in einem Gebiet , in Brasilien ! — in der
Größe der Bundesrepublik gebrandrodet wurde . Ich
glaube , dies macht deutlich , welche dramatische Ent¬
wicklung hier eintritt , und daß dies ein bei weitem
wesentlich höheres Gefährdungspotential ist.

Ich will das nicht relativieren , aber man muß es im
Zusammenhang mit der Frage der Verwendung tro¬
pischer Hölzer sehen . Deshalb ist hier der Ansatz¬
punkt , zum Beispiel nach einem Schuldenerlaß für
die Dritte -Welt -Länder zu fragen , oder ob wir durch
Maßnahmen beispielsweise über die Entwicklungs¬
politik massiv Einfluß nehmen . Dies wird auch unse¬
re Politik sein!

(Beifall bei der CDU)

Brandrodungen sind nicht nur in bezug auf den
Tropenwald von besonderer Relevanz , sondern auch
für die Schadstoffbelastung . Wie Sie wissen , tritt ein
erheblicher Ausstoß von Kohlendioxid gleichzeitig
als eine zusätzliche Komponente ein . Es kumulieren
sozusagen zwei Effekte , sowohl die Schutzfunktion
des Tropenwaldes geht verloren als auch die Schad¬
stoffbelastungen als solche nehmen zu.

Wir werden deshalb , um das gleich zum Antrag der
GRÜNEN zu sagen , Ihren Ergänzungsantrag nicht

(B ) mitmachen , weil wir die Maßnahme Importverbote
nicht im Zusammenhang sehen . Sicherlich sind Im¬
portverbote für Tropenhölzer , die man dabei disku¬
tiert , eine Frage , die man sehen muß , sehen muß man
aber auch , wieweit man in den Ländern selbst , zum
Beispiel durch entsprechende reduzierte Nutzung,
aber wirtschaftliche Nutzung deutlich machen kann,
welchen wirtschaftlichen Faktor eine vernünftige
Nutzung von Tropenhölzer haben kann.

Ich glaube auch , daß es falsch ist , wie es teilweise
von einigen GRÜNEN oder von der SPD gemacht
wird , in schulmeisterlicher Weise nun den anderen
zu untersagen , Hölzer zu nutzen , während wir ge¬
rade in der Bundesrepublik ja in großer , massiver
Weise einen wesentlich höheren Prozentsatz unse¬
rer Hölzer selbst nutzen . Wer nach dem Motto vor¬
geht , ihr dürft nicht nutzen , aber wir nutzen weiter,
verhält sich falsch . Es muß vielmehr zu einer ver¬
nünftigen ökologischen Nutzung kommen ! Ich glau¬
be , daß wir in diese Richtung wirken sollten.

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang einen
letzten Punkt ansprechen , es ist die Frage der Koh¬
lendioxidemissionen , der Auswirkungen in Richtung
Treibhauseffekt und unsere Position zur Verbren¬
nung von fossilen Brennstoffen!

Meine sehr geehrten Damen und Herren , hier sind
wir an einer Nahtstelle angelangt , bei der sicherlich
der eine oder andere mittlerweile von seiten der SPD
und der GRÜNEN seine Position neu überdenken
muß . Es ist sicherlich unstrittig , daß wir durch Ener¬
giesparmaßnahmen , durch den Einsatz regenerati¬

ver Energiequellen , durch passive Energieschutz - (C)
maßnahmen und andere Möglichkeiten zu einer Re¬
duzierung bei der Verbrennung fossiler Brennstoffe
kommen müssen , aber Sie werden auch an der wun¬
den Stelle getroffen werden , wenn man Sie fragt , wie
Sie es mit dem Einsatz der Kernenergie halten.

Sie können sehr schlecht auf der einen Seite für die
Stillegung aller Kernkraftwerke plädieren und sich
gleichzeitig dafür aussprechen , daß fossile Kraft¬
werke gebaut werden und daß die Verbrennung und
der Schadstoffausstoß zurückgefahren werden . Das
paßt nicht zusammen ! Deshalb müssen Sie sich schon
an diesem Punkt neu fragen , ob Sie nicht Ihre Posi¬
tion zum Einsatz der Kernenergie überdenken müs¬
sen , auch im Interesse der Menschheit und des Kli¬
maschutzes!

(Beifall bei der CDU)

Ich weiß , daß dies sicherlich für viele nicht ganz
einfach ist . Ich akzeptiere auch Ihre Nöte bei dieser
Diskussion , aber wir kommen wie bei vielen anderen
Dingen in der Umweltpolitik , hier insbesondere bei
der Frage Klima , zu einem Abwägungsprozeß und
zur Frage , welches Risiko , so unliebsam das einem
aus Umweltgründen sein mag , eher vertretbar ist.
Wir vertreten in diesem Zusammenhang die Mei¬
nung , daß bei entsprechenden Sicherheitsmaßnah¬
men , verstärktem Sicherheitsstandard auch aus der
Sicht des Schutzes der Erdatmospäre ein entspre¬
chendes Umdenken notwendig ist und ein entspre - (D)
chender Einsatz von Kernenergie erforderlich sein
wird.

Meine sehr geehrten Damen und Herren , ich will
zu den Anträgen kurz Stellung nehmen . Wir werden
den Antrag der SPD mitmachen , unabhängig davon,
wie der Antrag der FDP behandelt wird , ob der Ab¬
satz in Ihrer Formulierung angenommen wird oder
nicht . Wir halten , darf ich ganz offen sagen , Ihre For¬
mulierung für geeigneter , aber sollte die SPD sie
nicht mitmachen , ich weiß es ja nicht — Sie machen
das mit , Herr Tiedemann ? — , gut , dann ist das kein
Problem , dann sind wir darüber klar!

Ich habe es schon gesagt , wir werden den Ergän¬
zungsantrag der GRÜNEN nicht mitmachen . Ich will
folgendes dazu ausführen : Wir selbst fordern in
unserem Antrag eine entsprechende bremische
Maßnahme , Verkehrskonzept und ähnliches , die
Frage Mülldeponieregulierung und Energiewirt¬
schaftskonzept , nur , verstehen Sie das nicht falsch,
Herr Kollege Tiefenbach , ob wir sozusagen mit der
Antwort auf die Frage , ob der Concordia -Tunnel ver¬
breitert wird oder nicht , die Klimaproblematik auf
dieser Welt lösen werden , halten wir für ein bißchen
zweifelhaft , zumal wir das an anderer Stelle anders
diskutiert haben . Es gibt ein paar andere Punkte , ich
habe sie schon deutlich gemacht , die wir so nicht mit¬
machen können.

(Abg . Tiefenbach [DIE GRÜNEN] : Im
kleinen anfangen !)
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(A ) Ich gehe davon aus , meine sehr geehrten Damen
und Herren , der Kollege Tiedemann wird dazu noch
einmal etwas ausführen , daß wir bei dieser Proble¬
matik vielleicht doch dazu kommen könnten , ge¬
meinsam die Anträge zu beschließen . Ich hoffe es.
Wir haben in unserem Antrag ein bißchen stärker
auf bremische Maßnahmen abgestellt und wären
ganz dankbar , wenn Sie von seiten der SPD unserem
Antrag in diesem Punkt zustimmen können . — Ich
darf mich für Ihre Aufmerksamkeit herzlich be¬
danken!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Dr . Klink : Als nächste hat das Wort Frau
Senator Lemke -Schulte.

Senator für Umweltschutz und Stadtentwicklung
Frau Lemke -Schulte : Herr Präsident , meine sehr ver¬
ehrten Damen , meine Herren ! Ich versuche , Ihrem
Appell nachzukommen , Herr Präsident , ich halte ihn
für richtig ! Deshalb verzichte ich auch darauf , mich
hier erneut zu den Ausmaßen und den Ursachen die¬
ses Problems , über das wir uns hier heute unterhal¬
ten , zu äußern , obwohl das Thema es schon wert ist
und obwohl es auch eine Aktualität besitzt , offen¬
sichtlich im Gegensatz zu anderen Tagesordnungs¬
punkten , aber ich befürchte , wenn es hier so weiter¬
geht , werden Sie bis September mit dieser Tagesord¬
nung zu tun haben!

(B)
(Abg . v . d . Schulenburg [CDU] : Da

sind Sie aber optimistisch !)

Deshalb möchte ich — vielleicht ist das sogar noch zu
optimistisch — gern meinen Beitrag dazu leisten!

Wir haben über die Flächen gesprochen , wir ha¬
ben uns über die Ursachen unterhalten , ich denke,
daß es bis jetzt ausreichend war ! Herr Niederbremer,
allerdings wäre ich an Ihrer Stelle bei der Aussage
über die Nutzung der Kernenergie etwas zurückhal¬
tender gewesen . Ich darf für mich sagen und weiß
den Senat und die Mehrheit der Bevölkerung an mei¬
ner Seite , daß ich die Nutzung der Kernenergie nach
wie vor für einen Irrweg halte.

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Nach dem , welches bühnenreife Schaustück zur
Zeit die Bundesregierung , hier speziell der Bundes¬
kanzler , mit den Nichtabsprachen des Herrn Bennig-
sen -Foerder zur Zeit bezüglich der Wiederaufarbei-
tungsanlage in Wackersdorf vorführt , wäre ich nun
wirklich noch viel zurückhaltender gewesen und
hätte mich an Ihrer Stelle gar nicht geäußert , aber
dies nur als Tip by the way!

Herr Tiefenbach , mit vielen Ihrer Punkte und Aus¬
sagen , die Sie hier gemacht haben , stimme ich über¬
ein , insbesondere auch mit dem , was Sie zu den Euro¬
päern gesagt haben . Also , je schlechter es dem euro¬
päischen Wald geht , um so mehr ist man geneigt,

dann sozusagen in die Tropenregionen auszuwei¬
chen und dies als Problem darzustellen.

Ich befürchte , daß wir etwas Ähnliches mit den Re¬
genwäldern erleben werden . Wir werden in Kürze
unglaublich viel Literaturauswertung und Kommis¬
sionen vorfinden , die sich damit , ähnlich wie mit
dem Waldsterben , beschäftigen . Ganze Regale wer¬
den damit gefüllt werden , wie es bei uns gewesen sei,
daß wir die Problematik sozusagen fast zu den Akten
gelegt hätten und daß es uns mit dem Regenwald
ähnlich gehen werde.

Hält man sich einmal vor Augen , wie Spanien aus¬
gesehen hat , nämlich bedeckt , die meisten Flächen
bedeckt , landesweit bedeckt mit Wäldern , dann kön¬
nen wir sehen — an Spanien , glaube ich , kann man es
besonders gut deutlich machen — , welche Auswir¬
kungen solche Rodungen , solche Abholzungen ha¬
ben . Auch wenn das vor mehreren Jahrzehnten pas¬
siert ist , stehen wir doch entsprechend in der Verant¬
wortung.

Nun zu dem , was Bremen tun kann ! Ich finde , der
Concordia -Tunnel und das Ozonloch sind zwar eine
etwas haarige Verbindung , wenn man die Frage
stellt , was Bremen tun kann , aber , weil Sie das ja in
Abrede gestellt haben , ganz kurz dazu:

Erstens : Ich habe am 15 . 3 . 1989 die bauenden und
planenden Ämter zuletzt angewiesen , keine Tropen¬
hölzer für entsprechende bauliche Maßnahmen zu
verwenden . Das ist der erste Schritt , und ich denke,
er ist richtig . Sie wissen auch , im Wasserbau wurde
bislang vorzugsweise Bongossi verwandt . Das ist die
erste Anweisung!

Zweitens : Der Senat hat eine Studie über die Zu¬
kunftsaussichten der Wasserstofftechnologie in Auf¬
trag gegeben , und ich gehe davon aus , Sie wissen,
der Wirtschaftssenator hat es getan , daß dieser Be¬
richt noch vor der parlamentarischen Sommerpause
vorgelegt wird und dann entsprechend diskutiert
werden kann . Ich verweise auf die Ergebnisse des
Energiebeirats , die uns im Mai vorgelegt werden sol¬
len , über die wir sicher auch lange Debatten führen
werden.

Drittens : Bremen beteiligt sich massiv an der För¬
derung von Windenergieprojekten , nachdem der
Bundesminister für Forschung und Technologie die¬
ses Programm aufgelegt hat . Mit entsprechender
finanzieller Unterstützung beteiligt sich Bremen
ebenso wie die anderen vier Küstenländer daran,
weil sich das standortgemäß geradezu anbietet.

Viertens : Das Energiesparprogramm in öffentli¬
chen Gebäuden greift , wir haben durch Energiespar¬
maßnahmen eine Verbrauchsreduzierung um 25
Prozent erreicht . Daran kann man sehen , daß Ener¬
giesparen ein durchaus richtiger , wirkungsvoller
und politisch auch erwünschter Weg ist , Herr Nie¬
derbremer!

(Abg . Niederbremer [CDU] : Unter¬
stütze ich auch !)
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(A ) Fünftens : Bremen entsorgt vorbildlich FCKW -hal¬
tigen Müll , sage ich jetzt einmal ganz grob gefaßt,
vorzugsweise aus Kühlschränken , aber auch aus an¬
deren Geräten . Wir haben hier eine vorbildliche Ent¬
sorgung vorzuweisen . Damit komme ich zu dem Pro¬
blem der FCKW.

Die Lösung dieses Problems halte ich nach wie vor,
und auch die Kollegen Umweltminister der Länder
und des Bundes , für ausgesprochen wichtig und drin¬
gend regelungsbedürftig . Daraus ist zu schließen,
daß wir alle gemeinsam eine erheblich schärfere
Gangart einschlagen müssen , um das Ozonloch zu
bekämpfen . Wenn ich mir dann das Protokoll von
Montreal ansehen , das hier von vielen als richtiger
Schritt bezeichnet worden ist , dann darf ich Ihnen sa¬
gen , ich halte es für völlig unzureichend . Im Septem¬
ber 1987 haben sich dort 46 Nationen zusammenge¬
rauft und eine Halbierung der FCKW bis 1999 — ein
Jahr vor 2000 ! — beschlossen . Das kann doch nun
wirklich nur als lasches , unzureichendes Vertrags¬
werk bezeichnet werden,

(Beifall bei der SPD)

das dringend einer Novellierung bedarf ! Darüber
hinaus hat es auch noch viele Ausnahmeregelungen.

Wenn ich mir dann die von der Industrie verbrei¬
tete Hiobsbotschaft anhöre , bei völligem FCKW-
Verzicht drohe der Untergang , dann erinnert mich
das an eine Pokerpartie auf dem Sargdeckel , und die

(B ) können wir uns in der Umweltpolitik mit Sicherheit
nicht mehr leisten!

(Abg . Niederbremer [CDU] : Wo ver¬
kehren Sie denn immer ? Wo pokern Sie

denn ?)

Ich finde , das war eine gute Aussage , Pokerpartie auf
dem Sargdeckel , das trifft doch für vieles zu!

Der Senat , meine Damen und Herren , hält dagegen
wirklich durchgreifende , auch internationale Maß¬
nahmen — das , was auf nationaler Ebene zu tun ist,
ist selbstverständlich , daß man das tun soll — und
eben auch wirkungsvolle Verwendungsbeschrän¬
kung , übrigens bis hin zu Verboten , so weit gehe ich
einmal , was diese FCKW anbetrifft , für dringend er¬
forderlich.

Unser Ziel , das wir immer in die entsprechenden
Gremien einbringen , ist folgendes : die Reduzierung
dieses Ausstoßes , dieser Gase bis spätestens 1995 zu
erreichen , und zwar um 95 Prozent , dann ist etwas
erreicht worden , aber nicht sie bis 1999 zu hal¬
bieren!

Nun , verstört durch die Prognosen von Klimaex¬
perten , glaubt selbst Bundeskanzler Kohl , daß er sich
nach Maggie Thatcher , die zu dieser Problematik ei¬
ne Konferenz durchgeführt hat , handlungsschwan¬
ger zeigen müsse . Tatsache ist aber , daß die Politik
meilenweit hinter dem Problem herhinkt und aus der
Flickschusterei nicht herauskommt . Insofern , meine
Damen , meine Herren , setze ich in diesem Fall auf

den Bundesminister , der im Mai auf der Folgekonfe - (C)
renz von Montreal , die in Helsinki stattfindet , die
Chance hat , diese außerordentlich überlebenswich¬
tige Frage auf den richtigen Weg zu bringen , und er
wird sich von uns an den Ergebnissen messen lassen
müssen . — Danke!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr . Klink : Als nächster hat das Wort der
Abgeordnete Tiedemann.

Abg . Tiedemann (SPD ) : Herr Präsident , meine Da¬
men und Herren ! Ich kann es in der Tat jetzt ganz
kurz machen ! Herr Tiefenbach , Sie hatten eine Klei¬
ne Anfrage an den Senat eingebracht , und Ihr An¬
trag hatte einige Positionen aufgenommen und die
dann zusammengefaßt . Die Antwort des Senats liegt
mittlerweile zu den einzelnen Bereichen vor , und
deswegen meine ich , daß diese Punkte Ihres Antrags
nicht angenehm , nicht angenommen werden kön¬
nen.

(Abg . Frau Dr . Hackstein [DIE
GRÜNEN] : Nicht angenehm sind für die

SPD , meinen Sie wohl !)

Sie haben ein Energiesparprogramm gefordert . Es
ist auch in der Deputation für Umweltschutz be¬
schlossen worden . Sie haben in bezug auf die Ver¬
wendung von Tropenhölzern eine Forderung aufge-
stellt . Sie wissen ganz genau , daß es eine Initiative ^ '
der sozialdemokratischen Fraktion war , diese Ver¬
wendung nach Möglichkeit auf Null zurückzufüh¬
ren!

(Abg . Tiefenbach [DIE GRÜNEN] :
Wenn das alles beschlossen ist , dann

können Sie doch zustimmen !)

Das steht auch in der Antwort des Senats ! Ich spare
mir das also , ich sage nur , wir können Ihren Antrag
nicht annehmen!

(Abg . Tiefenbach [DIE GRÜNEN] : Das
verstehe ich nun gar nicht !)

Den Antrag der FDP , den Absatz fünf des SPD-
Antrags neu zu fassen , nehmen wir an . Wir sind da¬
mit einverstanden , daß unser Absatz fünf durch die¬
sen Antrag der FDP ersetzt wird , weil wir inhaltlich
der Meinung sind , daß wir da durchaus eine gemein¬
same Linie vertreten können.

Nun wollte ich noch etwas zum Standort für den
Ersatzbau eines Kohlekraftwerks sagen ! Es ist völlig
klar , daß eine verantwortliche Landesregierung so
lange jedenfalls Geländereserven vorhalten muß , bis
sie weiß , wie die Energiesituation sich im einzelnen
im Land entwickeln wird . Die Senatorin hat eben
deutlich gemacht , daß eine Expertenkommission ein¬
gesetzt worden ist , die einen Bericht darüber abge¬
ben wird , in welcher Weise die Entscheidungen in
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Bremen gefällt werden sollen , ob ein Wasserkraft¬
werk zum Zuge kommt , ein Kohlekraftwerk oder ob
man auf andere Art und Weise , beispielsweise auch
durch Einsparungen der Gesamtbevölkerung , mög¬
licherweise etwas erreichen kann . Insofern , denke
ich , ist das auch in der Antwort auf Ihre Kleine An¬
frage enthalten und bedarf deswegen nicht eines be¬
sonderen Beschlusses.

Beim Antrag der CDU ist es eigentlich ziemlich
klar , er war mehr oder weniger eine Reaktion auf
den Antrag der SPD . Ich denke , daß unser Antrag
weitergehend ist , daß er in bezug auf die Forderun¬
gen einer internationalen Entwicklung konkreter ist
und daß die Forderungen , soweit sie sich auf Bremen
beziehen , im wesentlichen in der Deputation für Um¬
weltschutz entweder schon abgearbeitet worden
sind oder daß es in diesem Bereich Initiativen gibt,
die in die Richtung gehen.

Also , wir lehnen den Antrag der CDU ab . Wir neh¬
men den Antrag der FDP auf , und den Antrag der
GRÜNEN müssen wir ebenfalls ablehnen.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr . Klink : Als nächster hat das Wort der
Abgeordnete Neujahr.

Abg . Neujahr (FDP ) : Herr Präsident , meine Damen
und Herren ! Herr Präsident , auch wir sind glühende
Verfechter einer kurzen Debattenzeit . Das mögen
Sie daran erkennen , daß ich im ersten Beitrag noch
nicht einmal die 15 Minuten ausgeschöpft habe.

Präsident Dr . Klink : Das waren genau 14 Minuten!

Abg . Neujahr (FDP) : Richtig , nicht ausgeschöpft!
Ich möchte mich auch jetzt in der Begründung unse¬
rer Stellungnahme kurz fassen . Den CDU-Antrag
halten wir für richtig , er fordert in der Hauptsache
einen Bericht , der nach seiner Erstellung zu einer
neuen Debatte führen wird.

Wir danken der SPD , daß sie unseren Formulie¬
rungsvorschlag übernommen hat ! Es ist ein An¬
schlag , aber gleichzeitig eben auch ein Vorschlag.
Herr Tiedemann , Sie wissen , daß wir mit diesem
Punkt eine vernünftige Bewirtschaftung des Tropen¬
holzes verfolgen , und Sie wissen auch , daß es uns
darauf ankommt , die Stellung der Bundesrepublik im
internationalen Tropenholzimport zu beachten . Die
Bundesrepublik steht meines Wissens an vierter Stel¬
le in Europa , mit riesigem Abstand nimmt Japan
weltweit die Spitzenposition ein . Da hat es wenig
Sinn , hier nur die Bundesrepublik allein mit Import¬
beschränkungen zu belegen.

Zum Antrag der GRÜNEN eine kurze Ausführung:
Der Antrag der GRÜNEN enthält einige Punkte , die
auch im CDU-Antrag vorhanden sind . Deswegen
meinen wir , sollte man sie nicht doppelt behandeln.
Herr Tiefenbach , Sie sind an einer zentralen Stelle
Ihres Beitrags auf den Tropenholzimport eingegan¬
gen . Ich bitte Sie einmal , folgende Argumentation

nachzuvollziehen : Ich habe vorhin gesagt , daß die
Bundesrepublik Deutschland im internationalen Tro¬
penholzimport ein relativ kleine Rolle spielt . Ihr An¬
trag enthält , mehr oder weniger direkt , die Aufforde¬
rung zum totalen Boykott des Imports von Tropen¬
holz . Damit boykottieren Sie den Import beispiels¬
weise aus der Plantagenbewirtschaftung Malaysias.
Damit boykottieren Sie auch die selektive Holzbe¬
wirtschaftung , beispielsweise im Kongogebiet , ob¬
wohl sie keine Schäden anrichtet.

(Abg . Frau Dr . Hackstein [DIE
GRÜNEN] : Unsinn !)

Nein , weil in einem Rotationsprinzip , das Ihnen ja
besonders gut bekannt ist , immer bestimmte —

(Abg . Niederbremer [CDU ] : Davon
sind sie abgerückt !)

ja , wahrscheinlich sind sie davon abgerückt ! — Plan¬
quadrate ausgewählt werden , so daß auf einer Fläche
von einem Hektar lediglich ein bis drei Bäume gefällt
werden , um Tropenholz zu exportieren . Aber darauf
wollte ich weniger hinaus.

Herr Tiefenbach , wenn Sie der Bevölkerung in Ma¬
laysia , in Afrika , auch in Südamerika die Existenz¬
grundlage entziehen , die sie mit einer vernünftig be¬
triebenen Holzwirtschaft haben , dann fördern Sie
die Brandrodung , dann fördern Sie den Wanderfeld¬
bau , und damit fördern Sie die größten Ursachen , die
zur Vernichtung des tropischen Regenwaldes füh¬
ren . Ihre Maßnahme zielt genau in die gegenteilige
Richtung!

Im übrigen darf ich Ihnen sagen , daß sämtliche
internationale Organisationen , die ich Ihnen nicht
alle aufführen muß — ITTO , FAO und so weiter — ,
die Auffassung , die ich eben angedeutet habe , ver¬
treten . Sie wissen auch , daß es internationale Ver¬
einbarungen gibt , die gewissermaßen einen Stufen¬
plan vorgeben : Naturschutz , Agroforstwirtschaft,
Plantagenbau , Agrarwirtschaft!

Diese Stufenplanung wird auch von den internatio¬
nalen Organisationen befürwortet und ist , soweit ich
das sehe , bereits von einem großen Teil der betroffe¬
nen Länder akzeptiert . Selbst diese Organisationen
widersprechen Ihrer Argumentation , deswegen kön¬
nen wir Ihren Antrag nicht annehmen.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Dr . Klink : Als nächster hat das Wort der
Abgeordnete Tiefenbach.

Abg . Tiefenbach (DIE GRÜNEN) : Herr Präsident,
meine Damen und Herren ! Herr Niederbremer , ich
habe damit gerechnet , daß Sie natürlich die Argu¬
mentation gegen die Verschärfung des Treibhaus¬
effektes für ein Plädoyer für mehr Kernkraft nutzen
würden.

(Abg . Niederbremer [CDU ] : Für
mehr Nachdenklichkeit bei Ihnen !)
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(A ) Es trifft aber einfach nicht zu , daß wir mehr Kern¬
kraft brauchen , wenn wir die Verbrennung fossiler
Stoffe reduzieren wollen . Die Kernkraft hat einen
vergleichsweise geringen Anteil an der gesamten
Energieerzeugung . Es gibt viele Möglichkeiten,
Energie einzusparen . Es gibt Möglichkeiten sinnvol¬
ler Energieverwendung wie Kraft -Wärme -Kopplung,
die es überhaupt nicht nötig machen , die Energie¬
erzeugung aus Kernkraft zu steigern , wenn man die
fossilen Verbrennungen senken will.

Ich gebe Ihnen aber recht , daß es erforderlich ist,
alternative Energien verstärkt zu fördern . Deswegen
komme ich auch immer wieder auf diesen Punkt der
Wasserstofftechnologie zu sprechen . Es ist klar , daß
in diesem Bereich mehr getan werden muß , wenn
langfristig die Verbrennung fossiler Stoffe stark re¬
duziert werden soll.

Frau Lemke -Schulte , Sie haben gesagt , der Senat
habe eine Studie in Auftrag gegeben . Das ist mir
wohl bekannt ! Wir hätten uns allerdings gewünscht,
daß der Senat auch ein bißchen mehr tut , selbst et¬
was in dieser Arbeitsgruppe tut , statt nur einen Pro-

' fessor an der Universität mit einer Studie zu beauf¬
tragen . Offenbar ist überhaupt nichts darüber hinaus
passiert.

Wir wissen aus der Presse , daß dieser Auftrag in¬
zwischen erfüllt ist , die Studie liegt vor . Jetzt sollte
eigentlich der Bericht des Senats im April kommen.
Nun heißt es , er soll bis zur Sommerpause vorgelegt
werden . Offensichtlich gibt es wohl Unstimmigkei¬
ten , möglicherweise gehen die Forderungen , die in
der Studie genannt werden , zu weit . Ich möchte nur
eines sagen : Bremen ist auch in diesem Bereich der
Förderung der Wasserstofftechnologie wieder so
ziemlich mit an letzter Stelle aller Bundesländer!

Jetzt wurde mehrfach ausgeführt , wir hätten hier
behauptet , wenn man den Concordia -Tunnel nicht
bauen würde , hätte man einen wirksamen Beitrag
gegen die Vergrößerung des Ozonlochs geleistet.

I Das ist ja wohl eine starke Vereinfachung ! Wir ha¬
ben in der Tat in unserem Antrag geschrieben , daß
wir dafür sind , auf Baumaßnahmen zu verzichten,
die den Autoverkehr fördern , wie zum Beispiel wei¬
tere Parkhäuser in der Innenstadt , die Verbreiterung
des Concordia -Tunnels und so weiter . Ich finde , es ist
ein gewisser Widerspruch , gerade in Ihrer Partei,
Herr Niederbremer , daß Sie hier zwar abstrakt dar¬
stellen , daß es wichtig sei , den Autoverkehr nicht
weiter auszubauen , sobald es aber an konkrete Fälle
geht , sind Sie immer dafür zu haben , die Straßen
doch zu verbreitern , Parkhäuser zu bauen und so
weiter!

Zum Stichwort tropischer Regenwald ! Ich möchte
mich einmal auf einen Fachmann berufen , der viel¬
leicht auch bei CDU und FDP Nachdenklichkeit er¬
zeugen kann , und zwar meine ich Professor Dieter
Oberdörfer , CDU-Mitglied , Professor für Politikwis¬
senschaft und Direktor am Freiburger Arnold -Berg-
strässer -Institut . Er hat zur Frage der Tropenholz¬
importe eine Studie im Auftrag des Bundeskanzler¬

amtes erstellt . Ich zitiere hier aus der Zeitung (C)
„ Greenpeace -Nachrichten "

. Professor Oberdörfer
sagt folgendes auf die Frage , ob es notwendig sei , die
Tropenholzimporte völlig zu stoppen:

„Der Zusammenhang zwischen kommerziellem
Holzeinschlag und der Besiedelung und Brandro¬
dung der Regenwälder durch landlose Bauern ist ein¬
deutig . Das kann man nicht mehr verantworten . Ge¬
rade über die Schneisen für die Holztransporte wird
den Siedlern der Wald erschlossen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Frage : Das sieht der Holzhandel ganz anders ? Ant¬
wort : Wenn sich die Interessenten wehren , ist das
ihr gutes Recht , aber ich stehe zu dem , was die Un¬
tersuchungen ergeben haben . Es gibt kein Argu¬
ment mehr für den Import von Rundhölzern , also un¬
verarbeiteten Stämmen , wirklich keines .

"
Dann geht er in einem weiteren Teil des Artikels

auf das Argument , das hier auch vorgetragen wurde,
ein , daß man ja selektiven Holzeinschlag betreiben
könnte , daß man ja nur die Wälder ökologisch be¬
wirtschaften müßte , dann wäre schon alles in Ord¬
nung . Er sagt dazu:

„Argumente für den sogenannten nachhaltigen
selektiven Naturholzeinschlag sind graue Theorie
der Holzhandelsverbände , auch beim Fällen von nur
einzelnen großen Bäumen geht sehr viel zu Bruch in
den Wäldern , das ist traurig . Ich habe das mit eige¬
nen Augen gesehen .

"
(D)

Das sagt Professor Dieter Oberdörfer , Verfasser
einer Studie im Auftrage des Bundeskanzleramtes . —
Vielen Dank!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsident Dr . Klink : Weitere Wortmeldungen lie¬
gen nicht vor , meine Damen und Herren.

Wir sind unserer traditionellen Weltoffenheit heu¬
te voll gerecht geworden . Wir haben die Probleme
des Waldes von Brasilien bis nach Malaysia disku¬
tiert.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.
Wir kommen als erstes zum Antrag der Fraktion

der SPD unter Tagesordnungspunkt fünf , und zwar
lasse ich gemäß Paragraph 51 Absatz 7 der Ge¬
schäftsordnung zunächst über die Änderungsan¬
träge mit den Drucksachen -Nummern 12/469 und
12/506 abstimmen.

Als erstes rufe ich den Änderungsantrag der Frak¬
tion der FDP mit der Drucksachen -Nummer 12/469
auf.

Wer dem Änderungsantrag der Fraktion der FDP,
Drucksachen -Nummer 12/469 , seine Zustimmung
geben möchte , den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD , CDU , FDP und Abg . Alter-
mann [DVU])
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Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen DIE GRÜNEN)

Stimmenthaltungen?
Dieser Änderungsantrag ist angenommen.
Lassen Sie uns nunmehr über den Änderungs¬

antrag der Fraktion DIE GRÜNEN mit der Druck¬
sachen -Nummer 12/506 abstimmen!

Wer dem Änderungsantrag der Fraktion DIE GRÜ¬
NEN , Drucksache 12/506 , seine Zustimmung geben
möchte , den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür DIE GRÜNEN)
Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD , CDU , FDP und Abg . Alter¬
mann [DVU])

Stimmenthaltungen?
Ich stelle fest , dieser Antrag ist abgelehnt.
Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den

Hauptantrag mit der Drucksachen -Nummer 12/412.
Wer dem Antrag der Fraktion der SPD mit der

Drucksachen -Nummer 12/412 unter Berücksichti¬
gung der soeben beschlossenen Änderung zustim¬
men möchte , den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD , CDU, FDP und Abg . Alter¬
mann [DVU])

(B) Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

(DIE GRÜNEN)
Ich stelle fest , die Bürgerschaft (Landtag ) stimmt

dem Antrag zu.
Nunmehr rufe ich den Antrag der Fraktion der

CDU mit der Drucksachen -Nummer 12/468 auf.
Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der

Drucksachen -Nummer 12/468 seine Zustimmung
geben möchte , den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür CDU , DIE GRÜNEN , FDP und Abg.
A 11 e r m a n n [DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD)

Stimmenthaltungen?
Ich stelle fest , die Bürgerschaft (Landtag ) lehnt die¬

sen Antrag ab.

Gentechnologie und Humangenetik
Große Anfrage der Fraktion DIE GRÜNEN

vom 17 . Januar 1989
(Drucksache 12/414)

— Aussprache —

Dazu

Humangenetische Beratung
Antrag (Entschließung ) der Fraktion der FDP

vom 19 . April 1989
(Drucksache 12/513)

Die Bürgerschaft (Landtag ) hat die mündliche Ant¬
wort des Senats auf die Große Anfrage der Fraktion
DIE GRÜNEN in ihrer Sitzung am 2 . März 1989 ent¬
gegengenommen und die verlangte Aussprache dar¬
über auf die heutige Sitzung verschoben.

Die gemeinsame Aussprache über die Antwort des
Senats auf die Große Anfrage sowie über den Ent¬
schließungsantrag der Fraktion der FDP , Drucksache
12/513 , ist eröffnet.

Das Wort hat die Abgeordnete Frau Dr . Trüpel-
Rüdel.

Abg . Frau Dr . Trüpel -Rüdel (DIE GRÜNEN) : Herr
Präsident , meine Damen und Herren ! Ich halte es für
notwendig , über den gesamten Komplex der Gen¬
technik , der Biotechnologie und der Humangenetik
eine großangelegte Debatte zu führen . Gentechnik
und Biotechnik gelten als die großen und wegwei¬
senden Zukunftstechnologien , die angeblich viele
unserer Probleme lösen sollen , weitreichende Ver¬
sprechungen werden da gemacht.

Das Problem des Welthungers soll gelöst werden,
als ob das nur ein technisches Problem wäre . Um¬
weltschutzprobleme sollen nicht mehr an den Ursa¬
chen angegangen werden , und nicht zuletzt erhofft
sich die Medizin ungeheure neue Diagnose - und The¬
rapieverfahren , und die Menschen sollen durch Gen¬
technik und gentechnische Veränderungen anpas¬
sungsfähiger gemacht werden.

Bei so hochtrabenden Erwartungen an neue Tech¬
nologien ist größte Skepsis geboten . Mit der Gen¬
technik ist ein äußerst tiefgehender und schwerwie¬
gender Eingriff verbunden , ja , man spricht sogar in¬
zwischen von dem achten Tag der Schöpfung . Der
Mensch hat zum ersten Mal die Möglichkeit , an der
DNA , dem Erbgut , herumzuschneiden und ganz
neue Organismen zu schaffen . Heute ist es möglich,
die in die Natur gesetzten Schranken zu übersprin¬
gen und zum Beispiel das Erbmaterial einer Pflanze
oder eines Tieres miteinander zu kombinieren.

Die Genmanipulation lebender Organismen wird
mehr und mehr zum enscheidenden Mittel , die Natur
menschlichen Zwecken unterzuordnen . Die Natur
soll anders funktionieren , schneller , wirksamer und
steuerbar werden wie eine Maschine . Hinter dieser
Vorstellung steckt der Machbarkeitswahn , der keine
Grenzen mehr kennt und glaubt , alles beeinflussen
zu können und zu sollen . Die politisch Verantwort¬
lichen begehen den gleichen Fehler wie bei der De¬
batte um die Atomtechnologie.

Meine Damen und Herren , muß es hier erst wieder
zu einer großen Katastrophe kommen , bevor ein
Umdenken möglich wird ? In der Auseinanderset¬
zung um die Atomtechnologie haben wir doch ge¬
lernt , daß es Alternativen gibt und daß die Politik die
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(A ) Verantwortung hat , sich hier in die Gestaltung von
Technik einzumischen . Bei der Entwicklung der
Atomtechnik sind jahrelang ungeheure Summen des
Bundesforschungsetats in diese unberechenbare
Technologie gesteckt worden . Wieviel besser wür¬
den wir heute dastehen , wenn es bei sanften und er¬
neuerbaren Energieträgern gleich Parallelforschun¬
gen gegeben hätte ! Wollen Sie jetzt zum zweiten Mal
in dieses Dilemma hineinlaufen?

(Vizepräsident Frau Leinemann über¬
nimmt den Vorsitz .)

Wenn jetzt alle Anstrengungen auf die Gentechnik
gesetzt werden , produzieren Sie wieder eine
schreckliche Sackgasse.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Gentechnik weist ein ungeheures und unab-
schätzbares Risiko auf . Bisher gibt es viel zu viele
ungelöste Fragen , zum Beispiel : Wird sich die Ver¬
breitung ölvertilgender Mikroben beispielsweise auf
verseuchte Flächen beschränken lassen , oder kön¬
nen sie unter Umständen auch Ulvorräte angreifen?
Was passiert , wenn die neu erzeugten Fähigkeiten
an andere Bakterienarten weitergegeben werden?
Eine sichere und einfachere Lösung wäre es auf je¬
den Fall , die Umwelt nicht weiter mit immer mehr
und neuen schädlichen Substanzen zu verseuchen.

(B)
(Beifall bei den GRÜNEN)

Das Risikopotential dieser Technik ist unüber-
blickbar . Freisetzungsversuche mit manipulierten
Organismen können nicht kontrollierbare Folgen
haben , und das Schlimmste an diesen Experimenten
ist , daß sie nicht reversibel sind.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Eine solche Technologie ist überhaupt nicht kontrol¬
lierbar und nicht verantwortbar . Unsere Institutio¬
nen sind mit der Kontrollierbarkeit strukturell über¬
fordert . Deswegen plädieren wir dafür : Eine Tech¬
nik , die nicht kontrollierbar ist , darf nicht ange¬
wandt werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir dürfen diese Macht nicht freisetzen , weil wir
sie nicht handhaben können . Diese Techniken zu
fördern und auf dem Papier dem Menschen und dem
Umweltschutz Priorität einzuräumen , wie die Senats¬
antwort das tut , ist doch höchstgradig realitätsfremd.

Wir lehnen jedoch die Technik nicht nur wegen
ihrer Risiken ab , das ist nicht das alleinige Problem,
sondern die GRÜNEN lehnen sie auch und erst recht
wegen ihrer möglichen Erfolge ab , denn wenn wir all
die Dinge erfolgreich tun können , die die Gentech¬
nik verspricht , ist der Weg frei , um Gene nicht nur in

Körperzellen einzubauen , sondern auch in die Keim - (C)
zellen . Das ist dann der Schritt zur Menschenzüch¬
tung . Wir sprechen uns gegen diese Technik aus,
weil weder die Risiken abzuschätzen , noch die Er¬
folge zu verantworten sind.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die neuen Techniken der Naturbeherrschung , die
Atomtechnologie und die Gentechnik zeichnen sich
durch ihre Eingriffstiefe aus . Sie stoßen in den Atom¬
kern oder in den Zellkern vor . Diese Eingriffstiefe
selbst stellt eine neue Qualität dar , die die Unkon¬
trollierbarkeit der Techniken nach sich zieht . Daher
ist von Wissenschaftlern gefordert worden , daß Al¬
ternativen in den Naturwissenschaften und damit
auch in den Technologien entwickelt werden müs¬
sen , die diese Eingriffstiefe nicht aufweisen . Will der
Senat hier ein vorausschauende Technologie - und
Wissenschaftspolitik betreiben , so muß auf die Erfor¬
schung von Alternativen gesetzt werden.

Meine Damen und Herren , es gibt Alternativen zur
Gentechnik . Hier muß eine Parallelforschung aufge¬
baut werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Aber was passiert zur Zeit in Bremen ! Die jetzigen
Berufungsverfahren im Fachbereich Biologie laufen
darauf hinaus , nur gentechnologisch orientierte Leu - (D)
te zu berufen . Herr Senator Franke , ich frage Sie , ist
das wirklich ihre Absicht . Wollen Sie eine solch ein¬
seitige Ausrichtung in Bremen festschreiben?

Hier ist der Senat gefordert , alternative For¬
schungseinrichtungen vorzuschlagen . Wir fordern
Sie auf , starten Sie eine Forschungsoffensive für die
Universität , richten Sie ein Biotechnologiezentrum
ein mit einem Forschungsschwerpunkt Pflanzenphy¬
siologie ! Die Forschungsrichtung der sanften Bio¬
technologie arbeitet auch mit Kleinstlebewesen,
aber manipuliert nicht am Zellkern.

Bremens wirtschaftliches Potential liegt im Aus¬
bau der Naturproduktverarbeitung . Die Lebensmit¬
telindustrie ist traditionell stark in Bremen.

(Präsident Dr . Klink übernimmt wieder
den Vorsitz .)

Hier kann Bremen eine spezifische Rolle spielen . Die
Möglichkeiten des Nordens liegen gerade in einem
Ausbau der Naturproduktverarbeitung . Der Senat
hat es in seiner Antwort vermieden , hier wirklich ge¬
staltende Vorschläge zum Ausbau der Naturpro¬
duktverarbeitung zu machen.

Noch ignoranter hat er sich zu der Frage der euge¬
nischen Implikation der Humangenetik verhalten.
Auch die Humangenetik ist in der Senatsantwort als
eine Basisinnovation dieses Jahrhunderts bezeich¬
net worden . Unsere Frage , wie der Senat die euge-
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(A ) nische Implikation der Humangenetik beurteilt , ist
äußerst ignorant beantwortet worden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Der Senat lehnt danach jegliche eugenische Aus¬
richtung der Humangenetik ab . Aber das ist so ein¬
fach nicht zu machen . Es ist ein Widerspruch in sich
selbst . Die Humangenetik zielt doch auf die Erken¬
nung von Genen , sie unterscheidet zwischen gesun¬
den und kranken Genen , und wenn zwischen ge¬
sunden und kranken Genen unterschieden wird,
handelt es sich um eine Selektion.

Humangenetische Beratungsstellen sind in den
letzten Jahren in der Bundesrepublik vermehrt ge¬
schaffen worden . Der Bericht der Enquete -Kommis¬
sion „ Chancen und Risiken der Gentechnologie " hat
deutlich gemacht , daß es ein ökonomisches Interesse
an der vorgeburtlichen Diagnostik gibt . Ich zitiere
aus diesem Enquete -Bericht:

„Die Präventionsmöglichkeiten , die sich aus einer
genetischen Beratung und pränatalen Diagnostik er¬
geben , kommen dem öffentlichen Interesse an einer
effektiven Krankheitsvorsorge entgegen . Insbeson¬
dere ökonomische Motive sprechen für eine Sen¬
kung der Kosten im Gesundheitswesen , die durch
eine Versorgung von Behinderten entstehen .

"

Hier besteht indirekter gesellschaftlicher Druck,
wenn über die Ukonomiefrage auf die Pränataldia¬
gnostik Einfluß genommen wird . Es ist deutlich , daß

(B ) es auf dem Wege der vorgeburtlichen Untersuchun¬
gen darum geht , Kosten zu sparen . Hier treffen sich
die Interessen des Staates an einer Kostensenkung
im Gesundheitsbereich und das Interesse der Eltern
an einem gesunden Kind . Wir halten diese Entwick¬
lung , insbesondere die immer weitergehende Aus¬
dehnung der vorgeburtlichen Diagnostik , für äu¬
ßerst bedenklich . Es geht um die Verhinderung von
Erbkranken , und das ist eine Selektion , die zwischen
lebenswert und nicht lebenswert unterscheidet.

Die Entwicklung wird weitergehen , es werden
immer mehr Eigenschaften erkennbar sein durch die
fortschreitenden diagnostischen Möglichkeiten . Au¬
ßerdem geht die Entwicklung jetzt dahin , schon das
Arbeitnehmerscreening vorzunehmen . In bezug auf
die Pränataldiagnostik hat die Frauenbewegung be¬
gonnen , ihren Begriff von Selbstbestimmung neu zu
überdenken angesichts der technischen Möglichkei¬
ten von Gen - und Reproduktionstechnologien . Sie
haben angefangen , sich einen Boykott oder eine
Verweigerung diesen neuen Diagnosetechniken ge¬
genüber zu überlegen.

Wir halten die weitere Durchsetzung und Norma¬
lisierung von vorgeburtlicher Diagnostik für so pro¬
blematisch , daß wir uns gegen eine weitere Ausdeh¬
nung aussprechen . Wir brauchen hier eine öffent¬
liche Debatte zu diesem Punkt . Wir wissen , daß es
sich um ein sehr schwieriges Thema handelt , aber
wenn man es weiter individualisiert und es über¬
haupt keine gesellschaftliche Debatte mehr darum
gibt , dann wird sich dieser Trend immer weiter fort¬

setzen . Das ist eine verhängnisvolle Entwicklung , (C)
die wir nicht wollen können.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Anstatt die Humangenetik immer weiter auszu¬
bauen , soll ein Ort der Information für Frauen ge¬
schaffen werden , wo sie sich jenseits der humange¬
netischen Beratungsstelle Informationen und Rat
verschaffen können . Auch in Bremen ist es immer
mehr zum nicht hinterfragten Gemeingut geworden,
die pränatalen Diagnosemöglichkeiten in Anspruch
zu nehmen . Unsere Absicht ist es , diese Akzeptanz
in Frage zu stellen.

Die Humangenetiker , die von sich behaupten , sie
seien keine Neoeugeniker , müssen sich mit den Fol¬
gen und den Rahmenbedingungen ihres Tuns ausein¬
andersetzen . Was ist denn mit den neuen Trends in
den Versicherungen , dem Trend zu genetischen Un¬
tersuchungen ? Die Allianz -Versicherung hat ange - f
kündigt , daß sie das genetische Screening zur Pflicht
und Voraussetzung von Versicherungsverträgen g
und -leistungen erheben will . \

(Abg . Frau S t i e r i n g e r [CDU ] : Ver¬
sichert man sich da eben nicht !)

Die Humangenetik muß sich zu der Tendenz der
Gettoisierung von Behinderten verhalten , und sie
muß sich auch zur Pflicht zum Wissen verhalten . Erst
wenn solche Entwicklungen mit diskutiert werden,
verhält sich die Humangenetik zu den neoeugeni-
schen Tendenzen . Wenn diese gesamtgesellschaftli¬
chen Entwicklungen nicht berücksichtigt werden
und der indirekte gesellschaftliche Druck , den es
gibt , nicht berücksichtigt wird , verhält man sich nur
naiv , und diese Probleme werden alle individuali¬
siert . Wir sind langfristig für einen Ausstieg aus der
Humangenetik . Wir wenden uns insbesondere ge¬
gen den stärker werdenden indirekten gesellschaft¬
lichen Druck und damit gegen behindertenfeind¬
liche Tendenzen.

Der FDP -Antrag , der jetzt vorliegt , ist für uns naiv
und so nicht tragbar . In dem ersten Teil will er die jet¬
zige Entwicklung nur fortschreiben , ohne zu einer
weitergehenden Problematisierung zu kommen . Der
letzte Absatz geht in unsere Richtung , wo festgehal¬
ten wird , daß diese Untersuchungen auf keinen Fall
zu Zwangsuntersuchungen werden dürften . Da wir
aber insgesamt den Tenor des Antrags für falsch hal¬
ten , werden wir ihn ablehnen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsident Dr . Klink : Meine Damen und Herren , es
lohnt sich jetzt wahrscheinlich vor der Mittagspause
nicht mehr , eine weitere Wortmeldung anzuneh¬
men . Als nächste erhielte die Abgeordnete Frau
Noack das Wort . Ich möchte aber die Zeit nutzen,
um vielleicht einmal zu fragen , ob wir uns für den

(D)
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(A ) Rest der Debatte auf Redezeitbegrenzungen verstän¬
digen können.

(Abg . Frau S t i e r i n g e r [CDU] : Aber
nicht dieser !)

Ich mache Ihnen folgenden Vorschlag : Würde es
gehen , daß wir die Punkte 12 und 13 zusammenge¬
faßt mit zehn Minuten pro Fraktion , 14 , 15 , 16 eben¬
falls mit zehn Minuten pro Fraktion debattieren?

(Abg . Thomas [DIE GRÜNEN] : Pro Frak¬
tion ? — Abg . Frau S t i e r i n g e r [CDU] :

Das sind verschiedene Sachen !)

Entschuldigung , es ist die Verbindung der Tages¬
ordnungspunkte 15 und 16 vorgesehen . Nach Ge¬
schäftsordnung eine Viertelstunde , statt zehn Minu¬
ten , fünfzehn Minuten!

(Unruhe)

Das Wort zur Geschäftsordnung hat der Abgeord¬
nete Welke.

Abg . Welke (FDP ) : Entweder machen wir die Rede¬
zeitbegrenzungen für alle Tagesordnungspunkte
gleich , oder wir müssen so verfahren wie bisher . Ich
sehe nicht ein , warum wir jetzt in eine Debatte ein¬
steigen sollen , dieser Punkt ist wichtig , der ist un¬
wichtig . Ich meine , wir müssen alle hier gleich be-

' ' trachten.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Dr . Klink : Das Wort zur Geschäftsord¬
nung hat der Abgeordnete Dittbrenner.

Abg . Dittbrenner (SPD ) : Ich kann nur noch einmal
das wiederholen , was ich schon des öfteren in der In¬
terfraktionellen Besprechung gesagt habe , die SPD-
Fraktion ist für Redezeitbegrenzungen . Sie sollen in¬
terfraktionell in der dafür vorgesehenen Sitzung
festgelegt werden . Ich halte nichts davon , wenn
während eines Debattentages jetzt neue Redezeitbe¬
grenzungen eingeführt werden.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Präsident Dr . Klink : Dazu habe ich zu sagen , daß
das Präsidium bei dem Versuch , Redezeitbegrenzun¬
gen einzuführen , gescheitert ist in der Interfraktio¬
nellen Besprechung . Es ist ein Hilfsangebot gemacht
worden , daß wir uns im Laufe der Sitzung , wenn wir
merken , daß wir in der Tagesordnung nicht weiter¬
kommen , erneut über Redezeitbegrenzungen unter¬
halten , das habe ich gemacht!

Ich stelle fest , es ist nicht möglich , Redezeitbe¬
grenzungen vorzunehmen . Ist das die Meinung des
Hauses ? Dann werden wir zusätzlich einen Sitzungs¬
tag anbieten für die nächste Runde , und es ist Sache
des Hauses , das dann abzulehnen oder dem zuzu¬

stimmen . Wir werden uns als Präsidium nicht mehr (C)
die Verantwortung für diese Nichtbehandlung von
vorgesehenen Tagesordnungspunkten zuschieben
lassen.

Das Wort zur Geschäftsordnung hat der Abgeord¬
nete Welke.

Abg . Welke (FDP ) : Ich mache noch einmal den
Vorschlag , für alle Tagesordnungspunkte 15 Minu¬
ten Redezeit einheitlich vorzusehen , keine Differen¬
zierung , damit wir hier endlich einmal dazukommen,
die Tagesordnung etwas abzuhandeln.

Präsident Dr . Klink : Das Wort zur Geschäftsord¬
nung hat der Abgeordnete Sygusch.

Abg . Sygusch (DIE GRÜNEN) : Wir haben grund¬
sätzlich auch die Bereitschaft zu einer Redezeitbe¬
grenzung erklärt , nur , bei den Tagesordnungspunk¬
ten 14 , 15 , 16 plus 25 handelt es sich ja um zwei The¬
men , und da ist mit 15 Minuten wirklich nicht auszu¬
kommen . Da müssen vorweg auch noch sachliche
Gesichtspunkte hier erörtert werden können und
nicht so formalistisch alles über einen Kamm gescho¬
ren werden.

Präsident Dr . Klink : Meine Damen und Herren , ich
unterbreche die Sitzung . Wir kommen wieder zu¬
sammen um 14 .30 Uhr.

(Unterbrechung der Sitzung 12 . 57 Uhr ) (rn

*

Präsident Dr . Klink eröffnet die unterbrochene Sit¬
zung wieder um 14 .32 Uhr.

Präsident Dr . Klink : Ich stelle fest , die unterbro¬
chene Sitzung der Bürgerschaft (Landtag ) ist wieder
eröffnet.

An der heutigen Nachmittagssitzung nehmen un¬
ter anderen die Altenabteilungen der Sportvereine
Surheide und Schiffdorfer Damm in Bremerhaven als
Zuhörer teil . Ich begrüße die Zuhörer in unserem
Kreis.

(Beifall)

Meine Damen und Herren , wir befinden uns in der
Beratung von Tagesordnungspunkt neun , Gentech¬
nologie und Humangenetik , Große Anfrage der
Fraktion DIE GRÜNEN , Drucksache 12/414 , dazu
Humangenetische Beratung , Entschließungsantrag
der Fraktion der FDP , Drucksache 12/513.

Bevor wir die gemeinsame Aussprache fortsetzen,
zur Geschäftsordnung der Abgeordnete Sygusch!

Abg . Sygusch (DIE GRÜNEN) : Herr Präsident,
meine Damen und Herren ! Wie Sie alle wissen , findet
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(A ) ja heute um 18 Uhr hier auf dem Marktplatz die Pro¬
testversammlung des Ausschusses Bremerinnen ge¬
gen Neofaschismus unter dem Motto „Lieben und
Leben — dem Haß keine Chance " statt . Die Fraktion
DIE GRÜNEN stellt deshalb den Geschäftsordnungs¬
antrag , die Debatte zwischen 18 Uhr und 18 . 15 Uhr
zu beenden , um allen Mitgliedern des Hauses die
Teilnahme an dieser Protestversammlung zu ermög¬
lichen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsident Dr . Klink : Herr Abgeordneter Sygusch,
können Sie uns auch gleichzeitig sagen , welche
Punkte wir dann von der Beratung absetzen?

Bitte sehr , Herr Abgeordneter Kudella , zur Ge¬
schäftsordnung!

Abg . Kudella (CDU) : Herr Präsident , meine Damen
und Herren ! Das Haus hat sich gestern intensiv mit
dem Thema , das heute auf dem Marktplatz zur De¬
batte steht , beschäftigt . Die Meinung der Fraktionen
ist klar . Wir haben eine Tagesordnung , die übervoll
ist mit wichtigen bremischen Themen . Ich denke , das
hat Vorrang , insofern lehnen wir den Antrag der
GRÜNEN ab.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Dr . Klink : Meine Damen und Herren,
(B ) dann lasse ich über den Antrag abstimmen.

Zur Geschäftsordnung hat das Wort der Abgeord¬
nete Thomas . Aber wir wollen nicht soviel Zeit ver¬
lieren!

Abg . Thomas (DIE GRÜNEN) : Nein , nein ! Viel¬
leicht ist ein Kompromiß möglich , daß wir kurz un¬
terbrechen . Aber die Gefahr ist natürlich , daß die
Abgeordneten dann nach Hause gehen , wenn wir
eher Schluß machen.

(Unruhe)

Ja , ja , das ist mir ganz klar ! Daß man kurz unter¬
bricht , und damit auch demonstratives Verhalten
deutlich wird , daß wir auch den Protest außerhalb
des Hauses ernst nehmen und uns daran beteiligen
können ! Das wäre ein Kompromißvorschlag!

Präsident Dr . Klink : Ist das ein Alternativantrag?
Der erste ist Schluß der Debatte , und das wäre dann
Unterbrechung der Debatte?

Zur Geschäftsordnung hat das Wort der Abgeord¬
nete Dittbrenner.

Abg . Dittbrenner (SPD) : Ich schlage vor , nicht nur
aus dem Grund , sondern auch wegen anderer Ter¬
minfragen , daß wir gegen 18 .30 Uhr die Beratung
beenden.

Präsident Dr . Klink : Der Abgeordnete Dittbrenner
schlägt vor , daß wir gegen 18 . 30 Uhr die Beratung
beenden.

(Anhaltende Unruhe)

Meine Damen und Herren , es ist der Antrag ge¬
stellt worden , die Beratung um 18 .30 Uhr zu be¬
enden . Für welchen Zeitpunkt , Herr Sygusch , haben
Sie den Antrag gestellt?

(Abg . Sygusch [DIE GRÜNEN] : Flexibel
18 Uhr/18 . 15 Uhr ! - Abg . Thomas [DIE
GRÜNEN] : Nein , das machen wir nicht mit!

Dann gehen wir allein hinaus !)

Ja , ja , natürlich , es ist doch jetzt jedem unbenom¬
men , als Einzelperson hinauszugehen ! Also , werden
die Anträge zurückgezogen?

(Abg . Thomas [DIE GRÜNEN] : Ja , aber
18 .30 Uhr und aus anderen Gründen , das

machen wir nicht mit !)

Also , können wir uns verständigen , die Anträge
sind zurückgezogen?

(Zurufe : Jawohl !)

Wir setzen die gemeinsame Aussprache fort.
Als nächste hat das Wort die Abgeordnete Frau

Noack.

Abg . Frau Noack (SPD ) * ) : Herr Präsident , meine
Damen , meine Herren ! Es wird jetzt etwas schwierig
sein , nach der Mittagspause den Faden wieder aufzu¬
nehmen . Ich hoffe , es gelingt mir aber trotzdem im
Laufe meiner Rede.

(Abg . Kudella [CDU ] : Manche Kollegen
reden das Haus leer , andere voll !)

Frau Trüpel , ich will nicht behaupten , ich sei nun
über die Antwort des Senats so besonders begeistert
gewesen , aber ich muß eigentlich leider auch sagen,
daß Ihre Anfrage recht unbefriedigend war . Ich stim¬
me Ihnen ja zu , daß man dieses Thema dringend , aus¬
führlich und oft in der Öffentlichkeit diskutieren
muß , aber Sie haben es in dieser Weise schon einmal
während der Haushaltsdebatte diskutiert , und ich
finde , es ist hier mit der Art der Frage die Chance
verpaßt worden , einige wenige Punkte oder auch
einmal einen konkreten Punkt nur , nämlich die Hu¬
mangenetik , noch etwas breiter zu diskutieren und
dann auch wirklich auf einen Punkt zu bringen . So ist
jetzt nur wieder diese Situation entstanden , daß wir
ziemlich global über alles reden und dann eben auch
nur die wirklichen Probleme vage streifen können.

Die SPD -Fraktion führt ja eine öffentliche Diskus¬
sion über die Gentechnologie schon seit geraumer

(Unruhe) * ) Von der Rednerin nicht überprüft.



Bremische Bürgerschaft (Landtag ) — 12 . Wahlperiode — 39 . Sitzung am 20 . 4 . 89 2515

Zeit . Wir haben mehrere öffentliche Foren veran¬
staltet und dort verschiedene Aspekte dieses The¬
mas behandelt , und wir werden auch noch vor der
Sommerpause eine weitere Veranstaltung zur Ge¬
nomanalyse von Arbeitnehmern haben . Auch in die¬
sen Diskussionen ist zunehmend deutlich geworden,
daß es ganz wichtig ist , jetzt anzufangen und sich
auch einmal mit Einzelpunkten auseinanderzuset¬
zen , in Hinblick auch auf eine Gesetzgebung , die
eben längst überfällig ist . Deswegen finde ich es sehr
schade , daß Sie sich nicht auf einen zentralen Punkt,
zum Beispiel Humangenetik , beschränkt haben.

Das Ergebnis , finde ich , sieht man auch an der Ant¬
wort des Senats . Wer eine vage Frage stellt , der be¬
kommt auch eine vage Antwort . Das ist um so bedau¬
erlicher , als ich meine , wir haben überhaupt keine
Zeit mehr zu verlieren . Allenthalben wird geforscht
und produziert und freigesetzt , ohne daß wir Einfluß
darauf nehmen können , weil wir es immer wieder
hinausschieben , die nötigen Kontroll - und Regelin¬
strumente dafür zu schaffen . Leider ist es überall das
gleiche , auf der Länder - wie auf der Bundesebene
verhalten sich alle zögerlich , und ergreift einer oder
eine einmal die Initiative , wie Ihre Bundesministerin
für Jugend , Familie , Frauen und Gesundheit mit ih¬
rem meiner Meinung nach insuffizienten Versuch,
die Fragen der Gentechnologie zu regeln , dann rea¬
giert Ihre Regierung darauf mit Kompetenzstreitig¬
keiten.

Die Antwort des Senats hat mich insofern ent¬
täuscht , als ich eben erwartet hätte , daß der Senat
die Gelegenheit ergreifen würde , zu diesem brisan¬
ten und schwer zu vermittelnden Thema , das ständig
und geduldig und ohne Sensationslust in der Öffent¬
lichkeit diskutiert werden müßte , ernsthafter und
tiefgehender Stellung zu nehmen . Statt dessen hat er
sich — ich bitte um Entschuldigung , aber ich möchte
fast sagen , maulfaul — auf das Nötigste beschränkt.

(Beifall bei der CDU und bei den GRÜNEN)

Dies geht dann , wie ich schon sagte , an den Kernpro¬
blemen vorbei , und ich möchte das an einem Beispiel
deutlich machen.

In der Antwort wird die Gentechnologie als eine
der Basisinnovationen dieses Jahrhunderts genannt.
Dieser aus dem Wirtschafts - und Industriejargon ent¬
nommene Begriff unterschlägt vollkommen , daß es
sich hier gleichfalls um eine der Basisbedrohungen
für die Weiterexistenz unserer Welt handelt,

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

daß die Gefahren , die uns durch die Gentechnologie
drohen , bei weitem schwerer zu beherrschen sein
werden als die , die uns durch die Nutzung der Kern¬
energie entstanden sind . Das hat Frau Trüpel ja auch
schon gesagt . Zwar lassen sich heute unter großen
Vorsichtsmaßnahmen der Wissenschaftler , deren
Ruf als verantwortungsvolle Forscher auch auf dem
Spiel steht , argwöhnisch beobachtet von einer auf

Sicherheit pochenden Gesellschaft , die Gefahren (C)
noch einigermaßen unter Kontrolle halten , der Bio¬
loge Ernst Ulrich von Weizsäcker aber hat darauf
hingewiesen , die eigentliche Gefahr liege erst in der
Anwendung . Wenn nämlich Wissenschaft und Poli¬
tik grünes Licht gegeben haben für die unbedenkli¬
che Übernahme der erforschten Verfahren durch
die Industrie , werden die hochgestellten Erwartun¬
gen , unsere Innovationseuphorie , verbunden mit
dem wirtschaftlichen Konkurrenzdruck , den Einfluß
der Kontrollorgane mindern , und die Industrie ist
ethischen Kriterien schwerer zugänglich.

Die gewollte oder ungewollte Freisetzung von gen¬
technisch veränderten Mikroorganismen , von Viren
und gentechnisch veränderten Tieren , deren Folgen
wir bisher noch kaum abschätzen können , kann eine
völlig unkontrollierbare Ausbreitung zur Folge ha¬
ben , die die Balance unseres Ökosystems stören und
zu irreversiblen Veränderungen und zur Zerstörung
unserer gesamten Umwelt führen kann.

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Insofern ist der Begriff Innovation unangemessen
und wird dem Ausmaß der Verantwortung , die wir
übernehmen , wenn wir uns an die Erforschung und
Anwendung der Gentechnologie machen , in keiner
Weise gerecht.

(Beifall bei der SPD)
(D)

Natürlich hätten wir vom Senat auch gern noch et¬
was mehr Auskünfte darüber gehabt , wie er die be¬
reits jetzt vorhandenen Forschungsprojekte ein¬
schätzt und mit welchen Zielen er gentechnologi¬
sche Forschungen in Zukunft betrieben wissen will.

(Vizepräsident v . d . Schulenburg
übernimmt den Vorsitz .)

Welche Güterabwägung trifft der Senat angesichts
der Chancen und Risiken der Gentechnologie ? Wo¬
rauf kommt es ihm bei der Gesetzgebung im einzel¬
nen an ? Ich meine , hier ist eine Chance verpaßt wor¬
den . Ich will deshalb versuchen , in drei Punkten
deutlich zu machen , in welche Richtung unserer
Meinung nach weiter gedacht und weiter gearbeitet
werden muß.

Zum ersten die Forschungspolitik ! Sowohl in der
Anfrage der GRÜNEN als auch in der Antwort des
Senats wird der Eindruck erweckt , als sei die Über¬
wachung und Kontrolle von Wissenschaft und For¬
schung effektiv möglich . Hinter diese Erwartung
möchte ich ein großes Fragezeichen setzen . Wir dür¬
fen uns keine Illusionen machen . Mit gesetzlichen
Regelungen werden wir nicht verhindern , was er¬
forscht wird , was erforscht werden kann . Wenn wir
es aber nicht machen , machen es die anderen ! Wäre
es dann nicht besser , so wird immer gesagt , wenn wir
von dieser Forschung soviel wie möglich an uns zie¬
hen , um wenigstens die Kontrolle zu einem Teil zu
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(A ) behalten ? Auch dies halte ich für einen Irrtum . Diese
Denkweise ist es , die unserer Welt eine unsinnige
Rüstungsspirale beschert hat.

(Beifall bei der SPD)

(Beifall bei der SPD)

Die Verantwortung für das , was erforscht wird,
liegt in erster Linie bei den Wissenschaftlern selbst.
Die Universität Bremen hatte sich bei ihrer Grün¬
dung zur Aufgabe gemacht , mit ihrer Forschung und
Lehre wissenschaftlichen und gesellschaftlichen
Fehlentwicklungen zu begegnen . Wir hoffen , sie be¬
sinnt sich jetzt wieder auf diese wichtige Rolle , bei
der es um zweierlei geht:

Erstens , um die Ausbildung kritischer Wissen¬
schaftler , die sich selbt die Einschränkung auferle¬
gen können , nicht alles zu machen , was machbar ist,
und die in der Lage sind , ihre Forschung in einen ge¬
sellschaftlichen Zusammenhang zu setzen und sie im
Dialog mit der Gesellschaft zu überprüfen ! Dafür ist
es in erster Linie wichtig , offen und öffentlich zu dis¬
kutieren , was in der Universität an gentechnologi-

03j scher Forschung betrieben wird . Die Öffentlichkeit
hat ein Recht darauf , über diese für sie unter Um¬
ständen folgenschwere Forschung unterrichtet zu
werden . Das meine ich natürlich nicht nur auf die
Universität Bremen bezogen , sondern auf jede Uni¬
versität bezogen . Von den Wissenschaftlern erwar¬
ten wir , daß sie uns darüber aufklären , was ihre Ziele
sind . Wie ich schon sagte , bietet die SPD -Fraktion Fo¬
ren dafür.

Zweitens wäre es die Aufgabe der Universität,
eine Wissenschaft zu betreiben , die nicht nur wert¬
frei Grundlagenwissen anhäuft oder auf wirtschaft¬
liche Anwendung orientiert ist , sondern sich auch
der Erforschung der Risiken und der Gefahren wid¬
met , die von der Gentechnologie ausgehen . Staatli¬
che Forschungspolitik muß eine Kompensation für
die durch die Industrie reichlich geförderte , zum Teil
unreflektierte Anwendungsforschung leisten und ih¬
re Mittel zur Gegensteuerung einsetzen . Wenn wir
im Land Bremen gemäß einem Forschungsinfrastruk¬
turplan die Biotechnologie zum Schwerpunkt ma¬
chen wollen , dann müssen die staatlichen Mittel vor
allem für die Erforschung der Risiken der Biotechno¬
logie und der Wege zur Verminderung der Gefahren
für die Menschen und für die Umwelt eingesetzt wer¬
den . Eine solche Forschungspolitik wird unseren Be¬
dürfnissen grundlegender und langfristiger gerecht
werden als eine ausschließliche Orientierung auf
wirtschaftliche Anwendbarkeit , überdies ist dies als
Steuerungsinstrument eine notwendige Ergänzung
zur gesetzlichen Regelung.

Damit komme ich zur gesetzlichen Regelung , zu
meinen zweiten Punkt . Auch oder gerade wenn man
der Auffassung ist , daß sich Forschungsgegenstände
durch Einschränkungen und Verbote schwer beein¬
flussen lassen und auch vielleicht nicht so einfach
beeinflußt werden sollten , sind konsequente Sicher¬
heitsbestimmungen sowie die Regelung der Haf¬
tungsfrage nach dem Verursacherprinzip unerläß¬
lich . Entscheidend wird die Frage der umfassenden
gesetzlichen Regelung dann für den Anwendungsbe¬
reich . Das von der Bundesregierung versprochene
Gentechnologiegesetz ist längst überfällig.

Es ist in diesem Rahmen nicht möglich , in die De¬
tails zu gehen , deswegen möchte ich hier nur andeu¬
ten , was meine Anfrage an den Senat zum Stand der
Gesetzgebung sein könnte . Welche Probleme sieht
der Senat bei der Diskussion über ein Gentechnolo¬
giegesetz ? Wo und in welcher Weise konkurrieren
die gesetzgeberischen Kompetenzen in Bund und
Ländern ? Welche Auffassung bringt der Senat in die
Bund/Länderarbeitsgruppen ein ? In welchem Ver¬
hältnis soll unsere Bundesgesetzgebung , das ist ein
ganz wesentlicher Punkt , zu gemeinschaftlichen Re¬
gelungen auf europäischer Ebene stehen ? Müssen
wir unsere in der Bundesrepublik im allgemeinen hö¬
heren Sicherheitsstandards opfern , um zu notwendi¬
gen internationalen Übereinkünften kommen zu
können ? Gerade weil wir in Bremen auch die Anwen¬
dung neuer Technologien im wirtschaftlichen Be¬
reich erhoffen , müssen wir darauf dringen , daß die
gesetzlichen Voraussetzungen endlich geschaffen
werden.

Das müssen wir uns im übrigen auch als Mitglieder
dieses Hauses vorwerfen lassen , von keiner Fraktion
sind bisher konkrete Vorschläge zu gesetzlichen Re¬
gelungen gekommen.

(Abg . Frau S t i e r i n g e r [CDU ] : Nein !)

Nicht umfassende , in sich konsistente , sonst müßten
wir dieses Thema hier nicht immer wieder diskutie¬
ren!

Mein dritter Punkt , die Humangenetik ! Gerade
hier in diesem Bereich , der so viele Ängste und Hoff¬
nungen erzeugt , wird augenfällig , wie notwendig die
Diskussion und der Dialog von Wissenschaft und Ge¬
sellschaft sind . Der Humangenetiker Friedrich Vogel
von der Universität Heidelberg spricht in diesem Zu¬
sammenhang von einer Bringschuld des Wissen¬
schaftlers gegenüber der Öffentlichkeit . Gerade in
dieser Hinsicht gibt es in Bremen ein Defizit . Was ge¬
schieht zum Beispiel im Zentrum für humangeneti¬
sche Beratung , und wem dient dies ? Werden hier nur
individuelle Analysen durchgeführt und Eltern bera¬
ten , oder wird hier mit den Ergebnissen dieser Unter¬
suchungen weitergeforscht ? Wenn ja , mit welchem
Ziel ? Wie beurteilen die Wissenschaftler das Pro¬
blem der Eugenik , wie ordnen sie es ein?

Der Senat lehnt jede eugenische Ausrichtung der
Humangenetik ab . Das begrüße ich außerordentlich,

Insofern wäre auch die durch die Industrie geförder¬
te Drittmittelforschung mit großer Zurückhaltung zu
betrachten . Ich sage nicht nein , aber ich sage , mit
Zurückhaltung zu betrachten.
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(A ) nur fällt mir gleichzeitig auf , daß der entscheidende
Punkt damit nicht beantwortet ist , nämlich : Wo
fängt die eugenische Ausrichtung eigentlich über¬
haupt an ? Wo liegen die Grenzen zwischen national¬
sozialistischer Eugenik mit ihren Zucht - und Aus¬
wahlprinzipien und einer Liste all der pränatal fest¬
zustellenden Behinderungen und Krankheiten , die
eine Abtreibung geraten erscheinen lassen ? Wel¬
cher Arzt schafft es wirklich , in Kenntnis eines sol¬
chen Katalogs ganz unvoreingenommen zu Ent¬
scheidungen zu raten , und welche Eltern haben da¬
bei noch Spielraum , diese individuelle Entscheidung
auch zu treffen ? Von den Bemühungen , Eltern und
zukünftigen Kindern Leid und unerträgliche Bela¬
stungen zu ersparen , über den Rechtfertigungs¬
druck , den eine Mutter erfährt , wenn sie ein voraus¬
sichtlich behindertes Kind austragen will , bis zu
einer Gesellschaft , die Kranke und Behinderte äch¬
tet , weil das ja vermeidbar gewesen wäre , sind die

^
Grenzen fließend.

(Beifall bei den GRÜNEN)
I

Nur , und das will ich Frau Trüpel -Rüdel auch sa¬
gen , wenn es in dieser Gesellschaft möglich ist nach
unserem Fortschritt , Leid zu vermeiden , dann müs¬
sen wir das den Betroffenen auch zur Verfügung stel¬
len . Deswegen fällt es mir nicht so einfach zu sagen,
wir machen eine Sache nicht , weil sie die und die Ge¬
fahren in sich birgt , sondern wir müssen uns damit

(ßj abfinden , daß wir hier ganz schwer nur eine Grenz¬
ziehung vornehmen können und daß die Ubergänge
kontinuierlich sind . Im Grunde geht es um ein ober¬
stes Prinzip , nämlich die Freiheit und die Rechte des
Individuums.

Bei der Diskussion , die wir in einem Dialog konti¬
nuierlich führen müssen und der wir auch nicht aus¬
weichen dürfen , sollte das als oberstes Prinzip ste-

I hen , dem Individuum muß die größtmögliche Frei¬
heit zugestanden werden , und dies ist vergleichbar

I mit der Forderung nach Fortfall des Paragraphen' 218.

(Glocke)

Ich werde hier erst einmal einen Punkt machen,
denn das sind meine Punkte , von denen ich denke,
daß sie weiterführen sollten eben in eine konkrete
Gesetzgebung zur Humangenetik . Ich werde mich
dann noch einmal melden , weil es einen weiteren
Aspekt gibt in dieser Sache.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident v . d . Schulenburg : Als nächste hat
das Wort die Abgeordnete Frau Pautzke.

Abg . Frau Pautzke (FDP ) : Herr Präsident , meine
Herren und Damen ! Wir reden heute über ein The¬
ma , das in der Antwort des Senats nur gestreift wird
und zu dem es mir erlaubt sein muß , einen Moment

zur grundsätzlichen Besinnung innezuhalten . Wo - (C)
von wir reden , ist die planmäßige Schaffung neuarti¬
ger Lebewesen durch direkten Eingriff in die mole¬
kularchiffrierten erblichen Baupläne gegebener Ar¬
ten . Das ist etwas anderes als die seit Beginn des
Ackerbaus geübte Züchtung tierischer und pflanzli¬
cher Nutzarten . Heute wird durch Gentransfer be¬
ziehungsweise Einspleißung artfremden genetischen
Materials in das Chromosomenbündel einer repro¬
duktiven Zelle eine ganze Nachkommenschaft ver¬
ändert , was sogar noch patentierbar sein wird.

Ich meine , wir haben die verdammte Pflicht und
Schuldigkeit , uns in die Diskussion der Ärzte , Wis¬
senschaftler und Gremien und Kommissionen einzu¬
schalten und auf unsere alleinige Verantwortung als
Politiker zu verweisen , die die Würde des Menschen
und sein Recht auf Individualität und Freiheit als
oberstes Gebot im Visier hat . Das heißt , wir müssen
ganz entschieden darauf drängen , daß unsere ethi¬
sche Verantwortung wie nie zuvor im Mittelpunkt
unseres Denkens und Handelns zu stehen hat.

(Beifall bei der FDP)

Wir haben es bei der Gentechnik mit angewandter
Kernbiologie zu tun , und wie die angewandte Kern¬
physik führt auch sie in ein unabsehbares Neuland.
Die größte Gefahr der Gentechnik ist wie bei der
Atomtechnik der Glaube an den Nutzen der unge¬
ahnten Möglichkeiten des unbekannten Fortschritts,
wohin auch immer . p)

Worauf es also ankommt , ist zu verhindern , daß
die politisch Beteiligten aus Unwissenheit , Unver¬
ständnis oder aus suggerierter Angst , den wissen¬
schaftlich - technischen Fortschritt beziehungsweise
den internationalen Anschluß zu versäumen , gene¬
rell zu allem Ja und Amen sagen.

(Beifall bei der FDP)

Ich sage es noch einmal : Die Politiker haben die Ver¬
antwortung , darüber zu befinden , was Leben in einer
menschenwürdigen Umwelt bedeutet . Sie können
und dürfen diese Entscheidung nicht aus der Hand
geben und in die Hände von Wissenschaftlern legen,
die nur vage Prognosen abgeben über die Möglich¬
keit der Reduzierung des genetischen Potentials,
also , vage Aussagen über die Angepaßtheit des ge¬
netischen Potentials an unsere Lebensumstände und
gar keine Aussagen über die Risiken.

(Präsident Dr . Klink übernimmt wieder
den Vorsitz .)

Die Wissenschaftler werden nicht zur Verantwor¬
tung gezogen , wohl aber die Politiker , und deshalb
müssen wir jetzt bald Stellung beziehen . Wir können
uns nicht auf vage Entscheidungsformeln einlassen,
von denen eine sehr bekannte lautet , Chancen nüt¬
zen und Risiken beachten . Wobei ich eigentlich fra¬
gen müßte , welche Chancen zu welchen Risiken , so-
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(A ) wohl bei der Gentechnik als auch bei der Humange¬
netik!

Doch zurück zu meiner Argumentation , daß wir
die Verantwortung tragen und daher von den Wis¬
senschaftlern verlangen müssen , daß sie uns ihre
Vorhaben so detailliert auseinandersetzen , daß wir
im Einzelfall in der Lage sind , eine an ethischen , mo¬
ralischen und rechtlichen Maßstäben meßbare Ent¬
scheidung treffen zu können ! Ich denke , daß wir da¬
zu ein Beratungsgremium benötigen , in dem unab¬
hängige hochbezahlte Wissenschaftler und Juristen,
Frauen und Männer sitzen — auch bei den Wissen¬
schaftlern Frauen und Männer ! — , vor allem Leute,
die genauso gut bezahlt werden wie die vergleichba¬
ren Forscher der Pharmaindustrie , damit nicht die
Gefahr besteht , daß sie abgeworben oder anderwei¬
tig beeinflußt werden können . Dieses Gremium muß
sich also grundsätzlich von der Bonner Zentralen
Kommission für biologische Sicherheit unterschei¬
den , bei der durch die Zusammensetzung diese Un¬
abhängigkeit in Zweifel zu ziehen ist , wenn von
zwölf Mitgliedern zehn Mitglieder in der gentechni¬
schen Forschung tätig sind.

Es gilt für uns , einen Standard zu finden , der be¬
sagt , keine Embryonenforschung , keine Züchtung
von menschlichen Schimären , keine Klonierung , der
uns nicht blind dafür werden läßt , daß die pauschale
Öffnung der Schleusen wegen des internationalen
Wettbewerbs gewaltige Risiken beinhaltet . Die Wis¬
senschaftler räumen hier sogar Risiken ein , denn,

(B) sehen Sie , im Bereich der Pflanzen - und Tierzucht,
die nichts anderes ist als ein Vorläufer gentechni¬
scher Arbeit am Menschen , ist mit der Hoffnung auf
die Lösung der Welternährungsprobleme die totale
Verarmung des genetischen Pools von Getreide¬
pflanzen in der dritten Welt einhergegangen . Die
Höchstleistungssorten erweisen sich als nicht über¬
lebensfähig . Ihre Ertragsleistungen gehen rapide zu¬
rück , und halbwegs befriedigende Erträge sind nur
mit enormen Mineraldüngergaben zu erreichen , de¬
ren Aufwand in keinem Verhältnis zum Ertrag steht.

Die willkürliche Auslöschung von Arten fordert
ihren Preis , um mit der modernen Entwicklungshilfe
in Ländern der dritten Welt , beispielsweise in Peru,
helfend einzugreifen und die alten Sorten , von de¬
nen sich noch einige wildlebende Exemplare finden
lassen , nachzuzüchten und Saatgut zu produzieren.
Die Wissenschaftler haben ihre Zauberwerke , ge¬
nannt Hochertragssorten , von eben auf jetzt aus
dem Ärmel geschüttelt . Das mußte in den Ohren vie¬
ler Wissenschaftsgläubiger besser sein als das , was
die dumme Natur in Jahrtausenden genetisch aufge¬
baut hatte.

Doch diese Hoffnungen sind gescheitert . Falsche
Erwartungen kosteten viel Geld , und wichtiger
noch , genetischer Pool wurde vernichtet , und das ist
auch die Kernfrage bei der menschlichen Genetik.
Die Wissenschaftler wissen nicht , was passiert , wenn
sie in den Lebensplan eingreifen . Es kann einen posi¬
tiven , aber auch einen negativen Effekt hervorru¬
fen . Die Fachleute , die wir ansprachen , konnten uns

nämlich nicht sagen , warum die eine oder andere ge¬
netische Information weitergegeben wird . Die ei¬
gentliche Entscheidung der Natur liegt im Dunkeln.

Auch sagten sie uns , wenn alle 50 000 Gene ent¬
schlüsselt seien , wüßte man noch lange nichts über
die Zwischenräume und über die Steuerungsprozes¬
se . Es gibt also eine Unzahl von schwarzen Löchern
in diesem Bereich , und wir haben letztlich die Ent¬
scheidung darüber zu treffen , wo wir Unheil für die
Menschheit abwehren und die Zauberlehrlinge ban¬
nen können . Ein pauschales Nein ist falsch , aber ein
begeistertes Ja , das nur vor der Abkoppelung vom
internationalen Wettbewerb warnt , ist mindestens
ebenso gefährlich.

(Beifall bei der FDP)

Eine genetische Prohibition hätte den Effekt , daß
sich alles im Dunkeln abspielen würde , und wir
könnten dann wahrscheinlich von einer Wissen¬
schaftskriminalität in dem gleichen Maße wie beim
Alkohol ausgehen.

Ich habe es bereits betont , jeder Einzelfall muß auf
ein Maß heruntergerechnet werden , bei dem eine
Beurteilung nach Kriterien möglich ist , die auch Poli¬
tikern eine Entscheidung möglich macht . In diesem
Zusammenhang halte ich es auch für unzulässig,
wenn die eugenische Implikation — im Programm
der EG -Kommission prädikative Medizin genannt —
Ratsdokument 7929/88 zum historischen Problem
der Deutschen gemacht und die Kommission deswe¬
gen zu sprachlicher Kosmetik aufgerufen wird , an
der Sache sich jedoch nichts ändert . Hieraus kann
eine ernsthafte Gefahr für die Freiheit der Men¬
schen entstehen , und wenn die Erkenntnis erst ein¬
mal da ist , werden wir sie sicherlich auch bei den In¬
stitutionen der Gesellschaft , den Versicherungen
oder den Einstellungsbehörden wiederfinden.

Das Menschenbild unseres Grundgesetzes läßt
eine Auswahl , wie sie in der Konsequenz des Pro¬
gramms Prädikative Medizin zum Ausdruck kommt,
nicht zu . Die Evolution hat zahlreiche kleine Defekte
bei uns eingebaut . Warum sie nur bei ganz wenigen
und warum gerade bei diesen zum Ausdruck kom¬
men , wissen wir nicht . Die Unwägbarkeit der Schöp¬
fung muß uns vor der Versuchung behüten , selbst an
der Wurzel unseres Daseins Schöpfer sein zu wollen.

Meine Damen und Herren , die Wissenschaftler ha¬
ben einen Zweig ihrer Forschung Mutagenese ge¬
nannt , dort wird unter anderem der Einfluß von Um¬
weltgiften erforscht , und dieser Bereich ist ein Stief¬
kind der Genetik . Ich denke , daß wir auf diesem Sek¬
tor verstärkt tätig werden müssen , denn wir brau¬
chen nicht den asbestresistenten Menschen , wir
brauchen schnellstens Erkenntnisse über die Schäd¬
lichkeit zahlreicher Stoffe , über den Zusammenhang
von Allergien und Umweltgiften , um dann rasch zu
Verbotsentscheidungen zu kommen.

(Beifall bei der FDP und bei der SPD)
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(A) Meine Damen und Herren , ich meine , unsere poli¬
tische Entscheidung sollte lauten , der Schutz des ein¬
zelnen Menschen und seiner von der Evolution fest¬
gelegten Disposition vor Umweltgiften hat Vorrang.
Die genetische Resistenzzüchtung des Menschen
vor künstlichen Umweltgiften ist grundgesetzwidrig.

Etwas anderes sind die auch vom Institut für Hu¬
mangenetik in Bremen betriebenen Untersuchun¬
gen zur Früherkennung von Erbkrankheiten , wie
zum Beispiel Trisomie 21 , worin das Down -Syndrom
enthalten ist , oder auch , was Sie vielleicht unter
Mongolismus kennen . Diese pränatalen Diagnosen
über äußerst selten auftretende Krankheiten , ein
Fall zu zehntausend oder eins zu einhunderttausend
Geburten , kann man anders beurteilen . Diese mögli¬
cherweise auftretenden Krankheiten bringen
Schwangere in einen derartigen Gewissenskonflikt,
daß wir meinen , dieses Wissen müßte ihnen möglich
gemacht werden . Die FDP-Fraktion hat Ihnen hierzu
einen Entschließungsantrag vorgelegt , der sich auch
für die sinnvolle Kapazitätsausweitung auf dem Bre¬
mer Universitätsgelände ausspricht.

Unter Einbeziehung meiner vorherigen grundsätz¬
lichen Aussagen lehnen wir darin Experimente mit
eugenischer Implikation ab . Wir sprechen uns dafür
aus , daß die durchgeführte humangenetische Bera¬
tung vor allem dem einzelnen Menschen dient und
daß vor oder nach der Zeugung einer Frau oder
einem Mann durch diese angebotene freiwillige Be¬
ratungsmöglichkeit erst das Wissen über die sich in

(B) ihrem Körper möglicherweise abspielenden Prozes¬
se vermittelt wird . Gleichzeitig werden Frauen bei
unserem Weltbild in ihrer Bereitschaft , ein mögli¬
cherweise behindertes Kind annehmen zu wollen,
bestärkt und können sich frühzeitig in ihrer Le¬
bensplanung darauf einstellen und die entsprechen¬
den , natürlich auszubauenden , psycho -sozialen Hil¬
fen in Anspruch nehmen.

Das Recht der Frau , die genetischen Folgen der
Zeugung vor der Geburt im voraus zu kennen , ist da¬
bei gleichrangig dem Recht , diese Folgen erst nach
der Geburt zu erfahren . Das ist die Definition dafür,
daß wir keine Pflichtuntersuchung wollen . Dies ist
erstens wichtig wegen der geforderten Freiwillig¬
keit , sich dieser Untersuchung zu unterziehen , und
zweitens wegen der Tatsache , wie schon von mir er¬
wähnt , daß nicht jede Disposition für Krankheiten in
jedem Fall zum Ausbruch kommt , siehe sogar Aids!
Drittens ist es wichtig , weil während der Schwanger¬
schaft ein Großteil der befruchteten Eizellen vom
Körper abgestoßen wird und darin möglicherweise
eine Selbstregulation des Körpers zu sehen ist.

Jetzt möchte ich mich noch besonders vorsichtig
ausdrücken : Es ist mir gänzlich unverständlich , und
ich empfinde es schon als schizophren , wie Sie Ihre
Aussagen heute morgen machten , Frau Trüpel . Bei
weitgehender Begleitung Ihrer Gedanken muß ich
Sie doch dringend warnen , eine von uns zugelasse¬
ne Entscheidungsmöglichkeit , den Abbruch einer
Schwangerschaft , derartig zu disqualifizieren . Ich
frage mich , ob Sie sich darüber im klaren sind , wel¬

ches Risiko Sie mit Ihrem Salto mortale eingehen , (C)
daß Sie die Indikationsmöglichkeiten des Paragra¬
phen 218 zur Disposition stellen.

Ich warne davor , mit wohlmeinenden Motivatio¬
nen eine verhängnisvolle Entwicklung zu unterstüt¬
zen , bei der letztendlich das von Generationen er¬
kämpfte Selbstbestimmungsrecht der Frau auf der
Strecke bleibt . Ich bitte Sie , auch Ihre einseitige Be¬
trachtungsweise zu überprüfen und doch zur Kennt¬
nis zu nehmen , daß wir uns für eine tiefere Gewis¬
sensentscheidung bei mehr Fakten - und Wissensver¬
mittlung einsetzen in unserem heutigen Antrag ! —
Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der FDP)

Präsident Dr . Klink : Als nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Stieringer.

Abg . Frau Stieringer (CDU) : Herr Präsident , meine
Herren und Damen ! Wir haben von der Kollegin
Noack eine politisch brisante Rede gehört , sie hat
sich gegen Teile ihrer Fraktion gestellt , sie hat unwi¬
dersprochen die Freigabe des 218 gefordert,

(Abg . Frau Noack [SPD ] : Was heißt gefor¬
dert ? Ich habe gesagt , unsere Diskussion ist

die gleiche !)

sie hat sich gegen den Senat gewandt , sie hat der Uni¬
versität Pfeffer unter einem bestimmten Körperteil
gemacht , und ich finde das schon bemerkenswert ; es ^
war sehr erfrischend.

Die Antwort des Senats auf die Frage nach seiner
Beurteilung von Chancen und Risiken , das haben wir
heute schon mehrmals gehört , ist in der Tat eine hilf¬
lose Antwort , aber wir alle , und das ergibt sich aus al¬
len Redebeiträgen und wahrscheinlich auch aus mei¬
nem , zeigen noch Hilflosigkeit gegenüber diesem
schwierigen Thema . Das Ganze wird nicht mit dem
Satz geklärt , „Gentechnologie und Humangenetik
gehören zu den Basisinnovationen dieses Jahrhun¬
derts "

. Dieser Satz ist nicht originell , wir finden ihn
in jeder Darstellung , in jedem Gesetzentwurf.

Bei der Bearbeitung dieses Themas hat mir mein
Lieblingsmärchen zur Seite gestanden , vom Fischer
un sin Fru . Eine Frau möchte ein Kind , sie bekommt
es . Dann möchte sie ein gesundes Kind , da kräuseln
sich die Wellen . Dann will sie ein schönes Kind , da
toben die Wellen . Dann will sie viele Kinder , die alle
gleich aussehen , die besten Pflanzen und die ergie¬
bigsten Haustiere . Da tobt das Meer los , und sie wird
verschlungen.

(Abg . Jäger [FDP ] : Verwechseln Sie nicht
die Märchen ?)

Nein , ich verwechsle nicht die Märchen!

(Abg . Wilhelms [CDU] : Das ist eine
Frage der Interpretation ! — Abg . Jäger
[FDP ] : Ich kenne Fischer un sin Fru anders !)
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(A ) Aber ich habe es so interpretiert ! Ich kann ja Ihnen
schließlich nicht ein Märchen vorlesen!

(Zuruf des Abg . Fluß [SPD ])

Ich komme mit meiner Zeit nicht aus . Sie kommen
ins Reagenzglas , Herr Kollege!

Die CDU-Fraktion fordert möglichst einheitliche
gesetzliche Regelungen . Bereits 1987 hat sie in die¬
sem Hause darauf hingewiesen , wie wichtig es ist,
daß bundesgesetzliche Regelungen geschaffen wer¬
den , und der Bund hat reagiert . Die Bundesregierung
hat sich mit Nachdruck im Rahmen ihrer Kompeten¬
zen des Artikels 74 Grundgesetz dafür ausgespro¬
chen , in den einzelnen Bereichen , Schutz von Tier
und Pflanzen , Schutz der Gesundheit , Schutz der För¬
derung der wissenschaftlichen Forschung , Rahmen¬
vorschriften zu erlassen . Gleichzeitig hat sie aber
auch schon Richtlinien zur Gentechnik erlassen , kei¬
ne Gesetze , aber Richtlinien , die hohe Sicherheitsan¬
forderungen an diejenigen stellen , die mit gentech¬
nisch veränderten Organismen umgehen , durch
eine Kontrolle vor Aufnahme dieser Arbeiten und
vor allen Dingen vor der Freisetzung veränderter
Organismen in der freien Natur . Zentral wird ent¬
schieden vom Bundesgesundheitsamt und von der
zentralen Kommission für biologische Sicherheit.

Wir alle wissen , daß das nur ausreichen kann für
die wenigen staatlichen Arbeiten , die jetzt geneh¬
migt sind . Im dem Moment , in dem die Forschung

(B ) sich verstärkt , die Industrieforschung sich der Sache
annimmt , müssen wir auf dem Gesetz beharren.

Auch die Fortpflanzungsmedizin bedarf der Rege¬
lung , das ist der dringende Wunsch der CDU. Die
Selbstbindung der Ärzte , die ganz besonders hier in
Bremen ganz strikt praktiziert wird , ist eine Hilfe da¬
bei . So kann zum Beispiel nach Ziffer 3 der Richtli¬
nien von Reagenzglasbefruchtungen , Embryotrans¬
fer kein Arzt gegen sein Gewissen gezwungen wer¬
den , an dieser Arbeit mitzuwirken.

Der Bund muß aber strafrechtliche Vorschriften
schaffen , obwohl wir wissen , daß das Strafrecht hier
wirklich nur die allerletzte Ausweichmöglichkeit
oder die allerletzte Möglichkeit überhaupt ist , denn
wenn hier im biogenetischen Raum Fehler passieren,
sind sie irreparabel . Wir fordern , daß bestraft wird
eine gezielte Herstellung von Embryonen und die
Gewinnung von Embryonen durch Ausspülen . Wir
fordern , daß gentechnische Eingriffe in menschliche
Keimbahnzellen verboten werden , und wir fordern,
daß die Herstellung identischer Mehrlinge verboten
wird . Das ist ein Minimum , was in diesen Gesetzen
geregelt sein muß!

(Beifall bei der CDU)

Die Antwort des Senats auf die Frage nach der
eugenischen Implikation der Humangenetik teilen
wir , soweit sie eine eugenische Selektion strikt ab¬
lehnt . In einer Fortbildungsveranstaltung für Ärzte
vor wenigen Tagen , sie war sehr spärlich besucht,

offensichtlich stellen viele ihre Ohren auf Durchzug , (C)
die im Grunde da sein müßten , haben wir eindring¬
lich geschildert bekommen , wie Ärzte aus dem gan¬
zen Bundesgebiet sich bemühen , Erbkrankheiten auf
die Spur zu kommen , und wie sie dennoch machtlos
sind , wenn sie in der Beratung auf die Frage antwor¬
ten sollen , ist es ein gesundes Kind , ist es ein krankes
Kind . Sie werden in der Regel nur zu 50 Prozent eine
Prognose stellen können , und wie eine Ärztin sehr,
sehr eindringlich und sehr traurig sagte , wir schauen
weg , wenn das , was wir hier töten müssen , zur Welt
kommt.

Frau Kollegin Dr . Trüpel und auch Frau Kollegin
Noack , zur Frage der Abschaffung des Paragraphen
218 möchte ich mich an dieser Stelle nicht äußern,
ich habe auch keinen Auftrag hierzu . Ich möchte nur
sagen , daß es mir völlig unverständlich ist , wie Sie
hier überhaupt eine Verbindung herstellen können
zur normalen Tötung , wie ich es nenne , und zur Fra¬
ge , ob eine Frau sich der humangenetischen Be- |
ratung unterziehen soll . Selbstverständlich fordert
die CDU mit allen Nachdruck , daß die Beratung vor
einer Schwangerschaft erfolgt . ^

Es ist unmöglich bei dem Zustand , den wir hier in
bezug auf humangenetische Beratung in Bremen ha¬
ben , und er ist uns auf dieser Fortbildung eindring¬
lich geschildert worden bei diesem im Grunde Ein¬
frauunternehmen , mit einer Wartezeit von fast sie¬
ben Monaten , daß die Beratung nicht wirkungsvoll
erfolgen kann . Ich begreife es nicht , warum der Se¬
nat , und das ist ein Vorwurf , hier nicht so viel Perso - (D)
nal , so viele Hilfskräfte bereitstellt , daß diese Bera¬
tung vor der Schwangerschaft verstärkt werden
kann , damit nicht pränatal getötet werden muß und
damit die Mutter nicht unter Umständen ein schwer¬
krankes Kind zur Welt bringt.

Wenn gefragt wird von den GRÜNEN, wie wird der
Senat Gentechnologie in Bremen kontrollieren , ä
dann meinen wir , daß eine Kontrolle unbedingt vor -

™
aussetzen muß , daß die Forschung öffentlich ist . In
einem ganz anderen Maße als je bisher in der For - |
schung ist hier Transparenz und Öffentlichkeit le¬
bensnotwendig . Ich werde am Schluß zu dem Ergeb¬
nis kommen , daß wir die Forschung nicht rückgängig
machen können . Es wird weiter geforscht werden,
aber auf der Öffentlichkeit müssen wir bestehen , ge¬
nauso natürlich auf dem Recht , sich genetisch nicht
erforschen zu lassen.

Die Vorstellung einer Gen -Karte ist atemberau¬
bend gräßlich , und ich möchte mit dem Müller von
Sanssouci sagen , der zu seinem König sagte , es gibt
noch ein Kammergericht in Berlin , zum Glück haben
wir noch einen Datenschutzbeauftragten . Nur , die
Schwierigkeit ist , daß der Datenschutzbeauftragte
einen fürchterlichen Gegner hat , nämlich denjeni¬
gen , der kommerziell an eben diesen Daten interes¬
siert ist , es ist eine Versicherungsgesellschaft bereits
genannt worden , und in der Tat , mit Namensnen¬
nung ist uns bekanntgegeben worden , daß für diese
Gesellschaft erklärt worden ist , man werde in ab¬
sehbarer Zeit darauf bestehen , eine gentechnische
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(A) Analyse zu bekommen , ehe man entscheide , ob be¬
stimmte Leute versichert werden . Das ist ein unhalt¬
barer Zustand , und wir alle , nicht nur der Senat,
nicht nur die Kontrollorganisation , sondern wir alle
sind aufgerufen , uns hier gegen die Anfänge zu weh¬
ren.

Zur Freiheit der Forschung sagen viele , wie kann
ich wissen , ob ich etwas einschränken muß , wenn
ich es noch gar nicht erforscht habe . Es ist eine sehr
diabolische Frage , die uns aber immer wieder ge¬
stellt wird . Wir können nicht allein auf die Selbstbin¬
dung vertrauen , wir müssen die Gesetze haben , das
habe ich ausdrücklich ausgeführt.

Die GRÜNEN haben ein Moratorium gefordert
1987 , da war es schon zu spät ! Sie fordern einen Aus¬
stieg aus der Forschung , auch das ist nicht mehr mög¬
lich ! Die Büchse der Pandora , um es einmal so zu sa¬
gen , kann nicht mehr geschlossen werden , sie ist ge¬
öffnet . Nur die Öffentlichkeit der Forschung , die
Transparenz und der wirkliche Wille des Bürgers zu
erfahren , was hier vorgeht , können uns helfen.
Wenn der Senat lapidar erklärt , da sind an der Uni¬
versität zwei Vorhaben , gegen die haben wir keine
Einwendungen , dann ist dies in der Tat eine ganz un¬
erhörte Antwort , mit der — ich möchte mich nun
nicht wiederholen — keiner hier zufrieden gewesen
ist . — Ich bedanke mich!

(Beifall bei der CDU)
(B) Präsident Dr . Klink : Als nächster hat das Wort

Herr Senator Franke.

Senator für Bildung , Wissenschaft und Kunst
Franke : Herr Präsident , meine Damen und Herren!
Wenn die Senatsantwort als eine zu kurze , zuwenig
erklärende hier von Ihnen in dem Hohen Hause emp¬
funden wird , so will ich mich bemühen , die eine oder
andere Ergänzung vorzutragen , möchte aber doch
deutlich machen , daß wir uns in einem Bereich befin¬
den , wo erschöpfende , sozusagen letztinstanzliche,
eine befriedigende Auskunft gebende Antworten
nicht denkbar sind . Dazu sind die Horizonte viel zu
weit.

(Beifall bei der SPD)

Der Senat wird immer auf solche Fragen unvoll¬
kommen antworten müssen , aber ich will mich be¬
mühen , die eine oder andere Erklärung , die Sie hier
im Verlauf der Debatte gefordert haben , jetzt noch
hinzuzufügen . Da ist zum einen die Frage : Was ge¬
schieht im Bereich gentechnologischer Forschung
an der Universität Bremen ? Wie wird das überhaupt
konrolliert , wie wird das überwacht , was passiert
dort ? Stehen wir vor einer Situation , wo an dieser
Universität Bremen jene gefährlichen Manipula¬
tionszugriffe und Forschungen geschehen , die die
biologische Balance in dieser Welt überhaupt grund¬
sätzlich zu bedrohen imstande sind?

Nun stimmt der Senat mit dem Hohen Hause in (C)
dem Punkt überein , daß wir im Augenblick unzu¬
längliche , fragwürdige Regelungen in der Bundesre¬
publik haben . Sie wissen , das ist ein Feld , das der
Bundesgesetzgeber ordnet . Er ist im Begriff , eine Ge¬
setzgebung einzuleiten . Die gegenwärtige Situation
ist unbefriedigend , aber immerhin , es gibt in dieser
Situation doch noch etwas , was uns in den Stand
setzt , die Forschungsvorhaben an der Universität
Bremen im einzelnen kennenzulernen und einschät¬
zen zu können . Es gibt die Richtlinien , die der Bun¬
desminister für Forschung und Technologie im Jahre
1986 erlassen hat . Sie heißen „ Richtlinien zum
Schutz vor Gefahren durch in vitro neukombinierte
Nukleinsäuren "

. Sie regeln also letztlich den Bereich
der Gentechnologie , weil sie sich , das besagt dieser
komplizierte Titel , auf alles das beziehen , was die Re¬
tortenerzeugung von neuen Eiweißkombinationen
beinhaltet.

In jener Richtlinie ist geregelt , daß jedes For¬
schungsvorhaben , das in diesem Bereich gentechno¬
logischer Zusammenhänge angesetzt ist , anmelde-
und bewilligungspflichtig ist . Wir können uns gern
darüber streiten , ob Anmeldungen und Bewilligun¬
gen unseren eigenen ethischen Vorstellungen ent¬
sprechen , aber immerhin , das Bundesgesundheits¬
amt ist Anmeldebehörde für alle Vorhaben in diesem
Bereich . Wir wissen , was dort angemeldet wird.

Aus dem Bereich der Universität Bremen gibt es
ein einziges Forschungsvorhaben , das in diesem Be-
reich angesiedelt , angemeldet und bewilligt ist , und
zwar ein Vorhaben , das von Herrn Professor Hilde¬
brandt verantwortet wird . Es bewegt sich im Bereich
der sogenannten Prokaryonten — ich habe das auch
erst lernen müssen — , das sind Kulturen im Bereich
bakteriologischer Zusammenhänge . Sie liegen —
verglichen mit höherentwickelten Lebewesen — im
Bereich einer sehr primitiven Zellstruktur , sozusa¬
gen im Bereich einer Vorzellstruktur , und sind in
keiner Weise irgendwo und irgendwie einzuordnen
in die Manipulationen etwa mit Hilfe von Biotechno¬
logien , die hineingreifen in höhere Pflanzen , ge¬
schweige denn in höhere Lebewesen . Wir sind in die¬
sem Bereich also in einem sehr zurückhaltend und
vorsichtig angesetzten Forschungsvorhaben.

Insofern hat der Senat überhaupt keinen Anlaß , ir¬
gendwo und irgendwie beunruhigt auf Forschungs¬
vorhaben innerhalb der Universität Bremen zu rea¬
gieren . Alles , was an Besorgnissen und an Verdächti¬
gungen im Hinblick auf Forschungsvorhaben an der
Universität Bremen vorgetragen werden könnte , es
gab ja hier so ein paar Zwischentöne und Andeutun¬
gen , sind Vorurteile , Vermutungen , Emotionen , die
durch die wissenschaftliche Wirklichkeit der Univer¬
sität in keiner Hinsicht zu belegen sind . Ich bitte al¬
so , unsere Universität nicht in den Verdacht einzu-
beziehen , in Bereichen tätig zu sein , wo eine Gefähr¬
dung mit den Mitteln der Biotechnologie in irgenwel-
chen relevanten Bereichen entstehen könnte ! Dies
ist in Bremen nicht der Fall ! Das muß erst einmal ein-
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deutig festgestellt werden , um hier allen Kassandra¬
rufen eine klare Absage zu erteilen.

Nun räume ich allerdings ein , daß wir im Bereich
der Hochschulentwicklung in der Tat den Punkt auf¬
genommen haben , die Bio - und Gentechnologie wei¬
ter auszubauen . Das ist zunächst einmal ein Diskus¬
sionspunkt , der von der Universität selbst stammt,
denn wir können staatlicherseits der Universität
nicht verordnen , wie sie sich zu entwickeln hat . Wir
sind da auf einen Dialog mit der Wissenschaft ange¬
wiesen , denn es gibt keine staatlich verordnete Wis¬
senschaftsentwicklung . Wir sind hier auch auf diese
Körperschaft Universität und ihre eigenen Entfal¬
tungsmöglichkeiten angewiesen , und die Universität
hat in der Tat diese Position angemeldet , die sie aus¬
bauen und weiter entfalten will . Es gibt keine Festle¬
gungen in Einzelheiten . Es ist Bestandteil der weite¬
ren Diskussion über die Hochschulentwicklung in
Bremen , wie wir uns im einzelnen diesem Bereich nä¬
hern wollen.

Meine Damen und Herren , hier kann ich Ihnen
aber ein Grundbekenntnis , ich denke , der Senat teilt
es , sagen : Ich halte es für unmöglich und nicht leist¬
bar , daß der Senat der Freien Hansestadt Bremen er¬
klärt , Gentechnologie , Biotechnologie als Wissen¬
schaft findet nicht statt . Ich habe , Frau Dr . Trüpel,
wohl nicht so kraß , aber doch hinlänglich deutlich
genug in Ihren Ausführungen genau diese Position
ausgemacht , daß Sie sich gegen diese Wissenschaft
insgesamt aussprechen . Meine Grundüberzeugung
ist , daß dort , wo eine naturwissenschaftliche Ent¬
wicklung in Gang gekommen ist , diese naturwissen¬
schaftliche Entwicklung nicht mehr aus der Welt zu
bringen ist . Das ist nicht schwarze Magie , das ist kein
Hexenzauber , sondern Umgang mit Naturwissen¬
schaft!

(Abg . Fr ehe [DIE GRÜNEN] : Wie die
Atomtechnologie !)

Natürlich , genauso wie Atomtechnologie Umgang
mit der Naturwissenschaft ist ! Wir werden eines
nicht leisten , lieber Herr Frehe , daß wir sagen , diese
Wissenschaft darf nicht mehr stattfinden . Dort , wo
naturwissenschaftliche Erkenntnis in die Köpfe der
Menschen , in die Köpfe der Wissenschaft eingezo¬
gen ist , werden wir nicht mit politischen Verordnun¬
gen und Gesetzen sagen , diese Wissenschaft darf
nicht mehr stattfinden.

(Beifall bei der FDP)

Wo Wissenschaft in den Köpfen ist , kann Politik
sie nicht eliminieren . Dafür gibt es übrigens in der
Geschichte Beispiele genug , wo versucht worden ist,
Wissenschaft aus den Köpfen wieder zu entfernen,
dies ist nicht leistbar ! Ich würde gern den Weg von
Ihnen hören , mit dem wir Wissenschaft verhindern
wollen . Glauben Sie , daß mit Gesetzen , mit unter
Strafe Stellung , mit Verboten , mit der Verweigerung
von Drittmitteln Wissenschaft aufhört ? Die Verlok-

kung , zu Erkenntnissen zu kommen , der Reiz des
Geistes , sich des Neuen zu bemächtigen , ist viel zu
stark , als daß wir in irgendwelchen Parlamenten sa¬
gen , das macht ihr nicht.

Unsere Aufgabe ist es , mit dieser Wissenschaft zu
leben , und das heißt , die Anwendung der Erkennt¬
nisse , nicht das Erwerben der Erkenntnisse , aber die
Anwendung der Erkenntnisse , ist die Aufgabe der
Politik , so zu konrollieren , so zu steuern , so zu set¬
zen , daß diese Menschheit , diese lebende Welt , es
geht ja nicht nur um Menschen , sondern auch um
Tiere und Pflanzen , daß dieser Globus von der An¬
wendung her nicht zerstört wird.

(Vizepräsident v . d . Schulenburg
übernimmt den Vorsitz .)

Wenn wir uns sagen , wir können die Anwendung
schlecht regeln , deswegen müssen wir die Erkennt¬
nisse verbieten , meine Damen und Herren , dann ka¬
pitulieren wir und gehen den falschen Weg . Wir kön¬
nen als politische Gemeinschaft uns sehr wohl auf
dem Gesetzgebungsweg , auf dem Weg über den ge¬
sellschaftlichen Konsens , auch auf dem Weg über
den gesellschaftlichen Widerstand dem entgegen¬
stemmen , was eine falsche , eine gefährliche Anwen¬
dung beinhaltet , aber wir werden niemals den Er¬
kenntnisakt als solchen verhindern können.

Ich will Ihnen zum Beispiel sagen , wie ich Sie als
GRÜNE in diesem Zusammenhang einschätze . Ich
halte Sie nicht für eine politische Bewegung , nicht
für eine politische Partei , sondern ich halte Sie für
ein gesellschaftliches Reagenz darauf , daß es die Be¬
drohlichkeiten in dieser Welt in einem Maße gibt,
wie sie von den konventionellen , von den traditio¬
nellen Parteien nicht entschieden genug angegan¬
gen werden . Dann bilden sich , in diesem Augenblick,
solche Positionen , die ich für vorübergehende Posi¬
tionen halte , weil sie im Grunde genommen eine
Herausforderung an die anderen sind , die von denen
ja auch nun glücklicherweise sehr wohl verstanden
und angenommeii werden . Insofern werden Sie hof¬
fentlich irgendwann Bestandteil , weil Sie keine poli¬
tische Partei sind , der Parteienlandschaft insgesamt
werden -- .

(Abg . Thomas [DIE GRÜNEN] : Davon
träumen Sie wohl !)

Natürlich , Freunde , dieser Weg ist euch , mein lieber
Herr Thomas , unweigerlich vorgezeichnet ! Ihr müßt
euch nur entscheiden , wohin der konservative Teil
und wohin der progressive Teil von euch gehen . Ich
muß euch sagen , alle von euch werden wir nicht neh¬
men , aber viele!

(Heiterkeit)

Insofern sind natürlich öffentlich gesellschaftspoli¬
tische Reaktionen , Gruppenreaktionen , nötig , und
insofern sind , Frau Dr . Trüpel , was Sie hier als Posi-
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(A ) tionen aufbauen , in dieser Gesamtauseinanderset¬
zung äußerst wichtige Positionen . Ich bin sehr dank¬
bar , wenn Sie erst einmal sehr fest und sehr deutlich
eine Position , wie zum Beispiel , diese Wissenschaft
ist vom Übel , es darf sie nicht geben , aufbauen . Aber
ich kann diese Position nicht übernehmen . Ich kann
mich wohl ihrer Herausforderung stellen und sagen,
ich weiß genau wie Sie um die Gefahren , die auf uns
lauern , aber ich kann mich nicht zu der Lösung ver¬
ständigen , deswegen muß die Wissenschaft weg,
sondern die Anwendung dieser Wissenschaft haben
wir gesellschaftlich und politisch zu kontrollieren.

Da hat Frau Stieringer natürlich völlig recht , wenn
sie sagt , so etwas gehe nicht nur über die Mittel des
Parlaments , so etwas gehe nicht nur über die Mittel
der Gesetzgebung , sondern so etwas gehe über den
Weg der Öffentlichkeit schlechthin . Ich glaube also,
worauf wir uns verständigen müssen , ist nicht das
Nein , sondern das Wie.

Ich darf , weil der Präsident mir hier die Lampe
drückt , vielleicht noch ein Wort zur Humangenetik
sagen , die ja von Ihnen nun auch mit erheblicher Kri¬
tik überzogen worden ist . Meine Damen und Herren,
ich begreife eines nicht , wir haben unter den fort¬
schrittlichen Kräften der Republik eine sehr deutli¬
che Position im Zusammenhang mit dem Paragra¬
phen 218 , wir haben die sehr deutliche Position , daß
eine Frau das Recht haben soll , darüber zu entschei¬
den , ob sie ein Kind gebären will oder nicht.

(B)
(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Da haben wir eine sehr , sehr deutliche Position , die
sich unterscheidet von den konservativen Positio¬
nen in der Republik . Meine Position ist genau wie,
denke ich , die Position der Mehrheit des Hauses , daß
diese Freiheit , natürlich in normierten Grenzen , in
einem hohen Maße der Frau gegeben werden soll.

Jetzt begreife ich eines nicht , Frau Dr . Trüpel,
wenn wir dieses souveräne Recht einer Frau geben
wollen , warum will ich ihr die Auskunft verweigern,
ob sie ein erbgeschädigtes Kind zur Welt bringt oder
nicht?

(Beifall bei der FDP)

Ich gebe ihr einerseits das Recht zu sagen , ob sie sich
zur Geburt bekennt , und andererseits sage ich ihr
aber , ob dein Kind debil , schwergeschädigt , schwerst-
geschädigt , geistig behindert , wenig lebensfähig sein
wird , diese Auskunft darfst du nicht haben.

(Abg . Frau Dr . Trüpel - Rüdel [DIE
GRÜNEN] : Das haben wir nicht gesagt !)

Meine Damen und Herren , das ist ein Widerspruch
in sich selbst!

Vizepräsident v . d. Schulenburg : Herr Senator , (C)
sind Sie bereit , eine Zwischenfrage anzunehmen?

Senator Franke : Ja , natürlich!

Vizepräsident v . d. Schulenburg : Bitte , Frau Dr.
Trüpel -Rüdel!

Abg . Frau Dr . Trüpel -Rüdel (DIE GRÜNEN) : Herr
Senator Franke , möchten Sie bitte zur Kenntnis neh¬
men , daß es auch auf der hiesigen Frauenwoche und
insgesamt in der Frauenbewegung , auch bei den
GRÜNEN Frauen , mittlerweile eine Debatte gibt , die
ausgeht von der Position , daß der Paragraph 218 ab¬
geschafft werden soll , daß es aber dann weiter darum
geht , wenn der Paragraph abgeschafft ist , daß die
moralische Debatte nicht aufhört ! Wir wollen bei un¬
serer Debatte , die wir jetzt angefangen haben , dar¬
auf hinweisen , daß es eine neue Entwicklung gibt
und einen Trend , der gerade wieder dazu führen
kann , auf einer anderen Ebene Druck auszuüben in
Richtung Abtreibung , und da verlangen wir , daß hier
eine Debatte geführt wird ! Ihre Unterstellung , wir
würden das Selbstbestimmungsrecht der Frau aus¬
höhlen , lassen wir uns nicht gefallen!

(Beifall bei den GRÜNEN - Abg . Frau
Leinemann [SPD ] : Das haben Sie doch
gesagt ! — Widerspruch bei den GRÜNEN)

Senator Franke : Das war keine Frage , sondern
eine Feststellung , und ich denke , wir lassen sie so (D)
stehen , wie sie ist ! Ich habe Sie jedenfalls vorhin sehr
deutlich so verstanden , daß Sie humangenetische Be¬
ratung als eine Position ansehen , die Sie vom
ethisch -moralischen Standpunkt als die Einleitung
der eugenischen Selektion ansehen und aus diesen
Gründen ablehnen.

(Beifall bei der SPD und bei der FDP - Abg.
Thomas [DIE GRÜNEN] : Es geht um die

Gefahren !)

So habe ich Sie verstanden ! Dann müssen Sie es bei
aller Differenziertheit , zu der Sie ja sehr wohl im¬
stande sind , noch differenzierter vortragen , weil das
eine sehr , sehr schwierige Materie ist , mit der wir
uns hier beschäftigen!

Ich will Ihnen sagen , was passiert , wenn wir keine
öffentliche humangenetische Beratung mehr ma¬
chen , ich will Ihnen einmal ganz klar sagen , was pas¬
sieren wird : Dann werden die , die im Lande sich das
wegen ihrer Gelder und Finanzen leisten können,
sich humangenetisch irgendwo beraten lassen , das
wird es weiter geben,

(Beifall bei der SPD)

und wir werden die Armen , die Deklassierten zwin¬
gen , die Behinderten weiter zu gebären . Das wird die
Lösung sein!

(Glocke) (Beifall bei der SPD)
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Deswegen halte ich eine öffentliche humangeneti¬
sche Beratung für richtig . Was machen die denn —
Herr Professor Schloot , der das verantwortet , sitzt
dort oben auf der Tribüne , ich habe vorher noch ein¬
mal mit ihm gesprochen — , was machen die denn ? Es
ist ja eine Verteufelung , wenn hier davon geredet
wird , daß das Leute seien , die zum Schwangerschafts¬
abbruch raten . Was machen sie denn ? Sie stellen
eine Diagnose , ob eine Erbschädigung vorliegt oder
nicht.

(Abg . Frau Stieringer [CDU] : Möglich
ist !)

Ob eine solche Erbschädigung möglich ist oder
nicht , das ist mit den Mitteln der Wissenschaft leist¬
bar . Wenn sie das festgestellt haben , übrigens jede
Patientin oder jede Klientin , die dahin kommt,
kommt von einem Arzt geschickt dorthin . Das heißt
also , sie hat einen niedergelassenen Arzt hinter sich,
der das Resultat bekommt , genau wie sie bekommt
der Arzt das Resultat . Nun kann sie entweder das
weitere mit dem Arzt , mit dem Mediziner bespre¬
chen , oder sie kann auch unter Unterrichtung des
niedergelassenen Arztes sich noch einmal mit der
Beratungsstelle in Verbindung setzen . Dort wird ihr
nichts anderes erklärt als die Gefährdungen und
Möglichkeiten , die die Geburt eines solchen Kindes
beinhaltet , was das im einzelnen biologisch bedeu¬
tet.

Ob sich der Mutter dann dafür entscheidet , etwa
zu einem mongoloiden Kind , ist ihre alleinige Sache.
Ich kenne sehr viele mongoloide Fälle , weil ich
freundschaftliche Beziehungen zu dem Leiter eines
solchen Heimes in Schottland habe , und ich weiß,
daß mongoloide Kinder zum Beispiel nicht nur eine
Last sind , daß mongoloide Kinder auch aus einer sehr
positiven Grundhaltung , die diese Kinder haben,
auch eine Bereicherung einer Familie sein können.
Eine Familie muß aber imstande sein , eine solche Be¬
reicherung auch wirklich in ihrer sozialen Existenz
darzustellen . Es kann nämlich umgekehrt für Kind
und Familie auch ein Martyrium werden . Ob eine Fa¬
milie sich jetzt dazu entscheidet , dies als eine Her¬
ausforderung , eine Bereicherung anzunehmen , oder
ob sie sagt , dies ist eine Überforderung und Zerstö¬
rung von uns , ist eine Entscheidung , die die Familie,
Mutter und Vater , ganz allein zu treffen haben ! Das
macht nicht der Professor Schloot , das macht keine
Politik , das macht niemand , sondern das machen die
in einer ganz schweren Gewissensentscheidung für
sich allein.

Um diese Entscheidung aber fällen zu können , mü-
sen sie Wissen haben , und dieses Wissen wird ihnen
in der Beratung geliefert . Dazu bekennt sich der Se¬
nat der Freien Hansestadt Bremen , weil er dies für ei¬
nen humanitären Akt ansieht , der allerdings eines
voraussetzt , mündige Bürger , weil die am Ende selbst
entscheiden müssen!

(Beifall bei der SPD - Abg . Thomas [DIE
GRÜNEN] meldet sich zu einer Zwischen¬

frage — Glocke)

Nun will ich Ihnen eines zugestehen , es gibt eine
gewaltige Gefahr dabei , daß nämlich nicht nur , das
sehe ich -- .

Vizepräsident v . d. Schulenburg : Herr Senator , es
ist eine Crux , ich meine , Sie sprechen schon über
20 Minuten , wir können natürlich diese Zwischen¬
frage noch zulassen , wir würden aber auch gern die
Debatte zu Ende bringen!

Senator Franke : Herr Präsident , die Senatsantwort
war ja sehr kurz , vielleicht kann dann die Ergänzung
etwas länger sein!

Vizepräsident v . d. Schulenburg : Bitte , Herr Tho¬
mas!

Abg . Thomas (DIE GRÜNEN) : Herr Senator , wür¬
den Sie mir recht geben , daß neben der Frage der Fa¬
milie aber ganz entscheidend auch ist , wie die Gesell¬
schaft mit Behinderten umgeht , daß das ganz ent¬
scheidend ist auch dafür , wie die Familie mit dieser
Frage umgehen kann?

Senator Franke : Herr Abgeordneter Thomas , Sie
haben natürlich völlig recht ! Die Entscheidung , zu ei¬
nem behinderten Kind ja zu sagen , wird natürlich
stark davon geprägt , wie sich diese Mutter und die¬
ser Vater mit ihrem Kind in der Gesellschaft aufge¬
hoben fühlen . Völlig richtig , völlig richtig ! Dafür tun
wir auch einiges . Da sind wir in Bremen weiter als
manche andere , sogar weiter als Berlin nach der
Koalitionsabsprache mit der AL. Da liegt ihr , was die
Integrationsarbeit mit Behinderten anbelangt , mit
eurer AL Meilen hinter uns!

(Beifall bei der SPD)

Damit ich das nicht hier alles so euphorisch darstel¬
le , wollte ich zum Schluß auf eine Gefährdung hin¬
weisen , die wir mit der Fruchtwasseranalyse haben.
Natürlich sind die Möglichkeiten , daß man jetzt
nicht nur aus Schwerstbehinderungsbedenken ein
Kind abtreibt , sondern aus ganz anderen Überlegun¬
gen gegeben , natürlich sind diese Gefährdungen da,
daß man beispielsweise in einer Kultur , in der Mäd¬
chen nichts gelten , solche Kulturen gibt es , sagt , da
kommt ein Mädchen , weg damit . Doch , das gibt es
wirklich , in Indien zum Beispiel gibt es solche Er¬
scheinungsformen!

(Abg . Thomas [DIE GRÜNEN] : In China
auch !)

Wir müssen uns natürlich solcher Perversionen
bewußt sein , und deswegen hilft hier nicht nur eine
Gesetzesregelung , sondern hier hilft nur , daß man
wiederum das öffentliche Bewußtsein und das Be¬
wußtsein der Wissenschaftler , also derer , die mit der
Materie umgehen , schärft.

Ich denke , die Universität Bremen , die angetreten
ist , da gebe ich Ihnen recht , Frau Noack , mit ihrer
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(A ) Gesellschaftsrelevanz , mit ihrem gesellschaftlichen
Verantwortungsgefühl , muß genau diese Diskussion,
was nämlich auch im Mißbrauch damit geschehen
kann , auch öffentlich führen und ihre Wissenschaft¬
ler nicht nur als Biologen , sondern auch in einem
ethischen Zusammenhang in den Dialog einbezie¬
hen . Aber das , denke ich , ist nichts , was von der Uni¬
versität verweigert wird , da gibt es Beispiele genug.

Ich denke also am Schluß der Debatte , meine Da¬
men und Herren , daß wir in Bremen keinerlei Grund
haben zu sagen , unsere Universität befindet sich in
einer gefährlichen , beunruhigenden Entwicklung.
Ich bin der Überzeugung , daß wir hier in Bremen
eine vorzügliche , überregional vorzeigbare Position
haben . — Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident v . d. Schulenburg : Als nächster hat
^ das Wort der Abgeordnete Frehe.

Abg . Frehe (DIE GRÜNEN) : Nach der nachdenkli-
f chen Rede von Frau Noack bin ich ziemlich entsetzt

über das , was ich eben von Ihnen , Herr Franke , ge¬
hört habe . Ich möchte nur einen Satz herausgreifen,
den Sie zum Schluß gesagt haben : Sie halten es für
eine Perversion , wenn in Indien ein Mädchen wegen
der sozialen Bedingungen dort abgetrieben wird und
Genomanalyse benutzt wird , um das Geschlecht zu
bestimmen , Sie halten es aber keineswegs für eine

(B ) Perversion , wenn eine Selektion von geistig behin¬
derten Kindern über die humangenetische Bera¬
tungsstelle erfolgt.

Da zeigt sich für mich genau Ihr Wert - und Unwert¬
verständnis , das mich persönlich sehr betroffen
macht und es mir auch schwer macht , hier das , was
ich sagen will , zu sagen . Während Frau Noack darauf

| hingewiesen hat , wie schwierig es ist , die Verant-" wortlichkeit der Wissenschaft herzustellen , und wie
skeptisch sie das sieht — sie hat fälschlicherweise

^ uns weniger Skepsis unterstellt — , haben Sie letzt¬
endlich Tür und Tor geöffnet für eine Art und Weise,
Wissenschaft zu betreiben , die wieder lebensunwer¬
tes von lebenswertem Leben unterscheidet . Das fin¬
de ich sehr schlimm.

Es gibt gerade in dieser Gesellschaft eine Notwen¬
digkeit , diese Debatte nicht mit den Emotionen , wie
Sie das eben gemacht haben , mit den Platitüden , son¬
dern in Ruhe und Nachdenklichkeit zu führen . Des¬
wegen will ich mich auf den einen Punkt , nämlich die
humangenetische Beratungsstelle hier an der Uni¬
versität , beschränken , weil ich denke , daß genau
diese Einrichtung die Gefahren mit sich bringt , die
Sie bestritten haben und die in der universitären For¬
schung der Bremer Universität hergestellt werden.

Die Angst , ein behindertes Kind zu bekommen , das
wurde eben schon von meinem Kollegen Thomas ge¬
sagt , ist gesellschaftlich erzeugt . Sie ist nicht nur
durch fehlende Unterstützung und Leistungsideolo¬
gie , sondern auch durch ein rigides Normalitätsver¬
ständnis erzeugt , für das Sie eben ein Beispiel ge¬

geben haben , Herr Senator Franke . Gesundheitlich (C)
Beeinträchtigte und Abweichende haben in dieser
Gesellschaft keinen Platz mehr . Eine rigide Gesund¬
heitsideologie verwandelt nämlich den berechtigten
Wunsch der Eltern , ein gesundes Kind zu bekom¬
men , zur Pflicht zum gesunden Kind.

Die Entscheidung für die Geburt eines Kindes ohne
vorherige pränatale Diagnostik wird so nicht durch
die vorhandenen schlechten Lebensbedingungen ge¬
sellschaftlicher Vorurteile allein erschwert , sondern
auch noch durch die Pflicht zur Gesundheit . Die
Möglichkeit der Beratung wird daher zunehmend zu
einer faktischen Pflicht zum gesunden Kind . Das
können Sie nicht leugnen , daß damit überhaupt nicht
mehr eine freiwillige Entscheidung der Eltern tat¬
sächlich und faktisch vorhanden ist.

Die Nichtberatung wird damit praktisch in einer
Umkehrung den Eltern als Schuld für das schwierige
und unter Umständen sehr schwere Schicksal von
behinderten Kindern aufgebürdet . Das zeigen auch
Forschungen . Wenn Sie sich ein bißchen in dem Be¬
reich auskennen würden , wüßten Sie , daß insbeson¬
dere bei Untersuchungen von Dysmelie -Kindern
herausgekommen ist , daß die Eltern unter einem un¬
geheuren gesellschaftlichen Druck standen und sich
daher nicht zu diesen Kindern bekennen können . Sie
haben die Kinder allesamt in der ersten Phase abge¬
lehnt , und das ist nicht einfach ein Prozeß , der sich
naturwüchsig herstellt , sondern mitproduziert wird
von solchen Einrichtungen wie der humangeneti¬
schen Beratungsstelle . p)

Ich möchte hierauf noch weiter eingehen . Die be¬
ratende Ärztin Frau Dr . Albrecht in der humangene¬
tischen Beratungsstelle sagte während einer Podi¬
umsdiskussion , bei der ich dabei war , daß man zum
Beispiel das Leid eines an Muskelschwund erkrank¬
ten Kindes weder den Eltern noch ihm selbst zufügen
könne . Das hat Frau Dr . Albrecht gesagt . Im Saal
saßen mehrere behinderte Frauen , die genau diese
Erkrankung hatten und denen sie dann damit prak¬
tisch nur ein ausschließlich leidgeprägtes Leben un¬
terstellt und letztendlich damit auch das Lebensrecht
abgesprochen hat.

(Präsident Dr . Klink übernimmt wieder
den Vorsitz .)

Von nondirektiver Beratung , wie das angeblich bei
dieser humangenetischen Beratungsstelle heißt,
kann doch bei solchen Wertpositionen überhaupt
nicht mehr die Rede sein!

Die Häufigkeit angeborener Behinderungen wird
je nach Interessenlage der Forscher unterschiedlich
angegeben . In der Enguete -Kommission des Bundes¬
tages zu Chancen und Risiken der Gentechnolgie
geht man von einem bis 3,3 Prozent angeborener
Schädigungen aus . Das ist das gesamte Spektrum mit
unterschiedlichen Beeinträchtigungen , manche sehr
schwer , manche sehr geringfügig , und es ist bezeich¬
nend , daß Sie , Herr Senator Franke , bestimmte Schä¬
digungen herausgegriffen haben , die gesellschaft-
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(A ) lieh auch bei uns sehr wenig Akzeptanz finden und
damit also das Nichtexistenzrecht dieser Menschen
auch leicht zu vermitteln ist . Da haben Sie sehr popu¬
listisch argumentiert.

Die Ideologie , durch humangenetische Beratung
das Risiko eines behinderten Kindes ausschließen zu
können , ist , einmal abgesehen von Fehldiagnosen,
völlig irrational , weil nur ein bis 3,3 Prozent faktisch
feststellbar sind durch Genomanalyse und die große
Zahl von Behinderungen , die während der Geburt,
nach der Geburt , durch Unfall und ähnliches eintritt,
überhaupt nicht erfaßt werden kann . Das heißt also,
eine behindertenfreie Gesellschaft ist auf diese Art
und Weise nicht zu erzielen.

Die Ideologie der humangenetischen Beratungs¬
stelle versucht das aber gerade nahezulegen . Von al¬
len Seiten werden die Eltern praktisch unter Druck
gesetzt . Es ist wichtig , jetzt einmal eine andere Stra¬
tegie zu fahren , und die hat Frau Trüpel angespro¬
chen , das Lebensrecht Behinderter zu betonen und
damit auch positive Strategien von Eltern zu ermögli¬
chen , mit ihren behinderten Kindern zu leben . Das
steht in Konkurrenz zu dem , was die humangeneti¬
sche Beratungsstelle vermittelt.

Der Humangenetiker Professor Wendt aus Mar¬
burg forderte 1970 , daß alle jungen Menschen schon
bei der Familienplanung , also vor der Zeugung von
Kindern , selbst an einer Familienanamnese teilneh¬
men , um ein genetisches Risio ausschließen zu kön¬
nen . Was ist das anderes als ein Erbgesundheitszeug-

(B ) nis ? Andere und gerade auch der von Ihnen zitierte
Humangenetiker Vogel — ich glaube , Sie hatten das
zitiert,

(Abg . Frau Stieringer [CDU] : Nein , ich
nicht !)

ich weiß nicht , jedenfalls eine Vorednerin hat das zi¬
tiert — sprach in seinem Lehrbuch von einer Überflu¬
tung mit Behinderten , der begegnet werden müsse.
Wie sehr auch personell die humangenetische For¬
schung mit der Rassenhygiene der Nazi -Zeit , zumin¬
dest in der Anfangszeit , verknüpft war , läßt sich gut
nachlesen in diesem Buch von Udo Sirk „Die Wohltä¬
termafia "

, das ich Ihrer Lektüre anempfehle.
Ebenso problematisch ist aber auch die Kosten-

Nutzen -Rechnung , die als entscheidende Begrün¬
dung für die Einrichtung humangenetischer Bera¬
tungsstellen angeführt worden ist . Zum Beispiel Pro¬
fessor Tünte errechnete eine Kosten -Nutzen -Rela¬
tion von eins zu sieben für die humangenetische Be¬
ratungsstelle , wenn sie flächendeckend behindertes
Leben verhindern könnte . Der bekannte Ökonom
Stackelberg schätzte in dem Tätigkeitszeitraum der
humangenetischen Beratungsstelle in Marburg von
1972 bis 1977 , daß eine Ressourceneinsparung an re-
habilitativen , medizinischen und schulischen Ausga¬
ben durch Vermeidung erbgeschädigter Kinder auf
7,3 Millionen DM stattgefunden habe . Das ist die
Sprache derjenigen , die für diese Beratungsstellen
argumentieren.

Ich gehe noch weiter ! Solche Kostenargumente (C)
sind auch hier in Bremen verwandt worden . Der da¬
malige Gesundheitssenator Herbert Brückner hat —
in der Zeitung nachzulesen im „Weser -Kurier " vom
6 . 1 . 1979 — die Einrichtung der humangenetischen
Beratungsstelle damit begrüßt , daß man 1,5 Millio¬
nen DM an Aufwendungen für Heimunterbringung
und Ausfall an wirtschaftlicher Produktivität pro
Kind einsparen könnte.

(Zuruf des Abg . Brückner [SPD ])

Haben Sie damals gesagt ! Den Artikel habe ich dabei,
den kann ich Ihnen zeigen , ich zeige Ihnen den an¬
schließend!

Schlimmer noch ist die Forschung , die auf Kartie¬
rung und flächendeckende Erfassung Behinderter
und das Auftreten genetischer Abweichungen bei
Föten gerichtet ist . Sie führt zu einer erbbiologi¬
schen Erfassung der Gesellschaft , die Grundlage für (
eine umfassende Selektion sein kann . Die „Neue
schöne Welt " Huxleys wäre dagegen eher eine
harmlose Vorstellung . \

Die Bremer Forschung von Professor Schloot beab¬
sichtigt unter anderem eine Datenvernetzung im
norddeutschen Raum zur Herstellung eines Erbregi¬
sters . Das sind Forschungen , die wir nicht zulassen
dürfen und unterbinden müssen . Deswegen fordern
wir , daß solche Forschungen — und da , meine ich , ist
der Staat gefordert ! — nicht weiter finanziert werden
dürfen . (D)

Eine verheerende Tendenz zu erkennen und ange¬
messene Schritte zur Veränderung dieser Entwick¬
lung zu gehen , das sind zwei Dinge . Sie haben sich
das eben sehr leicht gemacht , Herr Franke . Sie ha¬
ben sich einfach dadurch , daß Sie uns den Charakter
einer Partei abgesprochen haben und uns nur grund¬
sätzliche Positionen ohne Konsequenzen zugescho - ä
ben haben , sehr leicht gemacht . Wir wollen eine öf¬
fentliche Diskussion zu diesem Thema , und dazu re¬
den wir hier auch , dazu haben wir diese Anfrage \
auch gemacht . Es darf tatsächlich nicht mehr den
Wissenschaftlern überlassen bleiben , allein mit ih¬
ren Kriterien solche Forschung voranzutreiben oder
zu lassen . Ich denke , wir sind da alle gefordert , und
wir sind alle in der Pflicht , solchen gefährlichen Ten¬
denzen entgegenzutreten und auch Lösungsschritte
zu überlegen . Eine wäre in der Tat , diese humange¬
netische Beratungsstelle und diese Forschung hier
an der Bremer Universität nicht mehr zu fördern . —
Danke schön!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsident Dr . Klink : Als nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Noack.

Abg . Frau Noack (SPD ) : Herr Präsident , meine Da¬
men und Herren ! Die Diskussion hier zeigt mir , wie
schwierig dieses Thema ist , vor allem zu besprechen
ist , vor allem dann , wenn die „politische Implikation"



Bremische Bürgerschaft (Landtag ) — 12 . Wahlperiode — 39 . Sitzung am 20 . 4 . 89 2527

dabei eine Rolle spielt . Inzwischen sind hier eine
ganze Menge Mißverständnisse entstanden und viel¬
leicht auch Unterstellungen , und das finde ich trau¬
rig , dann ich glaube , eigentlich denken wir ziemlich
in die gleiche Richtung und sehen auch die Gefahren
sehr deutlich.

Allerdings frage ich dann doch noch einmal zur
Klärung Frau Pautzke und Frau Stieringer ! Sie haben
gesagt , Sie lehnten die eugenische Selektion ab . Was
heißt denn eugenische Selektion ? Wo fängt das denn
an , und wo hört es auf ? Das ist eine Sache , die einfach
nicht zu klären ist , und das müssen wir hier immer
wieder feststellen . Heißt das Selektion , wenn ein
Arzt zum Beispiel in jedem Fall bei einer Röteler¬
krankung zu einem Schwangerschaftsabbruch rät?
Ist das Selektion oder nicht ? Es kommt mir auf die
Schwierigkeit dieser Grenzziehung an und auf die
Frage : Wer bestimmt denn eigentlich in unserer Ge¬
sellschaft , was Leid und Belastung ist ? Die Kassen,
die Ärzte oder die Mütter?

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Das ist doch das Problem bei der ganzen Geschichte.
Ich stimme Senator Franke zu , in jedem Fall geht es

um die volle Entscheidungsfreiheit der Frau,

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

in der Frage des Paragraphen 218 genauso wie bei
dem Recht einer Mutter zu erfahren , ob sie ein kran¬
kes oder ein gesundes Kind gebären wird . Dabei
komme ich doch noch einmal auf die Rolle der Frau¬
en zurück!

Die Frauen haben sich vielfältig und auf verschie¬
denen Ebenen und in den verschiedensten Formen
zu den Bedrohungen durch die Gentechnik geäu¬
ßert . Die Arbeitsgemeinschaft Sozialdemokratischer
Frauen zum Beispiel lehnt die Genomanalyse strikt
ab . Wenn ich mir die Expertengremien anschaue , die
in den Hearings und Foren die Meinungen angeben,
die letzlich dann unser Handeln bestimmen , dann se¬
he ich aber leider weit und breit nur Männer.

Zum Beispiel war die Enquetekommission des Bun¬
destages zu den Chancen und Risiken der Gentech¬
nologie mit 14 Männern und drei Frauen besetzt.
Auch ein Forum , das die „Süddeutsche Zeitung " neu¬
lich veranstaltet hat , war praktisch nur von Män¬
nern besetzt , alles Größen auf ihrem Gebiet . Dort
wurde mit Blick auf die Frauen etwas mitleidig von ir¬
rationalen Ängsten gesprochen . Ich zitiere die „Süd¬
deutsche Zeitung " vom 15 . April mit Erlaubnis des
Präsidenten : „Es gehe hier auch um irrationale Äng¬
ste . Die Anschläge auf Forschungseinrichtungen die¬
ser Disziplin sprächen für sich , da die Frauen sich in¬
strumentalisiert fühlten .

" Die Frage ist : Sind sie nicht
vielleicht tatsächlich instrumentalisiert?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine Damen und Herren , so wenig ich die An - (C)
schläge auf Forschungsinstitute , die Straftaten sind,
billige , und obwohl ich sie politisch für irrational und
falsch halte , ihre Ursache ist nicht so sehr die irratio¬
nale Angst , sondern die Ohnmacht . Angesichts der
Forschungseuphorie und des Fortschrittsglaubens,
angesichts von Profitinteresse und vollendeten Tat¬
sachen ist es äußerst schwer , nicht irrationalen Äng¬
sten , das ist es nicht , sondern der begründeten
Furcht Ausdruck zu geben , daß wir die Geister , die
wir riefen , nicht wieder loswerden , daß wir uns hier
Risiken aufgeladen haben , wie ich schon sagte , die
die Probleme der Kernenergie weit überschreiten,
und ich muß sagen , das bedrückt mich.

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN)

Um aber einen Blick vorwärts zu tun ! Wir haben
aus diesem Grund auch besonders erfreut zur Kennt¬
nis genommen , daß die Universität eine Professur für
feministische Naturwissenschaften einrichten will.
Dies ist unserer Meinung nach ein Schritt in die rich¬
tige Richtung.

Nun möchte ich noch kurz zu dem FDP -Antrag
Stellung nehmen . Wir möchten Sie bitten , der Über¬
weisung dieses Antrags zuzustimmen ! Wir halten
ihn nicht für ganz ausgefeilt , ich glaube , das hat die
Diskussion hier auch gezeigt . Die Frage der Erweite¬
rung der Humangenetik an der Universität können
wir so nicht beschließen . Die Notwendigkeit zum
Dialog ist doch ganz deutlich geworden . p)

Zum weiteren : In den zwei weiteren Absätzen er¬
kennen wir Ihre Intention an , die Betroffenen in ih¬
ren Interessen schützen zu wollen und ihnen diese
Entscheidungsfreiheit zu garantieren , aber es fehlen
uns dann wieder die Benennung der Probleme und
die Hinweise auf das Für und Wider und ebenso eine
klare und ausführliche Nennung der unbedingt aus¬
zuschließenden Punkte , zum Beispiel von der Frage
der Zuchtauswahl über die Reihenuntersuchung und
so weiter bis zum Mißbrauch von Daten . Schlicht ge¬
sagt , es geht darum , die Essentials für ein Humange¬
netikgesetz zusammenzustellen.

Ich finde , wir sollten in den Deputationen anfan¬
gen , dies zu tun , und bitte um Überweisung an die
Deputationen für Wissenschaft und Kunst und Ge¬
sundheit und möchte auch keiner der beiden den
Vorzug oder die Federführung da besonders geben,
sondern finde , daß die Zusammenarbeit zwischen
den beiden Deputationen in dieser Frage äußerst
notwendig ist . — Danke schön!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr . Klink : Als nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Stieringer.

Abg . Frau Stieringer (CDU) : Herr Präsident , meine
Herren und Damen ! Der Senator hat eine Bataille
verloren , und Ruhe ist die erste Pflicht seiner Genos¬
sen . Wie tief er getroffen worden ist , zeigt , daß er



2528 Bremische Bürgerschaft (Landtag ) — 12 . Wahlperiode — 39 . Sitzung am 20 . 4 . 89

(A ) sich dahingehend versteigt , die GRÜNEN gewisser¬
maßen als Gespenster zu bezeichnen.

(Abg . Thomas [DIE GRÜNEN] : Das war
frech !)

(Abg . F r e h e [DIE GRÜNEN] : Braucht sie
ja nicht !)

Braucht sie nicht ! Tod und Leben , das ist doch eine
ganz wichtige Sache , Herr Frehe ! Was Sie hier ge¬
macht haben , ist wirklich atemberaubend , und das
entspricht nicht unserem Anliegen , es schadet unse¬
rem Anliegen!

Wir sind der Meinung , daß die humangenetische
Beratungsstelle nicht die Absicht hat , ein Erbregister
zu machen . Wir wissen , daß der Landesbeauftragte,
der hier gerade Platz genommen hat , solche Intentio¬
nen , wenn sie denn insgeheim bestehen sollten,

(B ) wirklich bekämpfen würde , das ist indiskutabel ! Es
ist kein solches Register geplant , und auch die CDU
hat ausdrücklich gesagt , wir müssen verhindern , daß
hier sensibelste Daten gesammelt werden , daß hier
jemand genetisch analysiert wird , der es nicht will.
Darum geht es aber doch nicht ! Wenn Sie sich infor¬
miert hätten bei dieser Fortbildungsveranstaltung,
hätten Sie gehört , welche Erbkrankheiten wirklich
schwerster Art schon herausgefunden wurden.

Ich habe versucht , es klarzumachen — offensicht¬
lich ist mir das ja nicht gelungern — , daß die Ärzte
selbst in schweren Konflikten sind . Sie können zu ei¬
nem bestimmten Prozentsatz sagen , es ist ein wirk¬
lich schwerstbehindertes Kind . Sie können und wer¬
den nie einer Frau sagen , und du bekommst das Kind.
Insofern findet ja keine Beratung der Abtreibung
statt , und genauso hat der Senat — das ist vielleicht
die einzige richtige Stelle in seiner Antwort — auch
in der Beantwortung der Kleinen Anfrage der SPD
geantwortet . Es findet keine Schwangerschaftsbera¬
tung statt , sondern es soll geholfen werden.

Die CDU besteht darauf , daß hier die Bemühungen
fortgesetzt werden , auch aufzuklären , und zwar , und
ich komme noch einmal darauf , vor der Schwanger¬
schaft nach Möglichkeit , daß da die Sorgen geäußert
werden . Das können Sie nicht mit Frau Albrecht al¬
lein , die wirklich überlastet ist , die lange , lange War¬
tezeiten hat , so daß es unter Umständen zu einer
Schwangerschaft kommt und es unter Umständen ei¬
ne pränatale Untersuchung sein muß . Man kann
doch vorher alles , was die Wissenschaft zum Guten

gefunden hat , mit dem Ehepaar besprechen , das sich
unter Umständen nicht für ein Kind entscheidet . Ich
finde diese Vorstellung , daß , weil das Personal nicht
da ist , es zur Tötung Ungeborener kommen muß , be¬
drückend.

Der Senator hat alles beschworen , er hat nur nicht
zu dem Stellung genommen , was er hier für Bremen
tun sollte . Kann er hier nicht mehr Stellen verschaf¬
fen , daß es eben nicht zu einer Tötung des Kindes
kommen muß , die ja unter Umständen erst nach
mehreren Monaten der Schwangerschaft erfolgt?
Das ist ganz sicher ein Problem , aber da können wir
ansetzen . Immer wieder ist hier Kassandra zitiert
worden , leider hatte Kassandra recht , Kassandra hat
nicht einen einzigen falschen Satz gesagt , dafür wur¬
de sie auch umgebracht , man sollte sie nicht benen¬
nen . Die Frage der feministischen Naturwissen¬
schaft , Frau Noack , brauchen wir heute sicher nicht
zu erörtern . Ich kann mir nichts darunter vorstellen,
das mag an meinem Alter liegen.

(Zuruf der Abg . Frau Noack [SPD ])

Zusammengefaßt : die CDU fordert Öffentlichkeit
der Forschung , die CDU fordert , daß die Daten gesi¬
chert werden , das ist unser Anliegen . Wir werden
den FDP-Antrag nicht annehmen können . Wir wer¬
den uns der Stimme enthalten , weil er die Situation
der Beratung einfach nicht erkennt . Wir haben hier,
ich sage es noch einmal , eine Frau , die berät jeden,
der kommt , eine Ärztin , die überlastet ist.

(Abg . Welke [FDP ] : Weil wir unterschied¬
liche Auffassungen über den Paragraphen

218 haben !)

Bitte?

(Abg . Welke [FDP ] : Wir haben unter¬
schiedliche Auffassungen auch über den Pa¬

ragraphen 218 !)

Das ist nun wohl heute — Gott sei Dank ! — einmal
nicht unser Thema . Es hängt zusammen , aber Sie
werden registriert haben , daß ich es vermieden ha¬
be . Ich meine , daß die humangenetische Beratungs¬
stelle eine andere Aufgabe hat , als zu einer Abtrei¬
bung zu raten , sondern sie berät , was gesundheitlich
mit einem Kind sein kann . Ich weigere mich ganz
entschieden , das hier zu vermengen . Ich unterstelle
diesen Menschen nicht , daß sie zur Abtreibung ra¬
ten , wenn ich mich davon überzeugt habe , daß sie es
nicht tun . — Danke schön!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Dr . Klink : Weitere Wortmeldungen lie¬
gen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.
Ich rufe den Entschließungsantrag der Fraktion

der FDP mit der Drucksachen -Nummer 12/513 auf.
Frau Abgeordnete Noack , Sie haben Überweisung

Ich möchte mit aller Entschiedenheit klarstellen,
und als strikter Gegner jeglicher Abtreibung bin ich
hoffentlich unverdächtig , daß in dieser humangene¬
tischen Beratungsstelle nicht pro Abtreibung bera¬
ten wird . Ich darf Ihnen die Versicherung geben , daß
ich mich ausführlich informiert habe . Sie haben Frau
Albrecht angesprochen , und gerade darum habe ich
mich gekümmert . Es ist unvorstellbar , daß Frau Al¬
brecht , anders als ich sie kennengelernt habe , zur
Abtreibung rät.
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an die Deputationen für Kunst und Wissenschaft und
Gesundheit beantragt.

Wer der Überweisung an diese beiden Deputatio¬
nen seine Zustimmung geben möchte , den bitte ich
um das Handzeichen!

(Dafür SPD , CDU , DIE GRÜNEN , FDP und
Abg . A 11 e r m a n n [DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

(Abg . F r e h e [DIE GRÜNEN])

Dann ist die Überweisung beschlossen.
Wir müssen eine Deputation angeben , die feder¬

führend ist . Welche Deputation soll das sein?

Abg . Frau Stieringer (CDU) : Ich darf noch einmal (C)
zu bedenken geben , daß es sich um das öffentliche
Gesundheitswesen handelt.

Präsident Dr . Klink : Dann lasse ich darüber ab¬
stimmen . Wer dafür ist , daß die Federführung bei der
Deputation für Kunst und Wissenschaft liegen soll,
den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD , DIE GRÜNEN und FDP)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen CDU)

Dann ist es so entschieden.
Damit ist Punkt elf der Tagesordnung erledigt.

(Abg . Frau N o a c k [SPD ] : Wissenschaft
und Kunst in diesem Fall !)

Wissenschaft und Kunst würde die federführende
sein , und beteiligt ist Gesundheit!

(Senator Franke : Reine Formalie !)

Nein , es geht darum , wer die Berichterstattung
macht!

Bitte , Frau Stieringer , zur Geschäftsordnung!

Abg . Frau Stieringer (CDU) : Es ist eine Beratungs¬
stelle des Hauptgesundheitsamtes , und ich darf Sie
sehr bitten zu erwägen , ob federführend hier nicht
Gesundheit ist ! Wir haben ja gesehen , was heraus¬
kommt , wenn wir es vergeben.

Präsident Dr . Klink : Bitte , Frau Noack , zur Ge¬
schäftsordnung!

Abg . Frau Noack (SPD ) : Wir haben heute hier nicht
nur über Humangenetik gesprochen , sondern we¬
sentlich eben auch über Forschung und Wissen¬
schaft . Es ist überhaupt so , daß dieser Bereich , weil
er federführend von Gesundheit behandelt worden
ist , auch immer nur dort diskutiert worden ist oder
anders diskutiert wird . Es geht uns darum , daß Wis¬
senschaft und Kunst und Gesundheit nun endlich zu¬
sammenkommen und dies gemeinsam diskutieren.
Die Anfrage war an Wissenschaft und Kunst gerich¬
tet . Ich bitte um Überweisung unter der Federfüh¬
rung bei Wissenschaft und Kunst.

Präsident Dr . Klink : Das ist beantragt , und es ist ja
die Beteiligung gegeben . Es ist ja ein rein arbeits¬
technischer Vorgang . Wir müssen nach der Ge¬
schäftsordnung nur eine Deputation bestimmen , die
federführend ist . Ich bitte , damit einverstanden zu
sein , daß wir dann die Deputation für Kunst und Wis¬
senschaft wählen.

Bitte , Frau Stieringer , zur Geschäftsordnung!

Behördenraumkonzept
Antrag der Fraktion der FDP

vom 27 . Januar 1989
(Drucksache 12/425)

Wir verbinden hiermit:

Behördenraumkonzept
Große Anfrage der Fraktion der FDP

vom 14 . Februar 1989
(Drucksache 12/453)

Herr Senator Grobecker , sind Sie bereit , die Ant¬
wort des Senats zu geben ? — Bitte , Herr Senator Gro¬
becker!

Senator für Finanzen Grobecker : Herr Präsident,
meine sehr verehrten Damen und Herren ! Für den
Senat beantworte ich die Große Anfrage der Frak¬
tion der FDP wie folgt:

Vorab weise ich jedoch auf die Antwort des Senats
vom 11 . April 1988 auf die Kleine Anfrage der Frak¬
tion der FDP vom 10 . März 1988 mit dem Thema
„Aufgabe von Schulstandorten " hin . Diesen Hinweis
erlaube ich mir , weil die heute vorliegende Anfrage
im Kern eine Fortschreibung der damaligen Anfrage
darstellt . Allerdings , wie Sie alle feststellen können,
mit vielen über - und Unterfragen , deren Sinn und
Nutzen ich nicht werten will.

Zu I la : Bei folgenden im Eigentum der Stadtge¬
meinde Bremen stehenden Gebäuden und Objekten
ist seit 1983 die Nutzung verändert worden : Es han¬
delt sich um die ehemaligen Schulen Amersfoorter
Straße , Beim Sattelhof , Berufsbildungszentrum
Blöcke A , D , Bokellandsweg , Brommyplatz , Decha-
natstraße , Düsseldorfer Straße , zwei Mobilbauklas¬
sen Elisabethstraße , Ellener Feld acht Mobilbauklas¬
sen , Elsflether Straße , Fichtenhof , Freiligrathstraße,
Fröbelstraße , Hechelstraße , Heidbleek , Hillmann¬
platz , Hindenburgstraße , Kattenturmer Heerstraße,
Langemarckstraße , Leibnizplatz , Lissaer Straße , Mal-
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(A ) möstraße , Oslebshauser Park , Schleswiger Straße,
Schmidtstraße , Schwachhauser Heerstraße , Vege¬
sacker Heerstraße , Wilhelm -Leuschner -Straße.

(Beifall bei der SPD — Abg . B a r s u h n
[SPD ] : Können Sie das noch einmal wieder¬

holen ?)

Weitere öffentliche Gebäude beziehungsweise
Objekte : Blumenthaistraße 7/8 , Hannoversche Stra¬
ße 25/27 , Hartmannstift , Kohlhökerstraße 11 , Kran¬
kenhaus Findorff , Marcusallee 9 , Mathildenstraße 2,
Metzer Straße 18 und 30 , Zentralbad am Richtweg,
Schullandheim Bad Münder , Schwachhauser Heer¬
straße 199 , Walsroder Straße 12 bis 14!

(Beifall bei der SPD)

Zu I lb : Von diesen Objekten sind ab 1984 in zeitli¬
cher Reihenfolge verkauft worden : Metzer Straße
18 , Marcusallee 9 , Walsroder Straße 12/14 , Hill¬
mannplatz , Kohlhökerstraße 11 , Krankenhaus Fin¬
dorff , Metzer Straße 30 , Mathildenstraße 2 , Schul¬
landheim Bad Münder , Zentralbad , Blumenthalstra-
ße 8 , Schwachhauser Heerstraße 199 , Blumenthal-
straße 7 , Bokellandsweg , Hannoversche Straße
25/27 , Malmöstraße , Schulgrundstück.

Für diese 16 Objekte sind Verkaufserlöse von 17,1
Millionen DM erzielt worden . Darüber hinaus wer¬
den in Kürze die Schulgrundstücke Dechanatstraße

(B) und Am Barkhof an das Land Bremen veräußert . Die
Kaufpreise ergeben den Erlös von 11,6 Millionen
DM. Aus Vertrauensschutzgründen unterlasse ich
eine Zuordnung der einzelnen Kaufpreise zu den
Objekten , über die Verkäufe und die dabei erzielten
Erlöse ist jeweils dem Grundstücksausschuß der Fi¬
nanzdeputation berichtet worden.

Zu I lc : Für den Umbau beziehungsweise die Her¬
richtung der folgenden Objekte : BBZ , Blöcke B und
C , Brommyplatz , Ellener Feld acht Mobilbauklassen,
Elisabethstraße , Freiligrathstraße , Hartmannstift,
Heidbleek , Hindenburgstraße , Kattenturmer Heer¬
straße , Langemarckstraße , Leibnizplatz , Schmidt¬
straße und Wilhelm -Leuschner -Straße sind Kosten in
Höhe von 10,3 Millionen DM entstanden.

Herr Präsident , sind Sie vielleicht einverstanden,
daß ich die Numerierung und die Alphabetisierung
weglasse , dann komme ich flüssiger durch?

Präsident Dr . Klink : Herr Senator , ich glaube , die
Antworten würden an Prägnanz und Deutlichkeit
bei Ihnen nichts vermissen lassen!

Senator Grobecker : Ich bedanke mich , Herr Präsi¬
dent.

Zum letzten Mal ! I ld : Leerstandszeiten ergaben
sich für folgende Gebäude : Oslebshauser Park : zwei
Jahre , Elsflether Straße : zwei Jahre , Elisabethstraße:
drei Monate , Sattelhof : fünf Monate , Bokellandsweg:
ein Jahr und sechs Monate , Amersfoorter Straße:
drei Jahre teilweise , Vegesacker Heerstraße : zwei

Jahre und drei Monate , Fichtenhof : drei Jahre , He - (C)
chelstraße : ein Jahr , Hillmannplatz : vier Monate,
Wilhelm -Leuschner -Straße : zwei Monate , BBZ,
Blöcke A und D : ein Jahr und fünf Monate , BBZ,
Blöcke B und C : ein Jahr und drei Monate.

Die Leerstandskosten beliefen sich bis zum Stich¬
tag am 28 . 2 . 1989 auf 656 000 DM, davon für das
BBZ insgesamt 250 000 DM und für die Amersfoor¬
ter Straße 212 000 DM. Zu I le -- !

Präsident Dr . Klink : Sie wollten es doch unterlas¬
sen!

Senator Grobecker : Ich tue es ab sofort ! Vorüber¬
gehende Nutzungen sind nicht erfolgt in diesen Ob¬
jekten . Dazu ist allerdings zu sagen , daß zunächst die
vorübergehende Unterbringung das Aus - und Fort¬
bildungszentrums in den Blöcken B und C des ehe¬
maligen Berufsbildungszentrums vorgesehen war.
Der Senat hat jedoch am 4 . April 1989 beschlossen,
daß das Aus - und Fortbildungszentrum in den ge¬
nannten Blöcken verbleibt . Das spielt beim nächsten
Tagesordnungspunkt noch eine Rolle.

Grundsatz des Verwaltungshandelns ist , daß eine
kostenintensive Umnutzung gemieteter oder ge¬
pachteter Gebäude vermieden wird . Ausnahmen wa¬
ren bisher das langfristig angemietete Objekt Zur
Vegesacker Fähre , das als Folge der Konzentration
des Bauamts Bremen -Nord im Hartmannstift einer
anderen Nutzung zugeführt werden mußte , und das
Mietobjekt An der Weide 27/28 , das ab . 1 . 1 . 1989 (D)
für die Verwaltungspolizei angemietet ist , nachdem
die Nutzung für Zwecke der Volkszählung vorher
ausgelaufen war.

Ferner sind zwei weitere Mietobjekte zu nennen,
in denen in Kürze Nutzungsänderungen stattfinden
werden , und zwar das sogenannte Schünemann-
Haus und eine Etage des Tivoli -Hochhauses . Zukünf¬
tig könnte noch eine Umnutzung in dem langfristig
angemieteten Gebäude des Ansgarikirchhofs im
Rahmen des Behördenraumkonzepts erforderlich
werden . Ein Verkauf gemieteter oder gepachteter
Gebäude ist leider nicht möglich.

Für das Mietobjekt Zur Vegesacker Fähre sind für
zwei der drei angemieteten Etagen zusammen
40 000 DM aufgewendet worden . Für die Herrich¬
tung der letzten Etage , die für die Erziehungsbera¬
tungsstelle vorgesehen ist , sind 50 000 DM veran¬
schlagt . Für das Mietobjekt An der Weide sind 8 500
DM angefallen . Der Senator für Wirtschaft , Techno¬
logie und Außenhandel soll in das Schünemann -Haus
umziehen , damit das Sozialressort im Tivoli -Hoch¬
haus konzentriert werden kann.

Die Herrichtung des Schünemann -Hauses ist mit
400 000 DM und die der angemieteten Etage im
Tivoli -Hochhaus mit etwa 100 000 DM angesetzt.
Die Weiternutzung der dritten Etage in dem Miet¬
objekt Zur Vegesacker Fähre hat sich seit sechs Mo¬
naten verzögert , weil mit dem neuen Nutzer , der Er¬
ziehungsberatungsstelle , die Abstimmung sehr
schwierig war . Kosten sind dadurch nicht zusätzlich
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entstanden . Weitere Leerstände in gemieteten Ge¬
bäuden hat es nicht gegeben . Vorübergehende Nut¬
zungen in gemieteten Gebäuden hat es ebenfalls
nicht gegeben.

An nichtstaatliche Träger sind acht Gebäude ganz
oder teilweise vermietet beziehungsweise unentgelt¬
lich überlassen worden . Es handelt sich dabei um die
ehemaligen Schulen Amersfoorter Straße , Am Sat¬
telhof , Bokellandsweg , Hindenburgstraße , Hechel¬
straße und Schmidtstraße sowie um Teile der Schule
Leibnizplatz und Lissaer Straße . Nicht genannt sind
hier die zahlreichen Sporthallen , die für den Vereins¬
sport genutzt werden . Ferner sind zwei Objekte , Ve¬
gesacker Heerstraße und Holdheim , in Erbbaupacht
vergeben . Die Einnahmen aus diesen Vermietungen
und Verpachtungen haben im Jahre 1988 126 600
DM betragen . Für die gesamten Mietzeiten bis zum
Stichtag 28 . 2 . 1989 ergaben sich Einnahmen in Hö¬
he von 594 500 DM . Für die Instandhaltung dieser
Gebäude sind insgesamt 67 000 DM aufgewendet
worden.

An weiteren Maßnahmen ist gemäß dem vom Se¬
nat am 4 . April 1989 fortgeschriebenen Behörden-
raumkonzept folgendes besonders zu nennen : Im
BBZ , also im Berufsbildungszentrum alt , verbleibt
das Aus - und Fortbildungszentrum des öffentlichen
Dienstes . Ferner werden dort die Erwachsenen¬
schule , das Bauordnungsamt und die Hauptfürsorge¬
stelle untergebracht . Für den Bereich des ehemali¬
gen Verwaltungsgebäudes der AG „Weser " wird aus
Kostengründen auf den Ausbau des Verwaltungsge¬
bäudes drei , dem ehemaligen Betriebsratsgebäude,
verzichtet . Es soll ansiedlungswilligen Firmen ange¬
boten werden.

Durch Ankauf des letzten Verwaltungsgebäudes
zwei werden in Verbindung mit dem Verwaltungsge¬
bäude eins dort auf der ehemaligen AG „Weser " Bü¬
roflächen geschaffen , die vom Amt für Stadtentwäs¬
serung und Abfallwirtschaft sowie vom Amt für
Straßen - und Brückenbau genutzt werden sollen . In
der Schule am Leibnizplatz werden die Sozialen
Dienste Süd konzentriert , um dem Bürger Dienststel¬
len an verschiedenen Orten zu ersparen . Für die
Konzentration der Staatsanwaltschaft ist das Gebäu¬
de der ehemaligen Untersuchungshaftanstalt vorge¬
sehen . Den Senator für Umweltschutz und Stadtent¬
wicklung werden Sie auch künftig im Ansgaritor fin¬
den.

Insgesamt verfolgt der Senat das Ziel , Behörden
und sonstige Einrichtungen so wirtschaftlich wie
möglich in Anpassung an die notwendigen Bedürf¬
nisse räumlich unterzubringen . Dabei werden die In¬
teressen des Bürgers , der verkehrlich gut erreichba¬
rer Dienststellen und des Schutzes seiner Persönlich¬
keitssphäre bedarf , weitgehend in Einklang mit den
Erfordernissen stehen , die an eine moderne Verwal¬
tung zu stellen sind . — Soweit , Herr Präsident , die
Antwort des Senats!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr . Klink : Ich danke Herrn Senator Gro - (C)
becker!

Auf die Antwort des Senats auf Große Anfragen
folgt eine Aussprache , wenn dies Mitglieder der Bür¬
gerschaft in Fraktionsstärke verlangen . — Das wird
verlangt!

Dann treten wir in die gemeinsame Aussprache
über die Antwort des Senats auf die Große Anfrage
der Fraktion der FDP , Drucksache 12/453 , sowie
über den Antrag der Fraktion FDP , Drucksache
12/425 , ein.

Das Wort hat der Abgeordnete Jäger.

Abg . Jäger (FDP ) : Herr Präsident , meine sehr ver¬
ehrten Damen und Herren ! Herr Senator Grobecker,
die Antwort , die Sie heute auf unsere Große Anfrage
gegeben haben , war bei allem Bemühen um Origina¬
lität , insbesondere was die Bezifferung angeht , un¬
vollständig und schluderig.

(Beifall bei der FDP)

Im Grunde genommen , Herr Senator Grobecker , be¬
stätigt diese Antwort die Inkompetenz , die der Senat
beim Vollzug seines sogenannten Behördenraum-
konzepts bisher an den Tag gelegt hat.

(Beifall bei der FDP)

Dabei sollte der Senat eigentlich dankbar sein , pjHerr Grobecker , daß wir ihm Gelegenheit geben,
dies darzustellen , weil er ja in der vorletzten Woche
vor die Presse getreten ist und das , was er uns heute
als Antwort präsentiert , als Neuauflage , als Fort¬
schreibung seines Behördenraumkonzepts vorgelegt
hat , ohne mit einem Wort darauf einzugehen , daß
ihn die Anfrage einer Oppositionsfraktion dieses
Hauses dazu gezwungen hat . Wir haben das auch
erst gemacht , Herr Senator Grobecker , ich hoffe , da
stimmen mir die Kollegen im Haushaltsausschuß zu,
als bei wiederholten Vorlagen , die wir im Rahmen
dieses sogenannten Behördenraumkonzepts im
Haushaltsausschuß bekommen haben , für uns alle
nicht mehr erkennbar war , was eigentlich wie und
wo gemacht worden soll . Da wurde uns eine verbind¬
liche Auskunft zugesagt , die hat dann so lange auf
sich warten lassen , daß es notwendig war , diese An¬
frage einzubringen.

Der Ausgangspunkt der Überlegungen , meine Da¬
men und Herren , bei diesem Behördenraumkonzept
war ja die ideologisch motivierte Neuordnung des
bremischen Berufsschulsystems . Am Anfang stand
eine den bremischen Steuerzahler 6,2 Millionen DM
kostende Ausgabe , weil die zentrale Einrichtung
eines Berufsschulzentrums von der SPD nicht mehr
gewollt war und man alle Berufsschüler zwangsum-
siedelte , irgendwohin in Sekundarstufen -II -Zentren.
Wir haben das damals kritisiert , wir kritisieren das
heute , und wir sind zuversichtlich , daß irgendwann
die Einsicht sich doch noch einmal durchsetzen wird,
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(A ) daß eine zentrale Einrichtung wie ein Berufsschul¬
zentrum in das Zentrum der Stadt gehört.

(Beifall bei der FDP)

Aber lassen wir es damit einmal bewenden ! Dieses
Berufsschulzentrum stand dann leer , und da ergaben
sich Überlegungen , wie man dieses Gebäude in her-
vorrangender Lage , sehr gut verkehrlich angebun¬
den , sinnvoll nutzen könnte . Da bestand einmal die
Überlegung , daß die Polizei dort einziehen sollte mit
allen Dienststellen . Wir sind der Auffassung , es wäre
sinnvoll gewesen , das zu tun!

(Beifall bei der FDP)

Dann gab es die weitere Überlegung , diesen seit
Jahrzehnten geäußerten Wunsch , einen sogenann¬
ten Bauhof , der einmal für 80 Millionen DM gebaut
werden sollte , was man dann nicht mehr finanzieren
konnte , im Berufsschulzentrum anzusiedeln , das
heißt die räumliche Zusammenfassung aller Ämter,
die mit Bauen zu tun haben . Meine Damen und Her¬
ren , auch das wäre nach unserer Überzeugung ein
vernünftiger Ansatz gewesen!

(Beifall bei der FDP)

Nun kommen wir zu dem zweiten Punkt ! Wie hat
denn der Senat dieses sozusagen sich selbst aufer-

,R1 legte Problem der Nutzung eines ehemaligen Berufs¬
schulzentrums und die Chancen , die es beinhaltete,
praktisch umgesetzt ? Wie hat er das vollzogen ? Da
kann man nur sagen , Herr Senator Grobecker , diese
praktische Umsetzung ist der detaillierte Nachweis
einer ständig sich wiederholenden , sich fortsetzen¬
den Inkompetenz.

(Beifall bei der FDP)

Wir hatten für das Berufsschulzentrum — ich will
die Kollegen darauf verweisen , die Leerzeiten haben
wir eben in der Antwort des Senats vernommen , ich
brauche das nicht zu wiederholen — etwa anderthalb
Jahre Leerstände in den Gebäuden . Insgesamt waren
da gute 600 000 DM allein deshalb zu investieren,
damit die Heizung nicht einfror und die Gebäude ein
Mindestmaß an Unterhaltung bekamen . Das hat al¬
lein diese Summe gekostet . Dann hat neben den 6,2
Millionen DM, die die Umsetzung der bremischen Be¬
rufsschulen gekostet hat , dieses Berufsschulzentrum
eine Summe von 1,8 Millionen DM gekostet , um dort
ein Aus - und Fortbildungszentrum einzurichten , und
weitere 5,5 Millionen DM sind jetzt erforderlich , um
dort die Erwachsenenschule unterzubringen.

(Abg . Welke [FDP ] : Nur in Block A !)

Die Erwachsenenschule , die , das sei hier in Klam¬
mern hinzugefügt , eigentlich in die ehemalige
Schule Leibnizplatz sollte ! Das ist ihr auch lange Zeit
zugesagt worden , wäre ja vielleicht gar nicht ab¬

wegig , daß eine Erwachsenenschule in ein Schulge - (C)
bäude geht . Aber das mit dem Leibnizplatz klappte
dann nicht mehr , da mußte zwischenzeitlich dann
das Sozialamt Süd einziehen , und insofern wurde
hier wieder eine Korrektur notwendig und damit
Mehrkosten beim Berufsbildungszentrum.

Weitere Zielsetzung des Senats war , die Gebäude,
die im Zuge zurückgehender Schülerzahlen leer
wurden , zu veräußeren . Auch das , haben wir immer
gesagt , könnte ein sinnvoller politischer Ansatz
sein . Was man an öffentlichen Gebäuden nicht mehr
benötigt , das soll verkauft werden . Es soll aber nicht
in einer quasi öffentlichen Nutzung für irgendwel¬
che Organisationen unterhalten werden , weil das im
Zweifel sehr viel mehr Geld kostet , als wenn es von
vornherein in der wirklichen öffentlichen Nutzung
verblieben wäre . Also auch hier im Prinzip Möglich¬
keiten , etwas Vernünftiges zu tun!

Nach unseren Feststellungen sind aber bedauerli¬
cherweise in aller Regel die erzielten Verkaufserlöse
für solche Einrichtungen geringer gewesen als das,
was der Senat an Kosten für die entsprechende Um¬
setzung von Behörden aufwenden mußte . Ich will es
Ihnen illustrieren an einem Beispiel : Ortsamt
Schwachhausen beziehungsweise Polizei Schwach¬
hausen ! Dieses Gebäude sollte veräußert werden , da
hat man sich einen guten Kaufpreis versprochen , ist
ja auch eine exzellente Lage . Der Erlös war 470 000
DM, Herr Senator.

(Vizepräsident v . d . Schulenburg (D)
übernimmt den Vorsitz .)

Die Kosten der Umsetzung dieses Ortsamts , der Po¬
lizei in die Schule Freiligrathstraße — von den Aus¬
einandersetzungen in Schwachhausen will ich gar
nicht reden , die das erzeugt hat , das sei hier nur an¬
gemerkt — : Diese reine Umsetzung hat 670 000 DM
gekostet . Per saldo ein Minus zu Lasten des bremi¬
schen Steuerzahlers von 200 000 DM ! So lassen sich
diese Beispiele , daß die Verkaufserlöse nicht im Ver¬
gleich zu den Mehrkosten erzielt worden sind , an
einer Reihe weiterer Objekte fortsetzen.

Ein anderes signifikantes Beispiel für Fehlbeset¬
zungen und für mangelnde Planung , Herr Senator,
ist die Nutzung der Gebäude der ehemalige AG „We¬
ser "

. Ich habe eben mit Freuden vernommen aus Ih¬
rer Antwort , daß das Teilgebäude , das ehemalige Be¬
triebsratsgebäude , was ursprünglich auch für eine
behördliche Nutzung vorgesehen war , nunmehr
nicht mehr dafür in Anspruch genommen werden
soll , sondern daß dieses Gebäude Firmen , die man
auf dem AG - „Weser " -Gelände ansiedeln will und an¬
gesiedelt hat , als Büroraum zur Verfügung gestellt
werden soll.

(Beifall bei der FDP)

Herr Senator , ich beglückwünsche Sie ausdrück¬
lich zu dieser Einsicht und erlaube mir diskret den
Hinweis , daß exakt dies die FDP-Fraktion vor etwa
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zwei Monaten , als es um diese Frage ging , öffentlich
gefordert hat . Es ging um diese Frage , weil die Be¬
diensteten des Gartenbauamtes überhaupt nicht be¬
greifen konnten — und ich kann das nachvollziehen
— , warum sie aus einem Gebäude , das in unmittelba¬
rer Nähe ihres Wirkungskreises , nämlich am Bürger¬
park , liegt und was für zirka zwei Millionen DM ein¬
mal renoviert worden war , ausziehen sollten in das
Gebäude der AG „Weser "

. Der Verkaufserlös , auch
das müssen Sie einbeziehen , für das Gebäude des
Gartenbauamtes war beziffert mit etwa einer Million
DM.

(Zuruf des Abg . Töpfer [SPD ])

Insofern , Herr Senator , sehen wir doch eine ge¬
wisse Wirkung , daß Sie dazulernen können , wir be¬
grüßen das und möchten Sie ermuntern , damit auch
noch weiter fortzufahren!

(Beifall bei der FDP)

Bei der AG „Weser " läßt sich auch sehr schön
deutlich machen , wie denn die Kostenentwicklung
mit diesem Behördenraumkonzept beziehungsweise
mit den Umbaumaßnahmen davongelaufen ist . Es
war bei der AG „Weser " einmal eine Schätzung von
neun Millionen DM , neun Millionen DM Kosten für
die Umbaumaßnahmen , mittlerweile sind es 13,4
Millionen DM , also eine Erhöhung um zirka 50 Pro¬
zent ! Meine Damen und Herren , ein Beleg dafür , daß
diese Antwort schluderig und unvollständig ist!

(Abg . K a h r s [SPD ] : Unglaublich !)

Ja , ich sage das und trete den Beweis an , Herr
Kahrs , soweit kennen Sie mich , daß ich das tue!

(Abg . Kahrs [SPD ] : Nein , das kenne ich
nicht ! Das wäre das erste Mal !)

In dieser Antwort ist die Rede von einem Gebäude
An der Weide . In diesem Gebäude , manche von Ih¬
nen kennen es , ist das Landeswahlamt unterge¬
bracht gewesen , das Statistische Landesamt . Mit die¬
sem Gebäude hatte es folgende Bewandtnis : Das Sta¬
tistische Landesamt , das Wahlamt , sollte dort auszie¬
hen . Man hat dann angefragt beim Liegenschafts¬
amt : Habt ihr eine Nutzung für dieses Gebäude ? Der
Mietvertrag , den diese Abteilung des Hauses Inneres
hatte , lief bis Dezember 1988 . Im April 1988 fragte
man an : Habt ihr eine Nutzung für dieses Gebäude?
Antwort : Nein ! Insofern hat , das ist ja auch sehr ver¬
nünftig , die Abteilung von Inneres , die in diesem Ge¬
bäude untergebracht war , den Mietvertrag fristge¬
mäß gekündigt zum 31 . 12 . 1988 , und der Vermieter
hat dann , das ist auch nicht zu beanstanden , weil er
das Gebäude nicht leerstehen lassen wollte , einen
Makler beauftragt , einen neuen Mieter zu suchen.

Nun hören und staunen Sie ! Der neue Mieter , den
dieser Makler präsentiert hatte nach zwei Monaten,

war der Senator für Inneres , Abteilung Verwaltungs - (C)
polizei ! Die brauchten , weil irgendwelche zusätzli¬
chen Bedürfnisse entstanden sind , Büroraum und
mieteten dieses Objekt an . Nun kostete das neben
den 8700 DM, die Sie uns hier genannt haben in der
Vorlage , eine Maklerprovision von , ich weiß es jetzt
nicht ganz exakt , aber ich glaube , 30 000 DM plus
Mehrwertsteuer . Diese Maklerprovision war in der
Sache nicht zu beanstanden , denn der Makler hatte
eine Dienstleistung erbracht , und da steht ihm selbst¬
verständlich die Provision zu . Nur hatte das Haus
Inneres dafür keine Haushaltsmittel und mußte mit
einem Nachbewilligungsantrag in den Haushaltsaus¬
schuß kommen.

Dieser Nachbewilligungsantrag wurde vom Haus¬
haltsausschuß — Herr Klatt , alle waren wir da einer
Meinung , zweimal haben wir es gehabt , zweimal wa¬
ren wir einer Meinung — nicht bewilligt , weil man
gesagt hat , es ist doch wohl ein Stück aus dem Toll¬
haus , wenn innerhalb desselben Ressorts es noch
nicht einmal gelingt , eine Nutzung zu finden , und
man einen Makler einschalten muß , damit es an eine
Nachbarbehörde vermietet wird.

(Beifall bei der FDP)

Also , der Vorgang ging zurück , der Haushaltsaus¬
schuß bewilligt nicht nach . Dann haben wir , als wir
das wiederbekamen , im Dezember festgestellt , ich
habe das auch persönlich von dem Makler erfahren,
insofern kann ich es hier erklären , daß die Rechnung (D)
im September bezahlt worden war . Die Rechnung
war bezahlt worden , ganz offensichtlich von nicht
vorhandenem Geld , denn eine Bewilligung dafür,
eine haushaltsrechtliche Ermächtigung , lag nicht
vor . Die Rechnung war bezahlt worden , und wir hat¬
ten dann , als wir das im Dezember bekamen , gesagt,
das kommt nicht in Frage , so nach dem Motto , seht
zu , wo ihr das Geld herbekommt . Wir haben jetzt
April , bis heute haben wir den Vorgang noch nicht
wiederbekommen . Jetzt frage ich mich , jetzt frage
ich Sie , Herr Senator Grobecker : Woher ist eigent¬
lich dieses Geld gekommen , was da der Makler erhal¬
ten hat?

Ein weiteres Beispiel für Unvollständigkeit und
Schludrigkeit , Herr Senator Grobecker : Wir hatten
eine Vorlage das ehemalige Bauordnungsamt betref¬
fend , was Sie jetzt ja im Berufsschulzentrum unter¬
bringen wollen . Das sei noch einmal eben gesagt , im
Berufsschulzentrum sollen künftig untergebracht
werden die Hauptfürsorgestelle , Bereich Soziales,
des Bauordnungsamt , Bereich Bau , die Erwachsenen¬
schule , Bereich Bildung , und auch noch die Verwal¬
tungshochschule , auch Bereich Bildung . Also , man
kann sagen,

(Abg . Frau Jahnke [DIE GRÜNEN] :
Hochbauamt !)

eine sehr sinnvolle Zusammenfassung behördlicher
Aktivitäten in Bremen , beinahe so sinnvoll wie die
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(A ) Zusammensetzung dieses Senats und seine Aufga¬
benverteilung!

(Beifall bei der FDP)

Dieses Bauordnungsamt in der Bahnhofstraße war
bislang von Behörden genutzt worden und sollte im
Rahmen der Ausweitungsbedürfnisse des Senators
für Inneres nun für Aufgaben der Verwaltungspoli¬
zei genutzt werden . Also , man könnte sagen , im
Grunde genommen doch nur ein Auswechseln von
Schreibtischen , vielleicht etwas vereinfacht darge¬
stellt ! Dies sollte 2 040 000 DM kosten , dafür haben
wir einen Nachbewilligungsantrag im Haushaltsaus¬
schuß bekommen . Dieser Antrag ist auch einver¬
nehmlich in der Sitzung des Haushaltsausschusses
von Regierungsparteimitgliedern und Opposition zu¬
rückgegeben worden und ist dann in zweiter Sitzung
allein von der SPD beschlossen worden . Herr Sena¬
tor Grobecker , ich frage Sie : Warum unterschlagen
Sie in Ihrer Antwort diese zwei Millionen DM?

Eine Beispiel aus Bremen -Nord , damit es nicht so
aussieht , als spielte sich so etwas nur im Stadtgebiet
der Innenstadt ab ! Auch das Bauamt Bremen -Nord,
welches umgezogen ist in die ehemalige Frauen¬
klinik im Hartmannstift , ist ein geradezu beredtes
Beispiel dafür , wie Kostenschätzungen geradezu ex¬
plodieren : Das Bauamt Bremen -Nord , von dem man
eigentlich erwarten müßte , daß es aufgrund der
Fachkompetenz , das sind ja Architekten , die dort

(B) arbeiten , wohl am ehesten in der Lage wäre , einiger¬
maßen brauchbare Kostenschätzungen abzugeben,
hat sich bei der Schätzung der Umbaumaßnahmen
für das Hartmannstift in der Größenordnung von
50 Prozent verschätzt und hat dann auch noch zwei¬
mal Nachbewilligungsanträge einreichen müssen.

Ich sehe die rote Lampe aufleuchten , meine Damen
und Herren , ich will versuchen , obwohl ich der Mei¬
nung bin , daß dies ein Thema ist , mit dem sich das
Haus sehr ausführlich zu beschäftigen hat , im Rah¬
men der 15 Minuten zu bleiben.

(Abg . Dittbrenner [SPD ] : Vor allen
Dingen im Landtag !)

Herr Kollege Dittbrenner , ich greife diesen Zuruf
„Landtag " liebend gern auf , das wissen Sie ja . Also,
ich will Ihnen einmal sagen , hier geht es um ein Or¬
ganisationskonzept des Senats als Bremische Landes¬
regierung!

(Abg . Dittbrenner [SPD ] : Ja , minde¬
stens !)

Hier geht es um den Sitz von Behörden der Landes¬
regierung , und wenn Sie Bedenken dagegen haben,
daß das in den Landtag gehört , dann würde ich Sie
herzlich bitten , das doch einmal im Verfassungs - und
Geschäftsordnungsausschuß zur Debatte zu stellen!

(Glocke)

Ich komme zum Schluß , Herr Präsident ! Herr Sena¬
tor Grobecker , statt , wie Sie es hier gestern getan ha¬
ben , zum wiederholten Male wie eine tibetanische
Gebetsmühle die Bundesregierung dafür anzukla¬
gen , daß sie dieses Bundesland schlecht behandele,
obwohl Sie wissen , daß Sie nur zusäztliche Steuerein¬
nahmen haben , weil die Wirtschaftspolitik dieser
Bundesregierung so gut ist , wären Sie gut beraten,
und es wäre Ihre Pflicht , die Schluderei , die Ver¬
schwendung von Geldmitteln , die permanent in die¬
ser Stadt stattfindet und die Sie zu verantworten ha¬
ben , aufzugeben und umzulenken.

(Beifall bei der FDP)

In diesem Sinne ist unser Antrag gemeint , für den
ich Ihre Zustimmung erbitte!

Vizepräsident v . d. Schulenburg : Als nächster hat
das Wort der Abgeordnete Klatt.

(Abg . Welke [FDP] : Nun sagen Sie einmal,
was Sie denken ! — Abg . Jäger [FDP] : Ich

habe ihn ja nicht zitiert !)

Abg . Klatt (SPD ) : Herr Präsident , meine Damen
und Herren ! Also , zitierfähig bin ich , das können Sie
ruhig machen , das ist kein so großes Problem ! Einige
Dinge stimmen , die Herr Jäger hier dargestellt hat,
das ist völlig richtig!

(Beifall bei der FDP)

Wenn es um die Beratung im Haushaltsausschuß
geht , haben wir durch Beratungsergebnisse einige
Summen reduzieren können , aber das ist nichts Un¬
gewöhnliches in dem Bereich , das waren Vorlagen
des Bauressorts , und die haben wir natürlich auch in
Abstimmung mit dem Finanzsenator reduziert , wie
das unsere Aufgabe ist als Haushaltsausschuß . Das
ist also nichts Ungewöhnliches ! Die Kritik geht nicht
an das Finanzressort , sondern im Grunde genommen
an die Bauverwaltung . Trotzdem , Kollege Jäger , die
Umsetzung dieses Konzepts ohne weiteres hier als
fehlgeschlagenen Versuch darzustellen , ist so nicht
tauglich!

(Beifall bei der SPD)

Ich will das nur in einigen Punkten einmal darstel¬
len . Sie haben einige Zahlen und Fakten ein bißchen
verdreht , Herr Jäger , ich will das hier auch begrün¬
den . Einige , nicht alle , aber einige!

(Abg . Jäger [FDP] : Da bin ich aber ge¬
spannt ! Ich habe sie alle hier !)

Ja , da können Sie gut zuhören ! Ich beziehe mich
auf die Pressemitteilung Ihrer Fraktion vom 25 . Fe¬
bruar dieses Jahres . Darin wird behauptet , die vier
Blöcke im ehemaligen Berufsschulzentrum stünden
leer . Dies trifft nicht zu , das ist falsch , das hätten Sie
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(A ) normalerweise dementieren müssen . Die Blöcke B
und C werden seit Juni 1988 durch das Aus - und
Fortbildungszentrum , das AFZ , genutzt.

(Abg . Jäger [FDP ] : Teilweise !)

Trotzdem stehen sie nicht leer ! Sie hätten dann als
Jurist natürlich auch besser argumentieren müssen,
Herr Kollege Jäger!

(Abg . Jäger [FDP] : Zu 90 Prozent leer !)

Mit den dafür notwendigen Bauarbeiten ist bereits
im Dezember 1987 begonnen worden — das wußten
Sie auch ! — , die Blöcke A und D stehen jetzt zur Sa¬
nierung und zur Herrichtung für die künftigen Nut¬
zer an . Bei der Vielzahl der Objekte im Behörden-
raumkonzept , die teilweise auch zur Veräußerung
und Verpachtung anstanden , lassen sich Leerstände
nicht gänzlich vermeiden . Das wissen Sie auch!

Im gleichen Presseartikel , Herr Kollege Jäger,
habe ich mit Erstaunen auch festgestellt , daß Sie von
dem Grundstück des vierten Polizeireviers in der
Schwachhauser Heerstraße und gleichzeitig von
dem Umbau in der Freiligrathstraße gesprochen ha¬
ben . Da haben Sie einige Dinge verschwiegen , viel¬
leicht hat die Presse das auch nicht wiedergegeben,
ich gehe einmal davon aus , daß Sie auch einige Dinge
der Presse nicht mitgeteilt haben.

Ich möchte das einmal klarstellen : Es wird einfach
(B) verschwiegen , daß die notwendige Sanierung des

ehemaligen Polizeigebäudes Kosten von 100 000
DM erfordert hätte — nachzulesen auch in der Vor¬
lage des Haushaltsausschusses — und daß die Kosten
für die Bildschirmarbeitsplätze der Meldestelle , die
in jedem anderen Gebäude auch angefallen wären,
ebenfalls 100 000 DM ausmachten.

Interessant ist auch , daß über die Mieteinsparung
beim Ortsamt , das ebenfalls in die Freiligrathstraße,
gezogen ist , und über die positiven Effekte der Kon¬
zentration von drei Meldestellen kein Satz gesagt
wird . Das ist eine positive Entscheidung , Sie wissen,
daß wir uns immer noch den Luxus vieler Meldestel¬
len leisten . In München gibt es nur eine Meldestelle
— im gesamten Stadtgebiet München ! — , und wir lei¬
sten uns immer noch den Luxus vieler Meldestellen!

(Beifall bei der SPD)

Ich meine , man könnte darüber auch einmal nach¬
denken , ob das erforderlich ist!

(Abg . Jäger [FDP] : Denken wir gemein¬
sam !)

Kollege Jäger , ich hatte das schon anfangs gesagt,
es gibt Menschen , die Fische fangen , und solche , die
nur das Wasser trüben , Sie haben heute , glaube ich,
keinen Fisch gefangen!

(Beifall bei der SPD)

Ich muß Ihnen das einmal sagen , wenn auch einige (C)
andere Punkte zutreffend waren!

Der Senat wird , hoffe ich , das von ihm modifizierte
Behördenraumkonzept zügiger , da stimme ich Ihnen
zu , als bisher umsetzen . Gemeinsames Ziel aller
Fraktionen sollte dabei eine bürgerfreundliche Un¬
terbringung der Behörden sein.

(Beifall bei der SPD)

Dabei ist nicht nur der Wunsch der Beschäftigten
ausschlaggebend , die möglichst in der City bleiben
wollen,

(Beifall bei der SPD und bei der FDP)

sondern für uns ist der Bürgerwille ausschlaggebend,
der kurze Weg zur Behörde!

(Beifall bei der SPD)

Hier gibt es natürlich auch einige Probleme , da
sich einige Behörden weigern , und natürlich auch
über das PVG den Umzug lange hinauszögern . Zum
Beispiel wollen einige nicht in das Berufsbildungs¬
zentrum,

(Senator Grobecker : Jägerzaun !)

weil natürlich — genau , Jägerzaun ! — das ehemalige
BBZ ein bißchen abseits liegt , obwohl das eigentlich P)
regional die City Bremens ist und für den Bürger
vom UPNV am besten erreichbar wäre . Deshalb,
meine ich , wäre auch einmal zu überlegen , auch im
Senat , da nicht so lange herumzukaspern , das sage
ich einmal so locker , sondern auch einmal zu ent¬
scheiden!

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜNEN -
Abg . G a s s d o r f [CDU] : Bloß , dann kön¬
nen die Angestellten nicht einkaufen , da

ist nichts !)

Wenn man die Gründe für die Modizifierung des
gesamten Konzepts jetzt richtig übersetzt aus der Se¬
natsvorlage , also auf das richtige Maß bringt , davon
können wir ausgehen , das will auch der Senat , dann
hoffe ich , daß es auch umgesetzt wird . Seine finan¬
ziellen Auswirkungen werden wir am 21 . 4 . , also
morgen , im Haushaltsausschuß beraten müssen . Ich
hoffe , daß wir dann gemeinsam mit den anderen
Fraktionen diese Umsetzungsmaßnahmen akzeptie¬
ren . Ich war noch nicht in der Lage , die Vorlage ge¬
nau durchzulesen , aber ich hoffe , daß das schlüssig
ist , so daß wir es auch akzeptieren können.

Entscheidend , meine ich , ist die bürgernahe Ver¬
waltung . Dem Bürger sollen lange Wege erspart blei¬
ben . Ich meine , der Begriff „Verwaltung " ist eigent¬
lich falsch gewählt , weil „Verwaltung " das falsche
Wort ist . Die Behörden sollen nicht verwalten , son¬
dern sollen den Bürger beraten und ihm helfen.
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(A ) Manchmal legen sie das allerdings falsch aus , habe
ich den Eindruck.

(Beifall bei der SPD)

Ich erspare mir dieses furchtbare Wort Behörden-
raumkonzept , darin liegt ja schon einiges , suggeriert
Macht der Behörden , Macht des Staates . Der Senat
sollte vielleicht in Zukunft darüber nachdenken , ob
es nicht besser wäre , ein Bürgerbetreuungskonzept
zu konzipieren,

(Abg . K a h r s [SPD ] : Donnerwetter !)

weil im Grunde genommen die Behörden für die Bür¬
ger da sind und nicht die Bürger für die Behörden.

(Beifall bei der SPD)

Die ursprüngliche Planung des Bauhofes , und zwar
im BBZ , ist jetzt fallengelassen worden . Die Gebäude
der ehemaligen Berufsschule werden auch künftig
den Bildungszwecken dienen , und zwar dem Aus-
und Fortbildungzentrum , dem AFZ , und der Erwach¬
senenschule . Hierdurch ist es möglich , die Sozialen
Dienste Süd in der Schule Am Leibnizplatz zu kon¬
zentrieren . Das ist auch bürgernah , das ist positiv.

Die beiden größten bauenden Ämter , das Amt für
Stadtentwässerung und Abfallwirtschaft sowie das

0$)
Amt für Straßen - und Brückenbau , werden im ehe¬
maligen AG - „Weser " -Gebäude untergebracht . Dann
lernen diese Beamten auch einmal kennen , wie der
Westen aussieht , das ist gar nicht so uninteressant,
auch hier ist noch die City , wenn man den Bereich
von Mahndorf bis Bremen -Nord sieht.

Zum Beispiel Schünemann -Haus muß ich sagen , da
stimme ich Herrn Jäger zu , waren wir im Haushalts¬
ausschuß auch sehr verärgert . Da ist also das Sozial¬
amt ausgezogen , und der Wirtschaftssenator will
dort einziehen , und da wurde eine finanzielle Nach¬
forderung beantragt für Fußboden , Gardinen , Teppi¬
che und alles mögliche . Da haben wir gefragt , wie ist
das möglich , was für die Sozialhilfeempfänger gut
war , müßte auch für die Wirtschaftsbehörde gut
sein.

(Abg . Jäger [FDP] : Das ist eine andere
Klientel !)

Andere Klientel ? Sie haben sich in der Beratung
auch zurückgehalten , Herr Jäger . Ich meine , dar¬
über müßte man nachdenken , wir haben die Vorlage
erst einmal zurückgewiesen . Sicher muß einiges ver¬
ändert werden , aber es kann nicht angehen , daß für
das Wirtschaftsressort Riesensummen ausgegeben
werden und für die Bürger dieses Staates , die auch in
Not sind , spartanische Verhältnisse herrschen . Das
wollen wir nicht,

da haben wir die Vorlage erst einmal zurückgewie¬
sen!

(Zuruf des Abg . S t i e r i n g [SPD ])

Genau , Kollege Stiering , als das ehemalige Schüne¬
mann -Haus für die Sozialbehörde hergerichtet wur¬
de , haben die Beschäftigten des Sozialamtes viele Re¬
novierungsarbeiten selbst erledigt , aber das kann
man vielleicht von den Beamten der Wirtschaftsbe¬
hörde in dieser Form nicht erwarten , weil die auch
eine andere Ausbildung haben , Herr Kollege!

Der Senat sollte bei der Umsetzung dieses Kon¬
zepts nicht nach dem Sprichwort verfahren : Eine
stillstehende Uhr hat doch täglich zweimal richtig
angezeigt und darf nach Jahren auf eine lange Reihe
von Erfolgen zurückblicken . Deshalb bitte ich um
eine zügige Behandlung!

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD)

Vizepräsident v . d. Schulenburg : Als nächster hat
das Wort der Abgeordnete Kudella.

Abg . Kudella (CDU) : Herr Präsident , meine sehr
verehrten Damen und Herren ! Ich glaube , aus der
Antwort von Senator Grobecker und dem Beitrag
des Kollegen Klatt ist deutlich geworden , um was es
hier wirklich geht : um so eine Art Bürgerbetreu-
ungsbehördenraum -Durcheinanderwürfelungskon-
zept!

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU)

Eine Zusammenfassung aller Begriffe , die hier ge¬
nannt wurden!

Aber eines steht fest , Herr Senator Grobecker : Die
Antwort , die Sie für den Senat hier gegeben haben,
entspricht in großen Teilen nicht der Wirklichkeit,
sondern Sie haben wesentliche Teile dieses soge¬
nannten Konzepts weggelassen , und was die Kosten
betrifft , haben Sie wesentlich angefallene Kosten
nicht erfaßt . Darüber hinaus ist festzustellen , daß ja
bis zum heutigen Tage , auch nach dem Senatsbe¬
schluß , unklar ist , wo Behörden untergebracht wer¬
den sollen und wie bestimmte Räume , die heute
schon hergerichtet werden , einer endgültigen Nut¬
zung zugeführt werden sollen.

Wir stehen neben den Kosten , die Herr Jäger hier
schon ziemlich detailliert aufgeführt hat , zum Bei¬
spiel vor dem Problem , daß im BBZ jetzt Vergaben im
Vergabeausschuß — etwa der Baudeputation — vor
einigen Tagen erfolgen , Termine für bestimmte Äm¬
ter vorgegeben werden , angefangen wird zu bauen,
ohne daß klar ist , wie die endgültige Nutzung in dem
Block D des BBZ aussehen wird . Also , wahrschein¬
lich geben Sie wieder Geld aus , was nicht in dem Um¬
fang nötig ist oder wo Sie hinterher Umplanungen
vornehmen müssen . Das ist schlicht stümperhaft,
wie das hier gehandhabt wird , und kostet den Steuer¬
zahler viel Geld.

(Beifall bei der SPD) (Beifall bei der CDU)
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Sie können das an verschiedenen Beispielen —
nicht nur am BBZ — nachvollziehen . Sie können das
Bauamt Bremen -Nord nehmen . Dort ist seit zwei Jah¬
ren klar , daß das Bauamt Nord an eine andere Stelle
kommen soll . Seit Januar steht das ehemalige Bau¬
amt Nord frei , und nun wird diskutiert . Von heute
auf morgen ändern sich die Entscheidungen bezie¬
hungsweise die Absichten , muß man ja besser sagen.
Erst wird ein Abriß beschlossen , dann sollen Auslän¬
der untergebracht werden , dann sollen die Auslän¬
der nicht untergebracht werden , jetzt sollen Asylan¬
ten hinein und so weiter und so fort . Es ist ein Durch¬
einander , wie man es eigentlich größer nicht be¬
schreiben kann , auch nach diesem Senatsbeschluß.
Es ist eine Katastrophe , in einem Satz gesagt!

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren , morgen hat die Deputa¬
tion für Bildung eine Vorlage zu beraten über die
Erwachsenenschule , das Schulzentrum für Erwach¬
sene . Die Fertigstellung der Baumaßnahme ist zum
1 . 2 . 1990 vorgesehen . Nach einer ersten überschlä¬
gigen Kostenannahme — das ist schon eine tolle De¬
putationsvorlage , die so etwas beschreibt ; die be¬
kommen eine Vorlage über 5,5 Millionen DM, und
das ist eine erste überschlägige Kostenannahme des
Hochbauamts — werden eben einmal 5,5 Millionen
DM angesetzt , wobei für anfallende Planungskosten
und für diese erste Maßnahme eine Rate von 1,5 Mil¬
lionen DM bereitgestellt werden soll.

Das Ganze wird begründet damit , daß jetzt Zeit¬
druck entstanden sei und daß zum 1 . 2 . 1990 der Fer¬
tigstellungstermin gewährleistet werden müsse.
Meine Damen und Herren , hier haben wir das , was
wir in anderen Fällen in Bremen auch schon gehabt
haben , beispielsweise beim Domshof , es wird erst ge¬
baut und dann geplant . Ein unmögliches , nicht zu ak¬
zeptierendes Verfahren!

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren , insofern kann man hier
wirklich nur den Antrag der FDP unterstützen . Ich
kann nur sagen , machen Sie Ihre Schularbeiten im
Senat , machen Sie Ihre Schularbeiten in der SPD , und
dann legen Sie hier vernünftige , durchdachte Kon¬
zepte auf den Tisch , und erst dann kann man über
Mittel reden ! Alles andere wird ein Fiasko , kostet
den Steuerzahler viel Geld , und Bremen kann sich
das in der Tat bei seiner Finanzlage nicht leisten.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident v . d. Schulenburg : Als nächste hat
das Wort die Abgeordnete Frau Jahnke.

Abg . Frau Jahnke (DIE GRÜNEN) : Herr Präsident,
meine Damen und Herren ! Die wesentlichen Kritik¬
punkte , denke ich , sind genannt , ich kann mich hier
auf Ergänzungen beschränken . Die Kritikpunkte der
Kosten und der fehlenden Zeitpunkte vernachläs¬
sige ich jetzt.

Erstens : Der Öffentlichkeit , uns sowie großen Tei¬
len der Verwaltung selbst ist in keiner Weise trans¬
parent geworden , nach welchen Kriterien die Be-
darfe überhaupt für die genannten Räumlichkeiten
angemeldet worden sind . Ich finde das sehr wichtig.
Ich nenne als ein Beispiel das AFZ , das sozusagen ei¬
ne annähernde Verdreifachung des Flächenbedarfs
angemeldet hat . Das allein kann man ja wohl nicht
nur vor dem Hintergrund begründen , daß hier Com¬
puter angeschafft werden sollen , wofür nach der Ar¬
beitsstättenverordnung , das wissen wir , mehr Fläche
zur Verfügung gestellt werden muß . Aber da muß
doch einmal gefragt werden , wo sind denn eigentlich
die Bedarfe formuliert , diskutiert , doch nicht in der
Öffentlichkeit und nicht in der Verwaltung selbst
transparent ! Allein an der Anmeldung des AFZ für
diesen Flächenbedarf ist die für uns sehr sinnvolle
Geschichte mit dem Bauhof gescheitert.

Zweitens : Einzelne Beispiele , die in der Öffentlich¬
keit bekanntgeworden sind und um die heftig gestrit¬
ten wurde , haben erkennen lassen , daß das Behör-
denraumkonzept keine eigene Logik enthält , son¬
dern im wesentlichen aus dem jeweiligen Tagesge¬
schäft der Politik entstanden ist , und nichts weiter.
Ich nenne hier das Beispiel Hemelinger Straße , das
ganze Hin und Her der Unterbringung der Gesamt¬
schule Mitte , bis das dann endlich gestanden hat , hat
es Monate gedauert , und inzwischen weiß man , daß
man einer Kostensteigerung , wenn man rechtzeitig
ein klares Konzept gehabt hätte , hätte begegnen
können.

Das Statistische Landesamt , Wahlamt , ist schon er¬
wähnt worden . Das ist ja zweifellos ein starkes Stück,
daß da wochenlang die Leute auf Kisten und Kasten
sitzen und der Mietvertrag gekündigt ist , und prak¬
tisch ist nachher sozusagen alles wieder beim alten!
Ich nenne das Beispiel LASL , Landesamt für Schul¬
praxis und Lehrerprüfung . Fünf Leute behausen dort
das Haus sozusagen . Begründet wird , es müssen
Computer angeschafft werden , die dürfen dann noch
darin bleiben . Mir scheint , hier sind Computer wich¬
tiger als Kinder , die hätten da hinein sollen . Ich
hoffe , daß inzwischen eine Lösung gefunden wird
dafür.

Schule Schmidtstraße , das ist überhaupt das hane¬
büchenste Beispiel ! Da ist die Gleichstellungsstelle
hineingekommen , der BUND ist dort mit viel Auf¬
wand etabliert , und was ist jetzt ? Praktisch hat sich
herausgestellt , es gibt mehr Schulkinder , es sind
mehr Schulkinder zu erwarten , der Anspruch , der
schulpolitische Anspruch von Herrn Senator Franke,
Grundschulen im Wohnbereich zu etablieren , heißt
mit anderen Worten : Wir werden uns damit befassen
müssen , daß da alles wieder heraus muß , was das so¬
zusagen mit viel Mühe erst hineingekommen ist.
Dies sind einige Gründe dafür , warum das Behörden-
raumkonzept — und ich gebe der FDP recht , den Na¬
men Konzept verdient es nicht — bislang überhaupt
nicht realisiert worden ist.

Die ständig vom Senat geänderten Ressortzu¬
schnitte haben ein übriges dazu getan , ein für alle
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Betroffene unzumutbares Chaos zu produzieren,
und am allerwenigsten trifft die Schuld die mit der
Durchführung beauftragten Ämter , denn die hätten
längst anfangen können , und die wollen auch anfan¬
gen . Das Behördenraumkonzept ist aus unserer Sicht
ohne Sinn und Verstand , es ist nach wie vor ein Ka¬
russell der Begehrlichkeiten . Die Hardliner setzen
sich durch , Flächen und Räume werden gehandelt,
die betroffenen Menschen scheinen nebensächlich.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Der Unmut unter den Beteiligten ist vorprogram¬
miert beziehungsweise hat sich schon längst einge¬
stellt . Das ist Tagesthema in den Verwaltungen , sich
dieses Chaos sozusagen noch ansehen zu müssen.
Wir GRÜNE sehen im vorgelegten Behördenraum¬
konzept die ursprünglich formulierten Ziele , wie
Zentralisierung zur Steigerung der Effektivität von
Verwaltungshandeln , mehr Bürgernähe und Kosten¬
einsparung durch Entmietung , nicht annähernd rea¬
lisiert . Wir haben eher die Befürchtung , daß auf¬
grund der vorgenannten Zusammenhänge städti¬
sche Mittel verschleudert worden sind.

Ich fasse zusammen : Die Tatsache , daß offenbar
noch diverse Abstimmungen mit dem Personalrat
ausstehen , ist für uns ein weiterer Grund , neben den
eben von mir und von Herrn Jäger und von Herrn
Kudella vorgetragenen Kritikpunkten , insbesondere
was die Kostensituation und die Zeitpunkte betrifft,
das Behördenraumschaos abzulehnen . Dem Antrag
der FDP stimmen wir zu.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der FDP)

Vizepräsident v . d . Schulenburg : Als nächster hat
das Wort Herr Senator Grobecker.

Senator für Finanzen Grobecker : Meine Damen
und Herren ! Auffallend an dieser Debatte ist , daß je¬
der ein Beispiel hat , mit dem er nicht zufrieden ist.
Ich habe auch welche ! Bei dieser Debatte bleibt aber
unberücksichtigt , wieviel abertausende von Qua¬
dratmetern wir umdirigieren müssen , um zu dem
Ziel zu kommen — damit es keine Mißverständnisse
gibt , sonst muß dieser Job von jemand anderem ge¬
macht werden ! — , weniger Mieten zu bezahlen . Das
ist das Ziel dieser Arbeit , keine neuen Mietobjekte
zu bekommen und alte Mietobjekte möglichst abzu¬
stoßen.

Nun gebe ich zu , das hat mich ganz besonders tief
getroffen , daß die wirklich gute Idee , das BBZ — sinn¬
voll für alle Bauämter , die mit Publikumsverkehr zu
tun haben —

(Beifall bei der SPD — Präsident D r .
Klink übernimmt wieder den Vorsitz .)

nicht nutzen zu können , nicht nur , weil es eine alte
Idee von Richard Boljahn , meinem Ziehvater , ist,
sondern weil das vernünftig gewesen wäre!

Aber jetzt , meine Damen und Herren , schön lang¬
sam ! Ich sagte ja , ich habe auch mehrere Beispiele,
die mir nicht passen , also , in dieser Weise kann ich
mitdebattieren.

Jetzt will ich Ihnen zwei bedeutende Gründe , viel¬
leicht auch noch einen dritten , ordentlichen Grund
sagen , weshalb wir dieses ursprüngliche Konzept,
das ja im wesentlichen unkritisiert geblieben ist , ver¬
ändern mußten:

Erster Punkt ist die Erwachsenenschule . Sie kön¬
nen ja die Erwachsenenschule als solche politisch be¬
kämpfen , aber wenn sie denn da ist , muß sie unterge¬
bracht werden , und zwar so untergebracht werden,
daß sie auch erreichbar ist.

(Abg . Jäger [FDP ] : Aber , Herr Senator,
wir haben das nicht bekämpft !)

Zweiter Punkt : Die Sozialen Dienste Süd heißen
deshalb Soziale Dienste Süd , weil sie im Süden arbei¬
ten und deshalb nicht im Norden angesiedelt werden
können.

(Abg . Jäger [FDP] : Und Leibnizplatz ist
Süd?)

Ja , das ist Süd! Kann da jemand nachhelfen in Geo¬
graphie ? Er kommt aus Nord.

Der dritte Punkt , meine Damen und Herren , ganz
ernst zu nehmen und von mir nicht von vornherein
so gesehen , ist , daß wir nicht nur Computer einfüh¬
ren am Arbeitsplatz und deshalb mehr Raum brau¬
chen — anders als geplant , Humanisierung der Ar¬
beitswelt , Vorschriften , in dieser Richtung — , son¬
dern daß sich mehr Mitarbeiter im öffentlichen
Dienst , als ich ganz optimistisch angenommen hatte,
gemeldet haben für das Ausbildungs - und Fortbil¬
dungszentrum . Wir haben einen Massenandrang,
deshalb ist das Konzept mit dem BBZ unter anderem
kaputtgegangen . Wir haben einen Massenandrang
an Mitarbeitern , die sich freiwillig melden , auf diese
Schule zu gehen , um die neuen Techniken zu erler¬
nen und dann in ihrem Beruf weiterzukommen,
einen Massenandrang ! An dieser Stelle müßte ein
Massenbeifall kommen , weil sich so viele Leute da¬
für gemeldet haben!

(Beifall bei der SPD)

Reicht nicht aus ! Ich will damit — jetzt ohne Flachs
— darlegen : Wir sind nicht davon ausgegangen , wir
haben mit dem AFZ klein angefangen , wir glaubten,
wir müßten die Leute noch dahin treiben , stimmt
nicht , sie kommen selbst , weil jeder weiß , wenn ich
mich in dieser Technik nicht umschulen lasse , dann
geht das den Bach hinunter mit meinem Beruf , und
deshalb haben wir Massenandrang , und deshalb kön¬
nen wir da nicht wieder heraus . Es tut mir leid , daß
ich ausgerechnet auch noch der verantwortliche Se¬
nator als Chef der SKP bin.
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(A) Letzter Punkt : Wir haben geglaubt , daß wir bei der
AG „Weser " noch mehr nutzen könnten für den
öffentlichen Bereich . Wir hoffen sehr , daß es uns ge¬
lingt , das Betriebsratsgebäude zu vermarkten . Es ist
aber so , das lag nicht am ehemaligen Betriebsrat , daß
das Betriebsratsgebäude in einem baulichen Zustand
ist , bei dem wir viel Geld hätten ausgeben müssen,
um es wieder herzurichten . Aus diesem Grunde hof¬
fen wir , daß wir jetzt andere finden , die daran Inter¬
esse haben . Die Idee , aus dem Betriebsratsgebäude
der AG „Weser " ein Bürozentrum zu machen für die,
die auf der AG „Weser " arbeiten , verfolgen wir wei¬
ter , aber wir lassen es nicht dabei . Wenn jemand an¬
deres kommt , werden wir dort auch vermieten.

Meine Damen und Herren , ich nehme gern Kritik
entgegen , insbesondere wenn sie einzeln vorgetra¬
gen wird . An dieser Sache hat etwas nicht geklappt,
und die andere Sache hat nicht geklappt . Aber insge¬
samt haben wir ein großes Volumen bewegt . All die
Schulen , die ich in der Antwort vorhin vorgelesen
habe , sind ja umgenutzt worden und zum Teil ver¬
kauft worden . Wir wollen weniger Mieten zahlen,
und wir werden über kurz oder lang , wann immer
wir dazu in der Lage sind , das Ergebnis dieses Kon¬
zeptes darlegen . Es wird ja nicht etwa so sein , daß wir
sagen , so , jetzt sind alle untergebracht , nein , dann
wird es neue Begehrlichkeiten und neue Notwendig¬
keiten geben . Aber insgesamt hoffen wir , daß wir
weniger Mieten zahlen müssen und daß sich das auf
diese Weise auch amortisiert.

(B)
(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr . Klink : Als nächster hat das Wort der
Abgeordnete Klein.

Abg . Klein (CDU) : Herr Präsident , meine sehr ver¬
ehrten Damen , meine Herren ! Ich greife gern das
Wort von Herrn Senator Grobecker auf , daß er gern
Kritik entgegennähme . Ich möchte dieser Aufforde¬
rung entsprechen und mich konzentrieren auf die
Frage der Kostenberechnungen bei der Umsetzung
des sogenannten fortgeschriebenen Behördenraum-
konzepts.

Meine Damen und Herren , ich habe hier eine Vor¬
lage für morgen , Haushaltsausschuß — Kollege Klatt
hat sie auch schon erwähnt — , da heißt es : „Bericht
an den Haushaltsausschuß der Finanzdeputation,
Fortschreibung des Behördenraumkonzeptes "

, ei¬
nen Bericht , den wir , ich weiß nicht , schon seit wie
vielen Monaten verlangt haben im Zusammenhang
mit den Auseinandersetzungen , die soeben geschil¬
dert wurden und die wir in der Regel ja auch einmü¬
tig beendet haben ! Unter anderem wird dann hier
mitgeteilt , daß der Kostenrahmen des fortgeschrie¬
benen Konzepts sich jetzt auf rund 50 Millionen DM
erhöht habe ; früher waren es einmal 38 Millionen
DM.

Ich will jetzt nicht über Inhalte sprechen , sondern
nur über die Frage der Kostenberechnungen . Da
heißt es dann unter a ) bei Grundsanierungs - und

Grundinstandsetzungskosten : „So müssen zum Bei- (C)
spiel elektrische Leitungen , Heizungssysteme , iso¬
lierverglaste Fenster und so weiter eingebaut bezie¬
hungsweise ersetzt werden , sie werden etwa 30 Mil¬
lionen DM betragen .

" Punkt , Ende der Durchsage!
Hier spricht man noch nicht einmal von Kosten¬
schätzungen oder -erwartungen , erst recht nicht von
Kostenberechnungen!

Dann kommt b) Umbaukosten , da heißt es dann:
„Da es sich fast ausschließlich um Verwaltungs¬
nutzung handelt , kämen die aufgewendeten Umbau¬
kosten bei einem denkbaren weiteren Wechsel zum
überwiegenden Teil dem Nachfolgenutzer zugute.
Die Umbaukosten werden etwa 20 Millionen DM be¬
tragen .

" Sie fallen also sozusagen aus dem Text her¬
aus , denn der Text vorher befaßt sich eigentlich mit
etwas ganz anderem.

Im Absatz danach heißt es : „Die genannten Beträ¬
ge " — wahrscheinlich nur die 20 Millionen , denn das
ist der Absatz b) — „beruhen zum Teil auf Kosten¬
schätzungen und Annahmen des Hochbauamtes,
teilweise aber auch auf Erwartungen aufgrund bishe¬
riger Erfahrungen .

" Herr Senator , Ende der Durch¬
sage ! Das muten Sie uns morgen früh zu , ich sage
Ihnen aber jetzt schon meine konstruktive Kritik zu,
weil Sie uns gerade dazu aufforderten.

Wenn das so weitergeht , bekommen wir bei der
Umsetzung dieses Konzepts keinen Boden unter die
Füße . Sie haben das Instrument der Kostenberech¬
nungen nach DIN 276 als Finanzsenator , Sie müssen
dieses Instrument einsetzen , weil es die Haushalts - (D)
Ordnung befiehlt und der Rechnungshof immer wie¬
der darauf hinweist!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Herr Senator , es ist aber nicht nur Ihre rechtliche
Pflicht , dieses Instrument einzusetzen , es entspricht
auch einer praktischen politischen Vernunft , denn
wenn Sie dieses Instrument einsetzen , dann wird
Ihnen so etwas nicht mehr zugemutet , sondern dann
zwingen Sie die Fachressorts , Ihnen wirklich kon¬
krete , zu Ende gedachte Planungen vorzulegen . Ich
würde also an Ihrer Stelle nicht nur wegen der Fi¬
nanzkontrolle und der ordentlichen Finanzwirt¬
schaft DIN 276 anwenden , sondern auch , um die Res¬
sorts zu zwingen , ordentlich zu Ende zu planen und
dann verantwortlich und vernünftig etwas vorzule¬
gen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Es ist mir nicht verständlich , warum das nicht ge¬
schieht ! Der Herr Kollege Jäger hat sich mit uns ge¬
meinsam bemüht , hier Ordnung hineinzubringen,
daß man das auch finanzpolitisch vernünftig handha¬
ben kann , wenn Sie so wollen , fiskalisch . Es ist ja
unsere Pflicht im Haushaltsausschuß . Kaum haben
wir hier die Debatte , bekommen wir eine Vorlage , da
heißt es also wieder , daß die Kostenschätzungen und
Annahmen teilweise an Erwartungen aufgrund bis-
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(A ) heriger Erfahrungen orientiert sind . Und kein Ster¬
benswort von Kostenberechnungen , man hätte ja zu¬
mindest die Geschichte von den 50 Millionen DM,
die einigermaßen zu Ende zu denken ist , da muß es
doch etwas geben , mit Kostenberechnungen unter¬
legen müssen ! Das ist nicht geschehen , und ich
appelliere auch und gerade an die Kolleginnen und
Kollegen der SPD -Fraktion , hier nun wirklich Reme-
dur zu schaffen , denn das ist durch ordentliche Ver¬
besserung administrativen Verhaltens zu erreichen,
auch im Interesse unserer finanzpolitischen Situa¬
tion!

Lassen Sie mich noch abschließend ein Beispiel bil¬
den , damit Sie merken , daß mein Appell wirklich
eine politische Begründung hat ! Vor einigen Tagen
haben wir in den Wirtschaftsförderungsausschüssen
eine Nachbewilligung gehabt einer Investitionsmaß¬
nahme in Bremerhaven , Nachbewilligung von , ich
glaube , 1,6 Millionen DM, Bauinvestition Strand¬
halle . Die Finanzverwaltung war verantwortlich be¬
teiligt und erschien im Kopf der Wirtschaftsförde-
rungsvorlage . Es fehlte bei dieser Kostenerhöhung,
die nicht begründet war im einzelnen , die DIN- 276-
Berechnung . Ich habe darauf hingewiesen . Ich habe
ausdrücklich

(Glocke)

den Vertreter der Finanzverwaltung gebeten , Stel¬
lung zu nehmen.

(B) Präsident Dr . Klink : Meine Damen und Herren , ich
bitte um mehr Aufmerksamkeit!

Abg . Klein (CDU) : Herr Präsident , ich bin mit der
Aufmerksamkeit ganz zufrieden!

(Heiterkeit)

Präsident Dr . Klink : Ob Sie zufrieden sind oder
nicht , interessiert nicht , sondern ob das Präsidium
zufrieden ist ! Das Präsidium war nicht zufrieden!

Abg . Klein (CDU) : Ich hätte beinahe gesagt , Herr
Präsident , sagen Sie mir doch bitte , wo Sie mich
unterbrochen haben , aber -- !

fähige Unterlagen vorzulegen . Herr Finanzsenator , (C)
wenn Sie das in Ihrem Hause dulden — das ist ja nur
ein Beispiel — , dann ist es auch verständlich , daß
man Ihnen Kostenschätzungen zumutet , die sich
orientieren an Erwartungen aufgrund bisheriger Er¬
fahrungen.

Sie sind ein energischer Mann , Sie können hier
energisch auftreten — ich nehme auch das Wort vom
Aufgesetzten zurück , ich wollte Sie da nicht ärgern
— , Sie können sich durchsetzen nach Ihrem äußeren
Eindruck.

(Heiterkeit)

Dann tun Sie es bitte auch , wenn Sie das Recht und
die Sache im Interesse des Haushaltsausschusses auf
Ihrer Seite haben ! — Ich darf mich bedanken!

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Präsident Dr . Klink : Weitere Wortmeldungen lie¬
gen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.
Ich rufe den Antrag der Fraktion der FDP mit der

Drucksachen -Nummer 12/425 auf.
Wer dem Antrag der Fraktion der FDP mit der

Drucksachen -Nummer 12/425 seine Zustimmung
geben möchte , den bitte ich um das Handzeichen!

(D)
(Dafür CDU, DIE GRÜNEN und FDP)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD)

Stimmenthaltungen?
Ich stelle fest , die Bürgerschaft (Landtag ) lehnt den

Antrag ab.
Im übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag ) von

der mündlichen Antwort des Senats auf die Große
Anfrage der Fraktion der FDP , Drucksache 12/453,
Kenntnis.

(Heiterkeit)

Präsident Dr . Klink : Das ist nun wiederum nicht
die Aufgabe des Präsidiums , sondern des Redners!

Abg . Klein (CDU) : Ich wollte Ihnen ein Beispiel
bringen . Ich forderte also die Finanzverwaltung auf,
vertreten durch Herrn Dr . Meyer -Arndt , nun Stel¬
lung zu nehmen , warum hier keine Kostenberech¬
nungen dabei waren . Er schwieg . Ich sagte ihm : Sie
müssen als Präsident des Rechnungshofs alsbals dies
hier kritisieren , denn der Rechnungshof muß ja die
Vorschrift der Haushaltsordnung durchsetzen . Dann
erfuhr ich nach Schluß der Sitzung , daß sich der Ma¬
gistrat in Bremerhaven geweigert habe , prüfungs-

Zehnter Jahresbericht des Landesbeauftragten für
den Datenschutz

vom 31 . März 1988
(Drucksache 12/163)

Wir verbinden hiermit:

Stellungnahme des Senats zum 10. Jahresbericht
des Landesbeauftragten für den Datenschutz

Mitteilung des Senats vom 20 . September 1988
(Drucksache 12/293)

und
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(A ) Bericht und Antrag des Datenschutzausschusses
vom 31 . Januar 1989 zum 10 . Jahresbericht des Lan¬
desbeauftragten für den Datenschutz (Drucksache
12/163 ) und zur Stellungnahme des Senats (Druck¬

sache 12/293 ) vom 20. September 1988
(Drucksache 12/441)

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.
Das Wort hat der Abgeordnete Isola als Bericht¬

erstatter.

Abg . Isola , Berichterstatter : Herr Präsident , meine
sehr geehrten Damen und Herren ! Gestatten Sie mir
zunächst eine Vorbemerkung ! Wir beraten heute
den zehnten Jahresbericht des Landesbeauftragten
für den Datenschutz für das Jahr 1987 . Schon näch¬
ste Woche werden wir den Bericht für das Jahr 1988
erhalten . Der Datenschutzausschuß bedauert diese
Verzögerung , die leider nicht zu vermeiden war,

• weil uns im Ausschuß die Stellungnahme des Senats
erst Ende September letzten Jahres zugegangen ist.
Im Namen des gesamten Ausschusses bitte ich daher

' den Senat nachdrücklich , künftig seine Stellungnah¬
men zum Tätigkeitsbericht des Datenschutzbeauf¬
tragten spätestens innerhalb von drei Monaten dem
parlamentarischen Ausschuß zu übermitteln.

(Beifall bei der SPD)

Wir meinen , daß auch im Hinblick auf das Informa-
1 ' tionsbedürfnis der Öffentlichkeit parlamentarische

Diskussionen über den Datenschutz im Lande Bre¬
men zügig erfolgen müssen . Ich darf aber hinzufü¬
gen , daß Herr Senator Kröning als Datenschutzkom¬
missar des Senats uns inzwischen bereits signalisiert
hat , daß künftig entsprechend verfahren werden
wird.

I Indem wir den zehnten Tätigkeitsbericht des Lan¬
desbeauftragten für den Datenschutz hier behan-

, dein , begehen wir an sich ein kleines Jubiläum . Das
Bremische Datenschutzgesetz trat bekanntlich am
1 . Januar 1978 in Kraft und wurde dann 1987 einer
umfassenden Novellierung unterzogen . Mit dieser
Novellierung zog das Parlament in der vorherigen
Legislaturperiode die entsprechenden Konseguen¬
zen aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts
vom 15 . 12 . 1983 , dem sogenannten Volkszählungs¬
urteil.

Leider wird die Situation im Datenschutz durch ein
Auseinanderdriften von Länderregelungen unter¬
einander und insbesondere im Verhältnis zum Bund
zur Zeit geprägt . Bis heute besteht kein Konsens
über die Umsetzung der Vorgaben , die das Bundes¬
verfassungsgericht zum Recht auf informationelle
Selbstbestimmung festgeschrieben hat . Viele haben
übrigens geglaubt , daß das Bundesverfassungsge¬
richt seine weitreichende Entscheidung von Ende
1983 zumindest teilweise zurücknehmen wird , tat¬
sächlich hat es seine Rechtssprechung konsequent
fortentwickelt.

Nachdem mittlerweile mehr als fünf Jahre seit die - (C)
ser Entscheidung , dem Volkszählungsurteil , vergan¬
gen sind , fehlen auf Bundesebene bis heute legisla¬
tive Entscheidungen im Datenschutzbereich , zum
Beispiel für den Bereich der Tätigkeit der Sicher¬
heitsbehörden , der Strafverfolgungsbehörden und
der Gerichte , eine entsprechende Novellierung des
Bundesdatenschutzgesetzes steht auch noch aus . In¬
zwischen sind die Gerichte offensichtlich nicht mehr
bereit , diesen Zustand länger hinzunehmen . So hat
beispielsweise das Oberlandesgericht Frankfurt in
seinem Beschluß vom 14 . Juli 1988 vom Bundesge¬
setzgeber verlangt , bis zum Ende der laufenden Le¬
gislaturperiode auf Bundesebene , also bis zum Ende
1990 , für die zentralen Namensdateien der Staatsan¬
waltschaften eine ausreichende Rechtsgrundlage zu
schaffen , sonst können diese nicht fortgeführt wer¬
den , ähnliche Beschlüsse gibt es inzwischen auch
von Verwaltungsgerichten in Bayern . Das heißt , wir
sehen uns zunehmend einer Rechtssprechung ge¬
genüber , die deutlich macht , daß für den Bundesge¬
setzgeber die Frist zur Schaffung verfassungskonfor¬
mer Rechtsgrundlagen für die Verarbeitung perso¬
nenbezogener Daten mit Ende dieser Legislatur¬
periode abläuft.

Hiervon betroffen ist aber nicht nur das Bundesda¬
tenschutzgesetz , wie ich schon gesagt habe , sondern
beispielsweise die Strafprozeßordnung , das Gesetz
über das Bundeskriminalamt , das Strafvollzugsge¬
setz , das Jugendgerichtsgesetz , Regelungen über das
Schuldnerverzeichnis und andere Vorschriften der ^
Zivilprozeßordnung , Mitteilungen in Justizangele¬
genheiten , das Ausländerzentralregister , um einige
Beispiele zu nennen , also alles auch Gesetze , mit de¬
nen ja die bremischen Behörden arbeiten müssen.
Eile ist also geboten , wenn Behörden , die vor allem
Bundesrecht ausführen , mangels Rechtsgrundlage
nicht spätestens 1991 ihre Tätigkeiten einstellen
müssen beziehungsweise in ihren Tätigkeiten erheb¬
lich beeinträchtigt werden.

Das Bremische Datenschutzgesetz ist , wie Sie wis¬
sen , nicht nur ein Gesetz zum Schutze von Daten,
sondern ein Gesetz zum Schutze des Bürgers vor Ge¬
fahren im Umgang mit Daten . Das Gesetz schreibt
dem Datenschutz die Aufgabe zu , den gesetzlich kor¬
rekten Umgang mit personenbezogenen Informatio¬
nen sicherzustellen . Vor allem hat das bremische Ge¬
setz ein Leitfunktion für die Fortentwicklung be¬
reichsspezifischer Landesregelungen . Damit wird
eine elementare Grundrechtsposition eines jeden
Bürgers , nämlich die Selbstbestimmung über seine
Daten , in einem demokratischen Staat gesichert.

Das Bremische Datenschutzgesetz erstreckt sich
neben der Verarbeitung personenbezogener Daten
in und aus Dateien auch auf die Verarbeitung perso¬
nenbezogener Daten in oder aus Akten . Das ist lei¬
der nicht überall so , insbesondere nicht so geregelt
im Bundesdatenschutzgesetz , es soll nach dem Ent¬
wurf der Novelle auch künftig nicht so geregelt wer¬
den . Besonders haben wir in unserem bremischen
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(A ) Gesetz die Verarbeitung von Arbeitnehmerdaten
geregelt . Nachem der Senat beschlossen hat , in der
bremischen Verwaltung schrittweise ein integriertes
Bürokommunikationssystem einzuführen , hat der
Senat bereits 1986 mit dem Gesamtpersonalrat
Dienstvereinbarungen im Zusammenhang mit der
Einführung neuer Technologien geschlossen . Ich
möchte in diesem Zusammenhang hervorheben , daß
der Senat die berufliche Weiterbildung im Zusam¬
menhang mit den neuen Technologien in jüngster
Zeit erheblich ausgeweitet hat , was wir als Daten¬
schutzausschuß besonders begrüßen.

(Beifall bei der SPD)

Bremen hat sich in besonderem Maße bemüht,
durch bereichsspezifische Regelungen zum Schutz
personenbezogener Informationen seiner Bürger ge¬
recht zu werden . Ich darf erinnern an das Bremische
Verfassungsschutzgesetz von 1981 , an das Polizei¬
gesetz von 1983 , das Meldegesetz von 1986 , ein¬
schließlich der Verordnung zur Durchführung des
Meldegesetzes , sowie das Gesetz zum Datenschutz
im Schulwesen von 1987 . Erst kürzlich haben wir
hier beschlossen Datenschutzregelungen zum Ha¬
fengesetz , Regelungen , die bislang in diesem Um¬
fang übrigens nur in Bremen getroffen worden sind.
Wir werden gleich im Anschluß daran eine bereichs¬
spezifische Regelung für die bremischen Kranken¬
häuser , so denke ich , beschließen , eine Neufassung

(B ) des Landesstatistikgesetzes ist in Vorbereitung und
wird demnächst auch diesem Parlament vorliegen.

Natürlich ist damit unsere Arbeit auch in Bremen
noch längst nicht getan . In unserem Bericht als Da¬
tenschutzausschuß weisen wir ausdrücklich auf For¬
derungen aus früheren Jahresberichten des Landes¬
beauftragten für den Datenschutz hin , so zum Bei¬
spiel auf die Notwendigkeit von datenschutzrecht¬
lichen Regelungen im Archivgesetz und im Weiter¬
bildungsgesetz . Als besonders dringlich sehen wir
als Ausschuß die Novellierung der Allgemeinen Ver¬
waltungsvorschriften zur Durchführung des Bremi¬
schen Datenschutzgesetzes und der Allgemeinen
Verwaltungsvorschriften für die Durchführung des
Datenschutzes bei der Verarbeitung personenbezo¬
gener Daten von bremischen Bediensteten und Ver¬
sorgungsempfängern an , beide stammen nämlich aus
dem Jahr 1982 und bedürfen der dringenden Überar¬
beitung . Ebenso ist der Erlaß bereichsspezifischer
Verwaltungsvorschriften , soweit noch nicht gesche¬
hen , überfällig . Der Datenschutzausschuß erwartet
daher vom Senat , daß er spätestens bis zur Sommer¬
pause entsprechende Entwürfe erarbeitet , die an¬
schließend mit dem Landesbeauftragten für den Da¬
tenschutz abgestimmt werden können.

Wir weisen außerdem darauf hin , daß am 30 . Sep¬
tember dieses Jahres die zweijährige Übergangsvor¬
schrift abläuft , wonach erstens durch Verwaltungs¬
vorschriften die erforderlichen Maßnahmen zu tref¬
fen sind , um insbesondere den Zugriff Unbefugter
bei der Bearbeitung , der Aufbewahrung , dem Trans¬

port und der Vernichtung von personenbezogenen
Daten in Akten oder nichtautomatisierten Daten zu
verhindern , und zweitens eigenständige Rechts¬
grundlagen für automatische Abrufverfahren ge¬
schaffen werden , soweit dies noch nicht geschehen
ist . Gerade im Hinblick auf die mehr als ärgerlichen
Datenpannen im vergangenen Jahr im Bereich der
Polizei und auch der Justiz , wir haben hierüber ja
diskutiert , müssen wir auf den unverzüglichen Erlaß
dieser nach dem Bremischen Datenschutzgesetz vor¬
gesehene Verwaltungsregelungen bestehen . Wir er¬
warten , daß der Senat dem Ausschuß ebenfalls bis zu
Beginn der Sommerpause hierüber Bericht erstattet.

Hinsichtlich der vom Datenschutzausschuß erfolg¬
ten Beanstandungen verweise ich auf den Ihnen vor¬
liegenden Bericht , der übrigens einstimmig vom Da¬
tenschutzausschuß beschlossen worden ist , nämlich
die Drucksache 12/441 . Abschließend möchte ich
mich im Namen des Ausschusses bei dem Landesbe¬
auftragten für den Datenschutz , Herrn Dr . Bülles¬
bach , und seinen Mitarbeitern für die konstruktive
Mitarbeit bedanken.

(Beifall bei der SPD , bei der CDU und bei
den GRÜNEN)

Ich möchte hervorheben , daß der Datenschutzbe¬
auftragte in Bremen nicht nur eine bloße Kontrolltä¬
tigkeit ausübt , sondern darüber hinaus auch senato¬
rische Behörden und nachgeordnete Dienststellen,
aber auch nichtöffentliche Stellen engagiert und
sachkundig berät . Ohne dieses Engagement des Da¬
tenschutzbeauftragten und seiner Mitarbeiter hät¬
ten wir in Bremen nicht einen Datenschutzstandard,
auf den wir trotz aller Pannen und Mängel stolz sein
können . — Ich danke Ihnen!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr . Klink : Ich danke dem Berichterstat¬
ter des Datenschutzausschusses für seinen Bericht.

Ich gebe nun als nächstes das Wort dem Abgeord¬
neten Dr . Pawlik.

Abg . Dr . Pawlik (CDU) : Herr Präsident , meine Da¬
men und Herren ! Es kommt schon selten vor , daß ich
mit Ausführungen von Herrn Isola übereinstimme,
heute kann ich das zumindest für seine einleitende
Bemerkung geltend machen!

(Abg . Fluß [SPD ] : Meine Damen und Her¬
ren ! — Heiterkeit)

In dieser Höflichkeitsanrede stimme ich sogar immer
mit ihm überein , aber auch in einem weitergehenden
Punkt , auf den ich jetzt noch im näheren eingehen
möchte.

Es ist ja in der Tat , meine Damen und Herren,
schon bemerkenswert , daß wir heute in der Bremi¬
schen Bürgerschaft den zehnten Datenschutzbericht
für das Jahr 1987 behandeln , in der April -Sitzung
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1989 , zu einem Zeitpunkt , zu dem bereits der elfte
Datenschutzbericht , der für 1988 , hätte vorgelegt
sein können und der eigentlich nur ein bißchen ge¬
schoben wurde , damit wir heute vorher noch den
zehnten debattieren können . Meine Damen und Her¬
ren , der zeitliche Grund für diese Verzögerung , die
ja nun wesentlich zur Aktualität unserer Debatte
beiträgt , wie man sarkastisch bemerken muß , liegt
darin , daß der Senat sage und schreibe fast sechs Mo¬
nate gebraucht hat , um seine Stellungnahme zum
Jahresbericht des Datenschutzbeauftragten abzuge¬
ben . Wir , die CDU-Fraktion , meinen , daß mit diesen
Verzögerungen Schluß sein muß!

(Beifall bei der CDU)

Die Stellungnahme des Senats als Grundlage für
die Diskussion im Datenschutzausschuß und hier im
Parlament muß zügig vorgelegt werden . Wir sind da¬
her zufrieden , daß der Datenschutzausschuß auf un¬
seren Vorschlag , unsere Anregung hin in seinen Be¬
richt ausdrücklich die Forderung an den Senat aufge¬
nommen hat , dieser möge seine Stellungnahme in
Zukunft binnen drei Monaten abgeben . Meine Da¬
men und Herren , diese Forderung , nicht nur Bitte,
wie Herr Isola es dargestellt hat , diese Forderung des
Datenschutzausschusses ist einstimmig erhoben
worden , und wir gehen daher davon aus , daß sie
auch die Bürgerschaft heute übernimmt . Wir wollen
weiter hoffen , daß sich der Senat dann zukünftig
auch daran hält.

Die häufig zögerliche Behandlung von daten¬
schutzrechtlichen Forderungen durch den Senat läßt
sich auch damit belegen , daß der Ausschuß bereits
zum achten Jahresbericht , heute diskutieren wir den
zehnten , ein Datenschutzkonzept für die Anwen¬
dung von Personalcomputern verlangt hat . Ein sol¬
ches Konzept liegt bis heute nicht vor , und der Aus¬
schuß setzt jetzt eine Frist zur Vorlage des Daten¬
schutz -PC-Konzepts bis zum 30 . Juni dieses Jahres.
Jetzt sind wir schon im April ! Auch hier können wir
wohl davon ausgehen , daß die Bürgerschaft diese
Forderung übernimmt.

Die Liste der Versäumnisse des Senats ist noch län¬
ger ! Der Datenschutzausschuß konstatiert ja nicht
nur die Nichteinhaltung einer Frist , sondern sogar
einen Gesetzesverstoß im Zusammenhang mit dem
Meldegesetz und mißbilligt ausdrücklich das Verhal¬
ten des Senats , der das Verfahren der automatisch
geführten Melderegister immer noch nicht den Vor¬
schriften des Meldegesetzes angepaßt hat . Herr Isola
wies darauf hin , die Übergangsfrist ist bereits am 31.
Dezember 1987 abgelaufen . Hier bestand wieder die
Notwendigkeit einer Fristsetzung durch den Aus¬
schuß , und diese Frist soll nun endgültig ablaufen
zum 1 . Januar 1990.

Meine Damen und Herren , im Datenschutzaus¬
schußbericht heißt es : „Der Datenschutz in Bremen
ist im wesentlichen gewährleistet "

, ich wiederhole ,
„im wesentlichen gewährleistet " ! Wir halten diese
Aussage inhaltlich für eine Selbstverständlichkeit,

denn es wäre doch schlimm , wenn in einem Land der
Bundesrepublik der Datenschutz nicht einmal im we¬
sentlichen gewährleistet wäre . Doch hat meine Auf¬
zählung von Versäumnissen des Senats auf dem Ge¬
biet des Datenschutzes nur aus dem zehnten Jahres¬
bericht gezeigt , daß es maßgebliche Punkte gibt , wo
nach wie vor Mängel bestehen , und zwar eben Män¬
gel in der Vergangenheit , die längst hätten beseitigt
werden können.

Der Ausschuß fährt ja auch nach seiner Aussage,
der Datenschutz sei im wesentlichen gewährleistet,
fort , „dennoch habe es gerade in letzter Zeit ver¬
schiedene Verstöße gegen ihn gegeben "

. Damit sind
unter anderem die Funde von polizeilichen Akten in
Containern und auf Dachböden gemeint , die im letz¬
ten Jahr vorgekommen sind , Verstöße , die ja bereits
Gegenstand einer Aktuellen Stunde waren , die von
uns beantragt wurde , und wahrscheinlich auch im
elften Jahresbericht erwähnt werden . Kürzlich gab
es den Vorfall , meine Damen und Herren , mit der
Konfettikanone , die lesbare Teile von Schriftstücken
aus dem Bereich des Amtsgerichts verstreute.

Bei all diesen Vorfällen , meine Damen und Herren,
handelt es sich um Mängel bei der datenschutzge¬
rechten Vernichtung nicht mehr gebrauchter Ak¬
ten , und zu Recht weist der Ausschuß darauf hin , daß
geeignete Ausführungsbestimmungen und Dienst¬
anweisungen zur Anwendung der Datenschutzgeset¬
ze fehlen , vor allem die notwendigen technischen
Einrichtungen . Wir meinen damit insbesondere Ak¬
tenvernichter und Shredder , und insoweit verweise
ich auf unseren CDU-Antrag anläßlich der Aktuellen
Stunde.

Weiter hat der Datenschutzausschuß den Senat
ausdrücklich auf das Fehlen von Verwaltungsvor¬
schriften für das Bremische Datenschutzgesetz so¬
wie das Fehlen spezifischer Ausführungsbestimmun¬
gen als Hilfe , als Handreichung für die Mitarbeiter
der öffentlichen Verwaltung hingewiesen . Auch
hier läuft wieder eine Frist am 30 . September dieses
Jahres ab . Wir , meine Damen und Herren , melden
aufgrund der von mir zitierten Erfahrungen Zweifel
an , ob der Senat nun wenigstens diese Frist einhält.
Die besondere Bedeutung dieser Bestimmungen wird
erhellt durch eine Bemerkung des Amtsgerichtsprä¬
sidenten im Zusammenhang mit dem Vorfall Konfet¬
tikanone ! Er hat gesagt , die Mitarbeiter hätten sich
nichts bei ihrem sorglosen Umgang mit dem Daten¬
müll gedacht . Das ist genau das Problem!

Meine Damen und Herren , die Versäumung und
Nichteinhaltung von Fristen und Terminen im Zu¬
sammenhang mit dem Datenschutz durch den Senat
zeigt , welchen Stellenwert er diesem Bereich fak¬
tisch beimißt . Die CDU-Fraktion erwartet vom Senat,
daß er die Bedeutung des Datenschutzes nicht nur
verbal hervorhebt , sondern auch entsprechend han¬
delt.

(Beifall bei der CDU)
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Zu Anfang des Berichts des Datenschutzausschus¬
ses ist festgestellt worden , daß die Bürgerschaft be¬
reits ein Gesetz zum Datenschutz im Schulwesen
verabschiedet habe und gegenwärtig ein Gesetzent¬
wurf über den Datenschutz im Krankenhauswesen
vorliege . Das trifft zu , meine Damen und Herren , und
ich möchte an dieser Stelle zusätzlich ausdrücklich
festhalten , daß die CDU-Fraktion bezüglich dieser
beiden Gesetze Vorreiter in diesem Hause gewesen
ist . Ich möchte mich ausdrücklich bei meiner Kolle¬
gin Karin Stieringer für ihren Einsatz und ihr Enga¬
gement beim Zustandekommen dieses Gesetzes be¬
ziehungsweise Gesetzentwurfs bedanken.

(Beifall bei der CDU)

Darum wird unsere Kollegin Stieringer auch zum
Krankenhausdatenschutzgesetz noch Stellung neh¬
men.

Einige Bemerkungen zum Schluß ! Meine Damen
und Herren , Datenschutz steht immer in einem Span¬
nungsverhältnis , das man ganz kurz wie folgt um¬
schreiben kann : auf der einen Seite der Anspruch
des Bürgers auf Schutz seiner persönlichen Daten
vor einer mißbräuchlichen Nutzung , der Sicherung
seines Rechts auf informationelle Selbstbestimmung,
auf der anderen Seite aber auch der Anspruch des
Bürgers auf Schutz vor Kriminalität und Gewalt,
Sicherung seines Rechts auf körperliche Unversehrt¬
heit , auf Sicherung seines Eigentums und auch der
Anspruch des Bürgers auf eine kompetente , effizien¬
te Verwaltung ! Beide Seiten des Datenschutzes sind
Ausfluß des Persönlichkeitsrechts.

Datenschutz , und das möchte ich ausdrücklich für
die CDU-Fraktion feststellen , sollte etwas mehr in
diesem Gesamtzusammenhang gesehen werden , als
das bislang geschieht . Wir meinen , daß das auch für
den Datenschutzbeauftragten gilt , zu dessen Auf¬
gaben es unserer Ansicht nach gehört , dieses Span¬
nungsverhältnis deutlich zu machen und zu einer
Gesamtabwägung zu kommen.

(Beifall bei der CDU)

Datenschutz ist ja kein Selbstzweck , sondern muß
immer zum Nutzen des Bürgers sein und sich nicht in
sein Gegenteil verkehren . Das Recht auf informatio¬
nelle Selbstbestimmung , Datenschutz darf nicht als
eine Art überrecht angesehen werden , das absolu¬
ten Vorrang vor allen anderen Rechten besitzt . Das
würde auch nicht dem Urteil des Bundesverfassungs¬
gerichts zum informationellen Selbstbestimmungs¬
recht entsprechen . Die CDU-Fraktion wird sich dafür
einsetzen , daß der Datenschutz gewahrt ist , dabei
aber eine Erfüllung der staatlichen Aufgaben im In¬
teresse des Bürgers in vernünftiger Weise möglich
bleibt.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Dr . Klink : Als nächster hat das Wort der
Abgeordnete Thomas.

Abg . Thomas (DIE GRÜNEN ) : Herr Präsident,
meine Damen und Herren ! Diese Debatte heute hier
ist eigentlich ein ziemliches Armutszeugnis für den
Landtag . Warum?

(Abg . G a s s d o r f [CDU] : Bisher ! Sie kom¬
men doch noch !)

Nein , daran kann ich auch nichts mehr ändern ! Und
zwar deswegen ein Armutszeugnis , weil wir heute
hier über einen Bericht diskutieren sollen , der über
ein Jahr alt ist ! Die Verantwortung für den größten
Teil dieser Verzögerung oder überhaupt für diese
Verzögerung , das haben meine Kollegen vor mir
schon gesagt , trägt der Senat.

Mir fällt es schwer , hier noch Bitten an den Senat
auszuteilen , sondern ich bin der Meinung , daß das
Parlament und vor allen Dingen auch der Daten¬
schutzausschuß darüber nachdenken müssen , ob
dieses ganze Verfahren , wie wir es praktizieren,
überhaupt noch sinnvoll ist , denn worum geht es bei
dem Datenschutzbericht ? Bei dem Datenschutzbe¬
richt geht es natürlich um das , was der Datenschutz¬
beauftragte dem Parlament mitzuteilen hat . Er ist ja
das Kontrollorgan der senatorischen Politik , und es
muß ein großes Interesse im Parlament bestehen,
von dieser Kontrolle zu erfahren und darüber zu
sprechen.

(Abg . Dr . P a w 1 i k [CDU] : Kein einziger
Senator da !)

Ein Senator ist sowieso nicht da , das ist klar , Herr
Mayer -Schwinkendorf ist da für die Vertretung des
Justizsenators . Es geht aber nicht nur um Senator
Kröning , sondern es geht ja um den Senat . Der Da¬
tenschutz betrifft ja die verschiedensten senatori¬
schen Dienststellen , das wissen wir alle.

Ich muß sagen , für mich stellt sich die Frage , ob es
dann nicht sinnvoller ist , wenn der Bericht vorliegt,
daß wir dann hier auf der Grundlage des Berichts des
Datenschutzbeauftragten die Debatte führen und
dieses aktuelle Thema aufgreifen und uns dann über¬
legen , ob wir zu einem späteren Zeitpunkt noch ein¬
mal darüber sprechen müssen , nachdem die Arbeit
des Datenschutzausschusses abgeschlossen ist , die
natürlich nach wie vor wichtig ist . Das will ich beto¬
nen , diese Arbeit ist wichtig und ist auch geleistet
worden . Ich will dem Senat , der nicht anwesend ist,
aber vielleicht über Herrn Mayer -Schwinkendorf in¬
formiert werden kann -- .

(Abg . Jäger [FDP] : Aber im Geist da ! —
Glocke)

Präsident Dr . Klink : Herr Senator Kröning hat sich
ausdrücklich entschuldigt und mir mitgeteilt , daß in
seiner Vertretung Herr Senatsdirektor Mayer -Schwin¬
kendorf anwesend sei.

Abg . Thomas (DIE GRÜNEN ) : Ja , das freut mich ja
auch , aber ich rede ja über den Gesamtsenat , es



Bremische Bürgerschaft (Landtag ) — 12 . Wahlperiode — 39 . Sitzung am 20 . 4 . 89 2545

könnten ja noch ein paar mehr hier sein ! Ich habe
mir , meine Damen und Herren von der SPD -Fraktion,
von Ihren Genossen aus Bonn den Gesetzentwurf
zum Datenschutzgesetz einmal schicken lassen , und
ich lese dort mit -- .

(Abg . Jäger [FDP] : Nicht von der eigenen
Fraktion ?)

Den hätte ich mir auch schicken lassen können , aber
mir geht es ja gerade darum , Herr Jäger , Sie brau¬
chen mich jetzt nicht falsch zu interpretieren oder
bewußt falsch zu verstehen -- .

(Abg . Neujahr [FDP] : Er fragt doch nur !)

Das war eine unterschwellige Bemerkung , nicht nur
eine Frage , das weiß ich ! Mir geht es darum , die So¬
zialdemokraten natürlich in der Regierung zu mes¬
sen an dem , was Sie als Opposition immer sagen und
in der Regierung nie umsetzen . Darum geht es ja
genau!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Darum geht es , deswegen nehme ich mir dies einmal
hier vor ! Hier heißt es : „Die jährliche Vorlage der
Berichte und die parlamentarische Diskussion dar¬
über sind ein wichtiger Beitrag , den Stellenwert des
Datenschutzes auch im Bewußtsein einer breiten
Öffentlichkeit zu verankern .

"

Ich habe den Eindruck , man kann diesem Satz nur
zustimmen , ich habe aber auch den Eindruck , daß die
Öffentlichkeit schon mehr Datenschutzbewußtsein
hat ganz offensichtlich als der Senat , sonst würde er
nicht so lange brauchen . Das ist nämlich das Pro¬
blem , und wie gesagt , deswegen ist für die Fraktion
DIE GRÜNEN klar , daß es das letzte Mal ist , daß wir
diesem Verfahren zustimmen , erst Beratung im Da¬
tenschutzausschuß . Sollte das wieder so lange dau¬
ern , sind wir der Meinung , daß wir das Gesamtver¬
fahren , und ich weiß , daß es in den anderen Opposi¬
tionsfraktionen ähnlich diskutiert wurde , ändern
müssen , um uns hier nicht verarschen zu lassen.

(Abg . Frau U h 1 [SPD ] : Herr Präsident !)

Meine Damen und Herren , ich möchte eigentlich
den Punkt -- . Ja , mich ärgert das , und dann sage
ich das auch so offen!

(Glocke)

Präsident Dr . Klink : Wir haben das nicht verstan¬
den!

Abg . Thomas piE GRÜNEN) : Ich möchte einen
Punkt ansprechen , der mir wichtig ist , wo es dem Da¬
tenschutzausschuß auch gelungen ist gegenüber
dem Senat , etwas zu verändern , und zwar ist der Be¬
auftragte für den Datenschutz nicht einbezogen

worden , als es darum ging , schon Systementschei¬
dungen zu treffen . Da fängt aber schon der Daten¬
schutz an , bei der Entscheidung , welches System soll
genommen werden , und nicht dann erst , wenn es in¬
stalliert wird , wenn Daten gesammelt werden und
wenn überprüft wird . Es ist in der Beratung dann
dem Ausschuß gelungen , daß der Datenschutzbeauf¬
tragte frühzeitig beteiligt wird.

Auch hier , muß ich sagen , habe ich mit Interesse,
meine Damen und Herren von der SPD -Fraktion , ge¬
lesen , was Sie in der Opposition an Positionen vertre¬
ten und was dann Ihre Regierung meistens nicht um¬
setzen will . Dort heißt es nämlich interessanter¬
weise , „es gilt also , schon bei der Planung den Daten¬
schutzbeauftragten zu unterrichten "

, das wird vor¬
geschlagen von der SPD -Fraktion in Bonn , und zwar
heißt es hier:

„Darüber hinaus wird durch die Einfügung des
neuen Absatzes 3 die stärkere Beachtung des Daten¬
schutzes schon bei der Planung neuer Informations¬
und Kommunikationstechnologien sichergestellt.
Dies ermöglicht eine rechtzeitige Beratung und Ein¬
flußnahme auf die datenschutzgerechte Ausgestal¬
tung solcher Technologien . Eine solche Vorverlage¬
rung des Datenschutzes kann ein wichtiger Beitrag
sein , Fehlentwicklungen zu vermeiden und die wün¬
schenswerte Transparenz öffentlicher Planungen in
diesem Bereich zu erhöhen .

"

(Abg . G a s s d o r f [CDU] : Hört , hört !)

Man sieht in der Tat , das wird auf dem Papier ge¬
schrieben ; wenn es in der Regierung durchgesetzt
werden soll , ist es sehr , sehr schwer ! Aber ich freue
mich , daß es dem Ausschuß gelungen ist , in einem
zähen Prozeß diese Position in Bremen jetzt auch
durchzusetzen.

Eine letzte Bemerkung ! Meine Damen und Herren,
ich denke , daß die möglichst frühzeitige Beratung
über den Bericht des Datenschutzbeauftragten auch
etwas damit zu tun hat , welche Beachtung man die¬
ser Behörde und ihrer Arbeit zukommen läßt . Auch
das spiegelt das meiner Meinung nach wider , und da
ist es schon eigenartig , daß diese Behörde , die sehr
zuverlässig arbeitet , ihren nächsten Bericht fertig
hat und ihn nicht vorlegen kann , quasi weil wir
durch die Behinderungspraxis des Senats noch nicht
diesen Bericht hier diskutieren konnten . Das ist im
Grunde ein unmöglicher Zustand!

Dafür trägt der Datenschutzbeauftragte in keinster
Weise die Verantwortung , und man muß darauf in
der Tat auch noch einmal im Ausschuß zurückkom¬
men . Ich habe das jetzt erst erfahren , daß der Bericht
schon längst fertig ist , daß das Datum vom 31 . März
eingehalten wurde . Ich finde das einen unmöglichen
Zustand , das ist eine Mißachtung des Parlaments
letztendlich , was der Senat praktiziert hat , und das
ist das Problem , was dahintersteckt , daß ganz offen¬
sichtlich Kontrolle hier in Bremen nicht gewünscht
wird.

(Abg . H o y e r [SPD ] : Ach was !)
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(A ) Denn anders ist das nicht zu verstehen ! Da bin ich
auch nicht bereit , trotz aller völlig richtigen Diskus¬
sionen , auch mit dem , was in Bonn passiert , Kollege
Isola , diese bremische problematische Situation hier
nicht ganz , ganz deutlich anzusprechen . Das ist
unser Bremer Problem hier , und das ist auch mit kei¬
nem Problem in Bonn aufzuwiegen!

Diese Haltung zum Datenschutzbeauftragten muß
meiner Meinung nach weiter verbessert werden.
Deswegen wird die Fraktion DIE GRÜNEN dem¬
nächst eine Initiative ergreifen zur Veränderung des
Datenschutzgesetzes , daß der Datenschutzbeauf¬
tragte hier im Parlament auch Rederecht bekommt.
Wir haben das schon mehrmals gefordert . Wir sind
der Meinung , daß es dem Parlament guttut , daß es
für den Senat auch ganz wichtig ist , wenn dieses
Kontrollorgan auch hier im Parlament seinen eige¬
nen Bericht uns noch einmal erläutern kann an be¬
stimmten Kernpunkten.

Das trägt dazu bei , daß der Datenschutz in der
Öffentlichkeit mehr Gewicht hat . Das trägt dazu bei,
daß das Parlament wirklich sich dieses Themas an¬
nimmt und der Senat begreift , daß diese Kontrolle
ein Kernbestand einer Demokratie ist und er in Zu¬
kunft sich dieser Kontrolle verstärkt unterwerfen
muß und deswegen die Datenschutzbehörde auch
anders behandelt werden muß , daß damit zusammen¬
hängt die Ausstattung , das Ernstnehmen dieser Be¬
hörde , dieses Kontrollorgans . Dafür werden wir uns
in Zukunft verstärkt einsetzen.

(B)
(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsident Dr . Klink : Als nächster hat das Wort der
Abgeordnete Neujahr.

Abg . Neujahr (FDP) : Herr Präsident , meine Damen
und Herren ! Wir debattieren , darauf ist hingewiesen
worden , mit über einjähriger Verspätung den zehn¬
ten Jahresbericht , einen Jahresbericht , der sehr de¬
taillierte Darstellungen und Untersuchungen ent¬
hält , für die man den Mitarbeitern nur danken kann.
Ich möchte zur Verdeutlichung noch einiges sagen,
was bei der Kritik an den Senat bisher nicht genannt
worden ist . Es ist ja nicht nur so , daß der Senat seinen
Bericht verzögert hat , es ist vielmehr so , daß er zwei¬
mal einen Termin zugesagt hat , an dem er seinen Be¬
richt vorlegen wollte , und zweimal diese Terminzu¬
sage gebrochen hat!

(Beifall bei der FDP und bei den GRÜNEN -
Abg . Thomas [DIE GRÜNEN] : So ist es !)

Meine Damen und Herren , dieser Bericht des Se¬
nats , Sie können ihn vergleichen mit dem Bericht des
Ausschusses , ist , ich will das Wort schluderig nicht
wiederholen , ablenkend , ausweichend . Ich will dies
an zwei markanten Beispielen verdeutlichen , die
hier nach meiner Auffassung nur unvollkommen be¬
tont worden sind . Sie können das im Vergleich zwi¬
schen dem einstimmig beschlossenen Bericht des

Ausschusses , dessen Arbeit ich persönlich , das (C)
möchte ich auch einmal betonen , als sehr objektiv
und sehr sachgerecht empfand , daher wohl auch die
Einstimmigkeit in der Beschlußlage , und dem des Se¬
nats selbst analysieren.

Der Landesbeauftragte betont in seinem Bericht
unter 5 . 5 . 1 „Integrierte Bürokommunikation "

: „Die
Senatskommission für das Personalwesen wurde da¬
mit beauftragt , über das Rechenzentrum der bremi¬
schen Verwaltung eine Ausschreibung für einzuset¬
zende PC zu veranlassen . Diese Ausschreibung soll¬
te nach Testinstallationen eine Systemauswahl nach
sich ziehen und letztlich eine Systementscheidung
für ein bestimmtes PC -System bringen .

"

Paragraph 27 des Bremischen Datenschutzgeset¬
zes sagt , daß der Landesbeauftragte zu den Auswir¬
kungen des Einsatzes neuer Informationstechniken
auf den Datenschutz Stellung nehmen soll und über
Planungen zum Aufbau automatisierter Informa¬
tionssysteme rechtzeitig zu unterrichten sei , sofern
in den Systemen personenbezogene Daten bearbei¬
tet werden sollen.

Der Landesbeauftragte betonte nun im Ausschuß
ausdrücklich , daß er an der Systemauswahl nicht be¬
teiligt wurde , und er betonte auch , daß er mehrfach
diese Beteiligung angemahnt habe , dieser Mahnung
aber nicht Rechnung getragen wurde . Der Ausschuß
stellt dies auch in seinem Bericht so fest.

Meine Damen und Herren , dazu noch eine Bemer-
kung in gleichem Zusammenhang : Die FDP hat mit * '
Datum des 14 . 4 . 1988 eine genau entsprechende
Kleine Anfrage an den Senat gestellt und erhielt die
folgende Antwort : „Die Einbeziehung des Landesbe¬
auftragten für den Datenschutz in diesem Entschei-
dungsprozeß war nicht geboten "

, entgegen der Fest¬
stellung im Ausschuß!

Zweiter Fall : Entgegen Paragraph 38 Absatz 4 des
Bremischen Meldegesetzes ist das Verfahren der au¬
tomatisiert geführten Melderegister noch nicht den
Anforderungen des Meldegesetzes angepaßt wor¬
den , obwohl die im Mediengesetz hierfür vorgegebe¬
ne Übergangsfrist bereits Ende 1987 abgelaufen ist.
Der Ausschuß mißbilligt einstimmig diesen Geset¬
zesverstoß . Herr Dr . Pawlik hatte bereits darauf hin¬
gewiesen.

Der Landesbeauftragte hat im Ausschuß mehrfach
betont , daß es sich hier um eine Ordnungswidrigkeit
handele , die er auf keinen Fall hinnehmen werde,
daß er deshalb überlege , ob ein Bußgeldverfahren
gegen den Senat einzuleiten sei , und daß er außer¬
dem wegen der Schwere dieser Verstöße den Daten¬
schutzausschuß unterrichten werde . Dies ist ge¬
schehen.

Wir haben dann im Ausschuß am 23 . 9 . 1988 eine
Überprüfung gefordert , wer denn eigentlich für die¬
se ganze Angelegenheit zuständig sei . Damals wurde
der Senator für Justiz und Verfassung um einen Ver¬
fahrensvorschlag gebeten . Erst am 8 . 2 . dieses Jah¬
res ist dann festgestellt worden , daß für diese Ord-



Bremische Bürgerschaft (Landtag ) — 12 . Wahlperiode — 39 . Sitzung am 20 . 4 . 89 2547

(A ) nungswidrigkeit der Senator für Justiz und Verfas¬
sung zuständig sei . Damit haben wir zwar erfahren,
wer zuständig ist , aber wie nun diese Ordnungswid¬
rigkeit zu behandeln sei , ist aus dieser Vorlage nicht
zu entnehmen.

Meine Damen und Herren , ich habe den Bericht
des Senats als ausweichend und ablenkend qualifi¬
ziert . Ich denke , daß diese Beispiele das Urteil recht¬
fertigen.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Dr . Klink : Als nächster hat das Wort
Herr Senatsdirektor Mayer -Schwinkendorf.

Senatsdirektor Mayer -Schwinkendorf : Meine
sehr verehrten Damen und Herren ! Ich möchte es
auch sehr kurz machen , weil ich erstens weiß , daß
dies eine Thematik ist , die , weil der Datenschutzaus¬
schuß dafür als parlamentarischer Ausschuß zustän¬
dig ist , als ein originäres parlamentarisches Recht
hier diskutiert wird , nämlich das der Kontrolle , und
daß sich deswegen eigentlich die Antwort des Senats
schon ergibt aus dem , was schriftlich vorgelegt wor¬
den ist , aus dem Bericht des Senats nämlich.

Trotzdem meine ich , daß der Anlaß , zehnter Jah¬
resbericht , es doch wert ist , auch aus der Sicht des
Senats ganz kurz etwas Würdigendes dazu zu sagen.
Ich nehme in Vertretung für Herrn Senator Kröning,
das möchte ich ganz deutlich sagen , der einen ande-

' ' ren Termin für Bremen wahrnimmt , also nicht
irgendwo heute abwesend ist , weil er hier diesem
Hohen Hause nicht die Ehre geben will , mit Genug¬
tuung Kenntnis von der Feststellung des Daten¬
schutzausschusses , daß der Datenschutz in Bremen
im wesentlichen gewährleistet ist.

Ich interpretiere das nicht so , wie es vorher inter¬
pretiert worden ist — ich glaube , von Ihnen , Herr
Pawlik — , daß damit offene Flanken zugegeben wer¬
den , sondern ich meine , daß , wenn der Bedeutung
der Wendung folgend „im wesentlichen " geschrie¬
ben wird , doch schon das Wesen der Sache gemeint
ist und wir uns insofern alle , auf hervorragende Ge¬
setze gestützt , auch auf eine hervorragende Arbeit
des zur Ausführung und zur Kontrolle dieser Geset¬
ze eingesetzten Behörden verlassen können.

Ich will das doch sehr deutlich machen ! Selbst
wenn an dem einen oder anderen Punkt des Berichts
Versäumnisse aufgezeigt werden , ich kann versi¬
chern , die Sensibilität auch im Bereich des Senats
und der nachgeordneten Behörden nimmt zu . Das ist
auch kein Wunder , das Thema insgesamt ist uns ja al¬
len zugewachsen und hat sich auch in unserem eige¬
nen Denken entwickelt . Die Ausführungsbestim¬
mungen und die Dienstanweisung sind in Arbeit . Das
ist von Herrn Isola gesagt worden.

Sowohl der Entwurf der Verwaltungsvorschriften
als auch ein Datenschutzkonzept für die Anwendung
von PC liegen bereits vor . Sie werden zur Zeit zwi¬
schen den Ressorts abgestimmt und mit dem Landes¬

beauftragten für den Datenschutz erörtert und auch (C)
mit ihm abgestimmt . Auch die übrigen angesproche¬
nen Gesetze , die den bereichsspezifischen Daten¬
schutz betreffen , befinden sich in Arbeit , in den Be¬
reichen Schulen , Krankenhäuser , Archiven ; über
Krankenhäuser wird noch gesprochen werden.

Ich will den Debattenverlauf aber doch zum Anlaß
nehmen , zu einigen Stichworten , die gefallen sind,
etwas zu sagen : Einmal , natürlich gibt es auf Bundes¬
ebene keinen Konsens und entsprechend auch in
den Ländern nicht über die Art der Ausgestaltung
und der Interpretation des Volkszählungsurteils.
Man bemüht sich auf Bundesebene in den Sicher¬
heitsbereichen sehr deutlich darum , Regelungen zu
finden , und ich kann Ihnen , Herr Dr . Pawlik , da ganz
schlicht nur entgegenhalten : Wenn ich das Bundes¬
kriminalamtsgesetz oder das Bundesgesetz über den
Verfassungsschutz oder das Gesetz über den Bundes¬
nachrichtendienst im Entwurf richtig lese,

(Abg . Dr . Pawlik [CDU] : Reines Ab¬
lenkungsmanöver !)

dann stehen darin Formulierungen , die sagen : Der
Bundesverfassungsschutz darf , das Bundeskriminal¬
amt darf , die Behörden dürfen ! Aber es sind nicht die
Schranken ihrer Tätigkeit beschrieben . Ich will aber
das auch hier nicht in den Vordergrund stellen , son¬
dern schlicht darauf verweisen , daß wir darauf ange¬
wiesen sind , in einigen Bereichen den Übergangs¬
bonus in Anspruch zu nehmen . (D)

Ich habe am Schluß — auf die anderen Punkte
möchte ich aus Zeitgründen nicht mehr eingehen —
darauf hinzuweisen , daß selbstverständlich das Ver¬
fahren zur Erarbeitung der Stellungnahme des Se¬
nats zu dem jetzt einzubringenden Bericht des Da¬
tenschutzbeauftragten Nummer 11 straffer organi¬
siert werden muß , daß das von der Behörde geleistet
werden wird ; und ich glaube , es ist zugesagt . Herr
Isola hat das im Namen von Herrn Senator Kröning
schon erklärt , ich will das wiederholen , es ist zuge¬
sagt , daß die Stellungnahme des Senats zum näch¬
sten Bericht sehr viel zügiger erarbeitet wird und
sehr viel schneller vorgelegt werden wird , als es bei
dem letzten Bericht der Fall gewesen ist ! — Danke
schön!

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr . Klink : Weitere Wortmeldungen lie¬
gen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.
Ich rufe den Antrag des Datenschutzauschusses,

Drucksache 12/441 , unter Tagesordnungspunkt 16
auf.

Wer dem Antrag des Datenschutzausschusses mit
der Drucksachen -Nummer 12/441 seine Zustim¬
mung geben möchte , den bitte ich um das Hand¬
zeichen!
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(A ) Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?
Ich stelle fest , die Bürgerschaft (Landtag ) stimmt

dem Antrag zu.

(Einstimmig)

Im übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag ) vom
Zehnten Jahresbericht des Landesbeauftragten für
den Datenschutz sowie von der Mitteilung des Se¬
nats , Drucksache 12/293 , und vom Bericht des Da¬
tenschutzausschusses , Drucksache 12/441 , Kennt¬
nis.

Bremisches Krankenhausdatenschutzgesetz
Mitteilung des Senats vom 18 . Oktober 1988

(Drucksache 12/328)
1 . Lesung
2 . Lesung

Dazu

Bericht und Änderungsantrag des Datenschutzaus¬
schusses

vom 24 . Februar 1989
(Drucksache 12/475)

Wir setzen die erste Lesung über den am 3 . No¬
vember 1988 an den Datenschutzausschuß überwie¬
senen Gesetzentwurf fort.

Gemäß Paragraph 34 Absatz 1 der Geschäftsord¬
nung findet in der ersten Lesung zunächst eine allge¬
meine Besprechung der Gesetzesvorlage statt , ihr
folgt in der Regel die Einzelberatung . Ich schlage
Ihnen jedoch vor , den Änderungsantrag des Daten¬
schutzausschusses mit in die allgemeine Aussprache
einzubeziehen.

Ich höre keinen Widerspruch . — Dann werden wir
so fortfahren.

Die allgemeine Aussprache ist eröffnet.
Das Wort hat die Abgeordnete Frau Stieringer.

Abg . Frau Stieringer (CDU) : Herr Präsident , meine
Herren und Damen ! Ich verspreche , es kurz zu ma¬
chen , bin aber dennoch froh , daß das Wort Daten¬
schutz heute einmal mehr fallen darf . Schon 1987
hat die CDU einen bereichsspezifischen Datenschutz
gefordert , und ich weiß noch wie heute , daß die Frak¬
tion DIE GRÜNEN noch emsig mit der Volkszählung
und den Sicherheitsgesetzen beschäftigt war , wäh¬
rend ich beschwörend versuchte , ihnen zu sagen,
daß die wirklichen Gefahren für den Datenschutz im
anderen Bereich liegen : Der gläserne Patient stand
schon damals zur Debatte.

Wir haben heute sicher ein fortschrittliches Ge¬
setz vor uns , wenngleich ich anmerken möchte , daß,
als uns dieses Gesetz zur Kenntnis kam , noch nicht
klar war , wieweit die Gentechnologie schon fortge¬
schritten ist . Ich habe ausdrücklich vorhin in ande¬

rem Zusammenhang darauf hingewiesen , wie wich - (C)
tig es ist , gerade in diesem Bereich noch zusätzliche
Regelungen zu schaffen . Ich bin aber ganz sicher,
daß der Datenschutzausschuß und der Landesbeauf¬
tragte das tun werden!

Ich darf noch einmal auf die Gefahren aufmerksam
machen , die für die Arbeitnehmer in den Kranken¬
anstalten dadurch entstehen , daß die Art , wie sie ar¬
beiten , in welcher Zeit sie welchen Patienten versor¬
gen , registriert wird , hier wird „Datenhunger " der
Krankenkasse gestillt . Die Krankenkasse hat diesen
„Datenhunger " einmal mehr gezeigt . Ich will nicht
behaupten , daß sie von sich aus Daten preisgibt , aber
sie ist elementar an allen Daten interessiert , die die
Arbeitnehmer in den Krankenanstalten und die die
Patienten betreffen.

Ein Einzelfall : In der letzten Sitzung der Deputation
für Gesundheit war mit viel Freude verkündet wor¬
den , daß psychiatrische Patienten , die entlassen wor¬
den waren , mit Hilfe der Krankenkasse übergangs¬
weise an einer Arbeitsstelle arbeiten dürfen . Wir
freuten uns alle mit , bis die Kollegin Schumann und
ich , gewissermaßen zugleich , über die letzte Seite
dieser Vereinbarung fielen , aus der sich ergab , daß
die Krankenkasse detaillierte Bescheinigungen über
den Kranken , über sein Verhalten haben wollte , was
contra legem ist.

Uns wurde von Herrn Dopatka von der Gesund¬
heitsbehörde ganz klar in der Deputation erklärt,
wenn man Geld haben will , muß man die Daten of¬
fenlegen . Daß Frau Schumann und ich da explodier - (D)
ten , war völlig klar ! Ich nenne nur eine Frage : „Kann
der Patient konstruktive Vorschläge zur Lösung von
Problemen am Arbeitsplatz machen ? " Nicht anony¬
misiert ! Ich möchte einmal wissen , wenn Sie die
Fraktion , Ihre eigene Fraktion beschauen , ob man es
gern hätte , wenn diese Daten veröffentlicht würden!

Ich meine , daß die Aufzählung nicht in Ordnung
ist . Wir sehen daran , daß trotz des Gesetzes gewis¬
sermaßen blitzartig die Behörde dagegen arbeitet.
Alles wird darauf ankommen , ob wir einen unabhän¬
gigen Datenschützer im Krankenhaus finden , jeman¬
den , der sich nicht in die Hackordnung eines Kran¬
kenhauses einfügen muß , der so unabhängig ist wie
unser Landesbeauftragter . Wir machen selbstver¬
ständlich den Änderungsantrag des Datenschutzaus¬
schusses mit , ich brauche hierauf nicht näher einzu¬
gehen ! — Danke!

(Beifall bei der CDU)

Präsident Dr . Klink : Als nächster hat das Wort
Herr Senatsdirektor Dr . Dopatka.

Senatsdirektor Dr . Dopatka : Herr Präsident , mei¬
ne sehr geehrten Damen und Herren ! Der Gesetzent¬
wurf , der Ihnen vorliegt und heute hoffentlich ver¬
abschiedet wird , hat eine Vorgeschichte , auf die ich
ganz kurz eingehen will . Von seiten der ärztlichen
Standesorganisation wird gern gesagt , die Ärzte hät¬
ten ohnehin den ältesten Datenschutz der Welt,
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(A ) nämlich den Hippokratischen Eid , der eine Schwei¬
gepflicht für Ärzte selbstverständlich beinhaltet . Die
Diskussion in der Bundesrepublik , nicht nur in Bre¬
men , ist so gelaufen , daß die Beteiligten letztlich zu
dem Ergebnis gekommen sind , es kommt nicht auf
die Schweigepflicht eines Berufsstandes an , sondern
aller derer , die im Krankenhaus arbeiten , und inso¬
fern brauchen wir eine generelle Regelung . Die wei¬
teren Stationen der Diskussion sind einmal das
Volkszählungsurteil des Bundesverfassungsgerichts
und zum zweiten die Entschließung der Datenschutz¬
beauftragten von Bund und Ländern , zum dritten
eine Entschließung hier der Bürgerschaft aus dem
Jahre 1987 , in der der Senat aufgefordert worden ist,
ein Krankenhausdatenschutzgesetz vorzulegen.

Wenn man die Datenschutzprobleme im Kranken¬
haus sich vergegenwärtigt , dann gibt es drei , vier
Problemkreise , die bedacht werden müssen . Das
erste ist selbstverständlich die Rechtsposition der Pa-

i tienten , die Akteneinsichtsmöglichkeiten , die Be¬
schwerdemöglichkeiten , die Selbstbestimmungs¬
möglichkeiten , wie man sagen könnte , der Patien-

k ten . Das zweite ist , Frau Stieringer hat es eben ange¬
sprochen , sicherlich ein Spannungsverhältnis , das
sich darauf bezieht , daß ein Krankenhaus wirtschaft¬
lich geführt sein soll , daß es planen soll , daß es einen
Versorgungsauftrag hat und all diese Aufgaben oh¬
ne Daten nicht zu erfüllen sind.

(Vizepräsident v . d . Schulenburg über-
(B ) nimmt den Vorsitz .)

Hier gibt es ein Spannungsverhältnis zwischen den
einzelnen Patienten und ihrem Selbstbestimmungs¬
recht und den allgemeinen Aufgaben . Ähnlich liegt
es im Bereich der Forschung , auch da sind Patienten¬
interessenten und Datenschutz einerseits , wissen¬
schaftliche Notwendigkeit andererseits nicht ohne

' weiteres in Deckung zu bringen.
In dem Gesetzentwurf ist nun folgendes geregelt:

| zunächst einmal zum objektiven Datenfluß , wenn
ich so sagen darf ! Es gibt eine Übermittlungsrege¬
lung , die mit Hilfe einer juristischen Fiktion die Pa¬
tientendaten besonders sichert . Institutionen inner¬
halb des Krankenhauses werden behandelt wie Insti¬
tutionen außerhalb des Krankenhauses , das heißt,
die Übermittlung steht immer unter der Frage : Ist der
Datenfluß wirklich notwendig und erforderlich?

Zweitens haben wir einen Datenschutzbeauftrag¬
ten im Krankenhaus in dieses Gesetz hineingeschrie¬
ben , und drittens gibt es eine Vorschrift über Daten¬
verarbeitung durch Dritte . Dies ist ein Novum , Dritte
sind mit Datenverarbeitung nur zu beauftragen,
wenn sie sich unter die Aufsicht des Landesdaten-
schutzbeauftragten stellen.

Patientenrechte ! Grundsatz ist die Einwilligung,
und zwar in schriftlicher Form . Auch das ist ein No¬
vum . Akteneinsicht ist erstmals normiert , das Be¬
schwerderecht gleichfalls , wobei das Beschwerde¬
recht , das steht in der Begründung , sich an den Lan-
desdatenschutzbeauftragten richtet . Schließlich gibt

es eine generelle Löschungsregelung . Nach 30 Jah - (C)
ren sollen die Daten gelöscht werden , es sei denn,
der Patient möchte auf die Löschung verzichten.

Dies ist eine Regelung , die sehr kritisch diskutiert
worden ist , insbesondere mit der Ärzteschaft . Das
Argument , das gegen so eine Löschungsregelung
spricht , lautet : Es gibt eine ganze Reihe von Krank¬
heiten , die im frühen Lebensalter beginnen , sich
über eine längeren Lebensabschnitt nicht bemerk¬
bar machen und dann wieder erneut aufbrechen.
Wir sind gleichwohl bei der generellen Löschungs¬
pflicht geblieben , einmal deshalb , weil sie in vielen
anderen ärztlichen Bereichen ohnehin üblich ist , et¬
wa im niedergelassenen Bereich . Dort wird in aller
Regel nach zehn Jahren schon gelöscht . Zum zwei¬
ten deshalb , weil wir meinen , daß es Aufgabe der
Ärzteschaft , derer , die die Patienten behandeln , ist,
die Patienten auf dieses Moment hinzuweisen und
dann auf eine entsprechende Einwilligung des Pa¬
tienten auf Verzicht der Löschung hinzuwirken.

Für die Bereiche Forschung , Planung und Wirt¬
schaftlichkeit gilt im Grunde ein und dasselbe Prin¬
zip . Grundsätzlich sollen die Daten sobald wir irgend
möglich anonymisiert werden und dann für diese
Zwecke nutzbar sein . Bei der Planung und Wirt¬
schaftlichkeit — der Hinweis ist gekommen , muß
aber noch vertieft werden — der Erbringung von
Krankenhausleistungen haben wir einmal zugrunde
zu legen die Regelungen des sogenannten Gesund¬
heitsreformgesetzes , Sozialgesetzbuch , fünftes
Buch , wie es jetzt heißt , die den Kostenträgern rela - p)
tiv weitgehende Kontrollmöglichkeiten geben . Es
wäre also insofern sinnvoll , Frau Stieringer , wenn
Sie Ihre Kritik bei dem Gesetzgebungsgang für das
Gesundheitsreformgesetz eingebracht hätten , denn
dort sind diese Kontrollmöglichkeiten installiert
worden.

(Abg . Frau Stieringer : [CDU] : Aber die
Vereinbarung ist noch nicht geschlossen

worden !)

Das zweite ist , daß wir Bezug genommen haben auf
die Bundespflegesatzordnung . Die Bundespflegesatz-
ordnung schreibt den Krankenhäusern vor , wie sie
bestimmte Leistungserfassungen vorzunehmen ha¬
ben , und auch das ist ein Datum , das für die Verhand¬
lungen mit den Kostenträgern notwendig ist . Dies in
kurzen Zügen ist die Lösung , die der Senat hier vor¬
gelegt hat , die der Datenschutzausschuß weiter bera¬
ten und in einem bestimmten Teil auch modifiziert
hat.

Ich denke , diese Lösung , dieser Gesetzgebungsent¬
wurf , kann sich sehen lassen in dem Länderver¬
gleich , das wäre ja unsere Perspektive . Die anderen
Bundesländer haben im allgemeinen sehr viel pau¬
schalere Regelungen , wenn sie überhaupt welche
haben . Also insofern , denke ich , können wir mit
einer gewissen Zufriedenheit auf das Regelungs¬
werk sehen , das sich allerdings erst in der Praxis be¬
währen muß . Wir müssen ja das Gesetz umsetzen,
wir müssen Krankenhausdatenschutzbeauftragte in-
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(A ) stallieren , wir müssen weiterbilden , wir müssen die
Sensibilität für dieses schwierige Feld Datenschutz
im Krankenhaus bestimmt noch weiter wecken und
pflegen.

Ich würde gern Dank sagen an diejenigen , die am
Gesetzgebungsgang mitgewirkt haben , an die Ver¬
bände , insbesondere auch an den Landesdaten-
schutzbeauftragten , der an der Beratung in der Ge¬
sundheitsdeputation mitgewirkt hat . Mein besonde¬
rer Dank gilt auch dem Datenschutzausschuß , der
sich sehr engagiert hat in diesem Bereich und zu Ver¬
änderungen gekommen ist , die der Sprecher sicher¬
lich gleich noch erläutern wird . — Schönen Dank!

(Beifall bei der SPD)

Abg . Isola , Berichterstatter : Herr Präsident , meine
sehr geehrten Damen und Herren ! Die Bürgerschaft
hat am 3 . November letzten Jahres den Ihnen vorlie¬
genden Entwurf eines Krankenhausdatenschutzge¬
setzes an den parlamentarischen Datenschutzaus¬
schuß zur Beratung und Berichterstattung überwie¬
sen . Wie Sie unserem schriftlichen Bericht entneh¬
men können , der einstimmig verabschiedet wurde,
haben wir drei Änderungsvorschläge vorgelegt . So
sollen in Paragraph 4 Absatz 1 die Worte „ ohne Ein-

(B) willigung des Patienten " gestrichen werden , um zu
verdeutlichen , daß sich die Übermittlung von Patien¬
tendaten an Stellen außerhalb des Krankenhauses
auf die absolut notwendigen Daten beschränken,
und zwar in jedem Fall.

Diese Klarstellung soll dem Schutz der Patienten
dienen . Ferner schlagen wir vor , daß bei der Verar¬
beitung von Daten für Forschungszwecke neben der
Verpflichtung der Krankenhäuser , die Übermittlung
dem Senator für Gesundheit anzuzeigen und den
Vorgang aufzuzeichnen , der Datenschutzbeauftrag¬
te des Krankenhauses zu beteiligen ist.

Längere Beratungen hat die Frage des Anwen¬
dungsbereichs erforderlich gamacht , nämlich ob das
Krankenhausdatenschutzgesetz auch für kirchliche
Krankenhäuser oder deren Träger gelten soll . Der
Senat hat in seinem Entwurf die Krankenhäuser , de¬
ren Träger eine Religionsgemeinschaft ist , nicht be¬
rücksichtigt . Wir haben uns als Ausschuß in dieser
Frage mehrmals mit Vertretern der Kirchen beraten,
an den Gesprächen haben auch Vertreter des Sena¬
tors für kirchliche Angelegenheiten , für Justiz und
Verfassung und natürlich von Gesundheit teilge¬
nommen . Bei Religionsgemeinschaften ist die beson¬
dere Verfassungslage zu beachten . Nach Artikel 140
Grundgesetz gelten die Bestimmungen der Weima¬
rer Verfassung insoweit fort.

Einschlägig ist die Vorschrift des Artikels 137 Wei¬
marer Verfassung , wo es in Absatz 3 heißt , daß jede
Religionsgemeinschaft ihre Angelegenheiten selb¬
ständig innerhalb der Schranken des für alle gelten¬

den Gesetzes ordnet und verwaltet . Den Kirchen ist
damit ein Recht auf Autonomie beziehungsweise
Selbstverwaltung garantiert . Sie sollen ihre inneren
Angelegenheiten wie beispielsweise Lehre , Seel¬
sorge , Mission , Diakonie und so weiter selbst regeln
dürfen , müssen dabei aber trotz ihrer Selbstbestim¬
mung die für alle geltenden Gesetze beachten , also
beispielsweise die Strafgesetze , Gesundheitsvor¬
schriften , Straßenverkehrsbestimmungen und natür¬
lich auch die Datenschutzgesetze.

Mit Rücksicht auf dieses kirchliche Selbstbestim¬
mungsrecht schlagen wir als Ausschuß vor , den
öffentlich -rechtlichen Religionsgemeinschaften zu¬
nächst Gelegenheit zu geben , eigene bereichsspezi¬
fische Datenschutzregelungen zu erlassen , die aller¬
dings den Zielen des bremischen Gesetzes entspre¬
chen müssen . Betroffen sind davon Patienten , die
zum Beispiel im St . -Joseph -Stift oder in der Diakonis¬
senanstalt im Bremer Westen behandelt werden . Wir
gehen davon aus , daß die kirchlichen Rechtsetzungs¬
gremien bis zum 1 . April 1990 entsprechend tätig
werden . Sollten sie allerdings bis zu diesem Zeit¬
punkt keine eigene Regelung treffen , gilt automa¬
tisch das Bremische Krankenhausdatenschutzge¬
setz.

Die anwesenden Vertreter der Kirchen haben sich
leider nicht in der Lage gesehen , unserem Vorschlag
zuzustimmen . Jedoch mit Rücksicht auf das Schutz¬
interesse der Bürgerinnen und Bürger , die sich in
kirchliche Krankenhäuser oder Kirchenträger der¬
artiger Einrichtungen begeben , können wir hinter
unseren Kompromißvorschlag nicht zurückgehen.
Der Vorschlag des Ausschusses entspricht im übri¬
gen der Regelung des rheinlandpfälzischen Landes-
krankenhausgesetzes.

Für nichtöffentlich -rechtliche Religionsgemein¬
schaften und deren Einrichtungen soll nach unserer
Auffassung das bremische Gesetz sofort gelten . Die
unübersehbare Vielzahl anderer Religionsgemein¬
schaften , häufig fernöstlichen Ursprungs , haben in
der Regel überhaupt keine Datenschutzvorschriften
und bieten nach unserer Auffassung nicht wie die
öffentlich -rechtlichen die Gewähr , daß sie solche
auch unverzüglich erlassen . Praktisch wird dies al¬
lerdings für Bremen zur Zeit nicht , weil , soweit wir
sehen , es derartige Einrichtungen in Bremen zur Zeit
nicht gibt . Wir bitten , unseren Bericht entgegen¬
zunehmen und den Änderungen zuzustimmen ! —
Danke schön!

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident v . d. Schulenburg : Vielen Dank,
Herr Isola , für die Berichterstattung aus dem Daten¬
schutzausschuß !

Als nächste hat das Wort die Abgeordnete Frau
Schumann.

Abg . Frau Schumann (DIE GRÜNEN) : Meine Da¬
men , meine Herren , Herr Präsident ! Das informatio¬
nelle Selbstbestimmungsrecht ist in einem so sensi-

Vizepräsident v . d. Schulenburg : Als nächster hat
das Wort als Berichterstatter für den Datenschutz¬
ausschuß der Abgeordnete Isola.
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blen und persönlichen Bereich wie dem von Krank¬
heiten und Gebrechen und ihrer medizinischen be¬
ziehungsweise therapeutischen Behandlung von
größter Bedeutung , Datenerhebung und -Übermitt¬
lung , die für eine optimale Heilbehandlung und Ge¬
sundheitsversorgung notwendig sind , müssen mög¬
lich sein und sind es auch . Die Schweigepflicht der
Ärzte und des Pflegepersonals sicherten hier in der
Vergangenheit denn auch einen ausreichenden Da¬
tenschutz.

Die Frage des Datenschutzes aber wird brisant
durch den zunehmenden Informationsbedarf der
Krankenkassen und Krankenhausverwaltungen.
Das Wirtschaftlichkeitsprinzip , dem nicht nur die
privaten Krankenhäuser , sondern insbesondere
nach ihrer Verselbständigung auch die kommunalen
Krankenhäuser unterliegen , verlangt nicht nur im
Interesse von Spareffekten Rationalisierungsmaß¬
nahmen , sondern auch regelmäßige Wirtschaftlich¬
keitsüberprüfungen des Krankenhausbetriebes und
Planungsdaten für das Krankenhausmanagement.
Damit wächst aber auch das Interesse der Kranken¬
hausverwaltungen an Daten , die für die Krankenbe¬
handlung erhoben werden beziehungsweise dabei
anfallen , um sie für ganz andere Zwecke , nämlich
Verwaltungszwecke , nutzbar zu machen.

Das Wirtschaftlichkeitsgebot fördert zudem den
Einsatz der elektronischen Datenverarbeitung aus
Effizinezgründen . Das heißt aber auch , daß die elek¬
tronische Datenverarbeitung allmählich überall in
den Krankenhäusern ihren Einzug halten und auch
vor Patientendaten nicht haltmachen wird , sofern
diese geeignet sind , das Leistungsgeschehen in den
einzelnen Krankenhausbereichen zu dokumentie¬
ren und damit die Kostenentwicklung gegenüber
den Kostenträgern zu begründen.

Diesen Zug aufhalten zu wollen , wäre illusorisch,
aber Schadensbegrenzung ist dringend , um wildwu¬
cherndem Datensammeln und einer unzulässigen
Vernetzung von Datenbeständen vorzubeugen . Von
daher ist es zu begrüßen , daß der Senat so schnell ein
Datenschutzgesetz für den Krankenhausbereich
vorgelegt hat , und erfreulich ist auch , daß eben der
Geltungsbereich sich dann auf die Krankenhäuser in
kirchlicher Trägerschaft ausdehnen wird , wie wir
gerade gehört haben , sofern diese sich nicht eigene
Datenschutzbestimmungen geben.

Obwohl der vorliegende Gesetzentwurf mit einer
Reihe von sicherlich nicht gravierenden Schwach¬
stellen behaftet ist , kann er insgesamt als positiv
beurteilt werden , so daß die GRÜNEN ihm ihre Zu¬
stimmung nicht verweigern werden . Dennoch einige
Anmerkungen zu den besagten Schwachstellen und
einige Anmerkungen zur Implementation des Geset¬
zes:

In Paragraph 2 Absatz 1 Ziffer 2 ist von der sozia¬
len Betreuung und Beratung des Patienten die Rede.
In der Kommentierung dazu findet sich keine Klar¬
stellung , was darunter im einzelnen zu verstehen
und welche Art von Daten hierfür erforderlich ist.

Ohne Frage ist eine über die rein medizinisch -tech - (C)
nische Behandlung hinausgehende soziale Betreu¬
ung des Patienten in vielen Fällen wünschbar und
angebracht , gleichzeitig darf der weite und unprä¬
zise Begriff der sozialen Betreuung aber nicht zum
Einfallstor für eine ausufernde Datenerhebung wer¬
den , quasi eine Sozialdatensammlung legitimieren.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Eine genauere Bestimmung dessen , was hier an Da¬
ten erhoben werden darf , wäre wünschenswert ge¬
wesen . Vielleicht könnte dies aber auch eine Aufga¬
be für die künftigen Krankenhausdatenschutzbeauf¬
tragten sein . Begrüßenswert ist , daß in Paragraph 2
Absatz 2 bestimmt wird , daß der Patient beziehungs¬
weise die Patientin über Art , Umfang und Zweck
einer Datenerhebung , für die seine beziehungsweise
ihre Einwilligung erforderlich ist , schriftlich zu infor¬
mieren ist . Wünschenswert wäre hier die zusätzliche
Verpflichtung zu einer ergänzenden mündlichen Be¬
lehrung gewesen und eine klare Bestimmung , daß
die Einwilligungserklärung strikt von anderen Erklä¬
rungen zu trennen ist , das heißt , eine eigene Unter¬
schrift erfordert.

Paragraph 3 Absatz 4 weist eine entscheidende
Schwachstelle auf insofern , als die Nahtstelle zwi¬
schen medizinischem Bereich und Verwaltungsbe¬
reich löcherig ist . Die Verknüpfung unterschiedli¬
cher Datensätze darf hier kurzzeitig mit Hilfe des
Personenbezuges beziehungsweise mit Hilfe der Pa - (D)
tientenaufnahmenummer hergestellt werden und er¬
öffnet damit Mißbrauchsgefahren . Diese wären
durch ein komplizierteres und aufwendigeres Ver¬
fahren auf ein Minimum reduzierbar , etwa dadurch,
daß der Personenbezug zur Verknüpfung der Daten
nur von Personen hergestellt werden darf , die der
Schweigepflicht unterliegen , oder durch ein Kodie¬
rungsverfahren , bei dem die Aufnahmenummer
durch eine Kennziffer ersetzt wird , die der Kranken-
hausdatenschutzbeauftrage vergibt , die nur ihm al¬
lein bekannt ist und deren Schlüssel nicht EDV-
mäßig gespeichert werden darf.

Wichtig wären darüber hinaus noch Anonymisie-
rungsregelungen , die zum Beispiel verhindern , daß
die der Verwaltung zugänglichen Patientendaten
das Geburtsdatum des Patienten enthalten . Zur Ver¬
hinderung der Reindividualisierung dürfte nur das
Geburtsjahr gespeichert werden.

(Präsident Dr . Klink übernimmt wieder
den Vorsitz .)

Solche Regelungen für die Art und den Umfang der
Daten , die erhoben und übermittelt werden dürfen,
sollten vor Ort von den Krankenhausdatenschutzbe¬
auftragten entwickelt werden , mit dem Landesbeauf¬
tragten für den Datenschutz abgestimmt und in eine
Rechtsverordnung überführt werden.

Besonders problematisch scheinen uns einige
Punkte in Paragraph 4 Absatz 1 , bei denen offenkun-
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(A ) dig die Auskunftsansprüche der Kostenträger den
Patientendatenschutz weitgehend hinfällig werden
lassen . Frau Stieringer hat das ja auch schon ange¬
sprochen . Ich meine vor allem die Ziffern 7 bis 9 . Die
Übermittlungspflichten der Leistungserbringer an
die Kostenträger , also vor allem Krankenkassen , kol¬
lidieren allerdings grundsätzlich mit dem Grund¬
recht auf informationelle Selbstbestimmung , das
heißt , dieser Konflikt kann durch ein Datenschutzge¬
setz allein nicht gelöst werden . Er könnte aber ent¬
schärft werden durch zusätzliche Verwaltungsvor¬
schriften beziehungsweise eine Datenübermittlungs¬
verordnung , die im einzelnen spezifiziert , welche Pa¬
tientendatensätze übermittelt werden dürfen , und
die Ausnahmerregelungen konkretisiert.

In Paragraph 4 Absatz 1 Ziffer 9 wird den Prü¬
fungsbedürfnissen der Kostenträger Rechnung ge¬
tragen . Wenn man sich einmal vergegenwärtigt , wie
viele Personen in der Regel an derartigen Wirt¬
schaftlichkeitsprüfungen beteiligt sind , liegen hier
besondere Gefahren für den Datenschutz . Von da¬
her wäre zu überlegen , ob für solche Prüfverfahren
nicht generell anonymisierte Daten ausreichend
sind , das heißt allein kennzifferbezeichnete Daten¬
sätze.

Paragraph 4 Absatz 1 Ziffer 10 gibt dem Kranken¬
haus die Möglichkeit , Patientendaten an Behörden
und Pflegeeinrichtungen weiterzugeben . Hier be¬
steht die potentielle Gefahr einer faktischen Ent¬
mündigung von Patienten , da die Entscheidungskri-

(B) tieren unscharf beziehungsweise interpretationsfä¬
hig sind , denn wann ist , bei bestehender Geschäftsfä¬
higkeit wohlgemerkt , zum Beispiel offenkundige
Hilflosigkeit gegeben oder mangelnde Einsichtsfä¬
higkeit ? Daß es solche Fälle gibt , soll damit nicht be¬
stritten werden . Eine klarere Definition jedoch , viel¬
leicht auch mit Hilfe von Beispielsfällen , wäre hier in
der Kommentierung hilfreich gewesen.

Paragraph 7 regelt die Datenverarbeitung für For¬
schungszwecke . Dieses Gebiet ist besonders heikel,
da das Recht auf informationelle Selbstbestimmung
leicht in Konflikt geraten kann mit dem Recht auf
Freiheit der Forschung . Datenschutz darf Forschung
nicht strangulieren . Davon wäre erfahrungsgemäß
als erstes die unabhängige kritische Forschung be¬
troffen . Aus meinem eigenen Bereich , der sozialwis¬
senschaftlichen Forschung , ist mir bekannt , daß mit
dem nur vorgeschobenen Argument des Datenschut¬
zes gerade der kritischen Forschung der Datenzu¬
gang von den Behörden verwehrt wird , ein Problem,
mit dem staatsnahe Forschungseinrichtungen nicht
konfrontiert sind.

(Senator Grobecker : Das ist wie bei
der Steuer !)

sofern man auf deren Kooperation angewiesen ist,
etwa um durch Befragen Daten zu ermitteln , ver¬
steht sich auch dies von selbst.

Es gibt allerdings auch wichtige Forschungsfragen,
bei denen das Einholen der Einwilligung kaum mög¬
lich ist , etwa bei epidemiologischen Forschungen,
die auf alte Datenbestände zurückgreifen müssen,
bei denen die Patienten gar nicht mehr auffindbar
oder auch bereits verstorben sind . Empirisch zuver¬
lässige Forschung ist zudem auf repräsentative Stich¬
proben angewiesen , die nicht mehr herstellbar wä¬
ren , wenn jede Stichprobenziehung auf die Einwilli¬
gung der Betroffenen angewiesen wäre.

Für einen solchen Fall wäre allerdings eine Be¬
nachrichtigungspflicht gegenüber den Betroffenen
wünschenswert und würde auch dem Bundesverfas¬
sungsgerichtsurteil vom 15 . 12 . 1983 gerecht , nach
dem der Patient über die Speicherung und den Ver¬
bleib seiner Daten zu informieren ist . Eine generelle
Benachrichtigungspflicht müßte allerdings auch be¬
gründete Ausnahmefälle zulassen , nämlich dann,
wenn bei Benachrichtigung mit psychischer oder
physischer Beeinträchtigung des Patienten zu rech¬
nen wäre.

Paragraph 9 besagt , daß der Datenschutzbeauf¬
tragte schriftlich vom Krankenhaus zu bestellen ist.
Damit die Unabhängigkeit des Datenschutzbeauf¬
tragten gewährleistet ist , sollte ihm ein ähnlicher
Kündigungsschutz gewährt werden wie etwa den
Personalräten . Darüber hinaus wäre seine Unabhän¬
gigkeit von den Interessen der Krankenhausleitung
besser gewährleistet , wenn nicht diese selbst ihn be¬
stellen dürfte , sondern dies Aufgabe des Senators be¬
ziehungsweise der Senatorin unter Beteiligung des
Landesbeauftragten für den Datenschutz wäre.

Die Patientendatenverarbeitung im Auftrag , die in
Paragraph 10 geregelt ist , sollte einer Benachrich-
tigungs - und Genehmigungspflicht durch den Lan¬
desbeauftragten für den Datenschutz unterliegen
und nur in begründeten Ausnahmefällen möglich
sein.

Abschließend kann man nur hoffen , daß das Kran¬
kenhausdatenschutzgesetz auch greift.

(Abg . I s o 1 a [SPD ] meldet sich zu einer
Zwischenfrage — Glocke)

Präsident Dr . Klink : Frau Abgeordnete Schumann,
sind Sie bereit , eine Zwischenfrage anzunehmen?

Abg . Frau Schumann (DIE GRÜNEN) : Ja!

Präsident Dr . Klink : Bitte sehr , Herr Abgeordne¬
ter Isola!

Abg . Isola (SPD ) : Frau Schumann , Ihnen ist doch si-
Unbestritten ist aber auch , daß sich Forschung ge - cherlich nicht entgangen , daß dieses Parlament am

rade beim Umgang mit so sensiblen Daten wie Pa- 3 . November den Gesetzentwurf dem Datenschutz-
tientendaten besonders kontrollieren lassen muß . ausschuß überwiesen hat zur Beratung und entspre-
Prinzipiell sollte Forschung , die Patientendaten be - chende Änderungsvorschläge zu unterbreiten ? Ich
nötigt , die Einwilligung der Betroffenen einholen . In- kann mich nicht erinnern , daß Sie in unserem Aus-
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schuß gewesen sind und diese Vorschläge , die Sie
jetzt und seit längerer Zeit vortragen , dort vorgetra¬
gen hätten , damit wir darüber debattieren können.
An sich war das der Sinn dieses Beschlusses des Par¬
laments , daß wir dort diese Beratung führen.

(Beifall bei der SPD)

Ihr Fraktionsvertreter , Herr Thomas , war in unse¬
rem Gremium ja vertreten für Ihre Fraktion , hat ei¬
nige Vorschläge -- .

(Glocke)

Präsident Dr . Klink : Die Frage ist angekommen,
Abgeordneter Isola!

(Abg . Isola [SPD ] : Ja ! Würden Sie dazu
vielleicht etwas sagen !)

Abg . Frau Schumann piE GRÜNEN) : Ja , ich den¬
ke , ich habe das zum Teil mit Herrn Thomas auch be¬
sprochen , im Grunde genommen sind es aber auch
Anwendungsregeln , ich rede ja zum Teil von weite¬
ren Verordnungen , die ich mir vorstellen kann , die
der Krankenhausdatenschutzbeauftragte auch , oder
die -beauftragten , es werden ja mehrere sein hoffent¬
lich , vor Ort dann vielleicht , im einzelnen regeln . Ich
denke auch , dadurch , daß wir dem Gesetz , so wie es
ist , zustimmen , wird deutlich , daß unsere Einwände
nicht so gravierend sind . Ich will die Dinge erwäh¬
nen . Ich weiß , daß dieses Gesetz im Vergleich zu an¬
deren Ländern ziemlich fortschrittlich ist , deshalb
denke ich trotzdem , daß man diese Dinge auch ein¬
mal diskutieren kann , sonst hätten wir uns diese Dis¬
kussion bei unserer Einverständlichkeit heute
schenken können.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich komme sowieso jetzt zum Abschluß ! Ich will
noch einmal meiner Hoffnung Ausdruck verleihen,
daß hoffentlich das Krankenhausdatenschutzgesetz
auch greifen wird , daß genügend Datenschutzbeauf¬
tragte bestellt werden , um eine Kontolle der Daten¬
erhebung , -speicherung und -Übermittlung in umfas¬
sender Weise sicherzustellen , und schließlich , daß
die Mehrbelastungen , die damit auch auf das Pflege¬
personal ganz eindeutig zukommen , durch einen
verbesserten Personalschlüssel aufgefangen wer¬
den.

Patientendaten dienen dem Behandlungszweck
und sind deshalb unverzichtbar , aber sie dürfen
nicht hinter dem Rücken der Patienten zu riesigen
Datensammlungen für Verwaltungen werden . Die
Höherrangigkeit des Grundrechts der informationel¬
len Selbstbestimmung gegenüber Verwaltungs¬
zwecken ist ständig zu beachten und mit Argus¬
augen zu hüten , nicht zuletzt auch im Interesse des
besonders zu schützenden Vertrauensverhältnisses
zwischen Arzt und Patient . — Danke!

Präsident Dr . Klink : Als nächster hat das Wort der (C)
Abgeordnete Neujahr.

Abg . Neujahr (FDP) : Herr Präsident , meine Damen
und Herren ! Ich versuche jetzt den kürzesten Beitrag
des heutigen Tages.

(Beifall bei der FDP und bei der SPD)

Vielen Dank für den Beifall ! Der Ausschuß hat einen
Auftrag bekommen , er hat diesen Auftrag erfüllt , er
hat eingehend beraten , auch unter Zuhilfenahme
mehrerer Anhörungen . Das Ergebnis liegt Ihnen vor,
ist einstimmig beschlossen , der Bericht ist korrekt,
mehr gibt es dazu nicht zu sagen . — Vielen Dank für
Ihre Aufmerksamkeit!

(Beifall bei der FDP und bei der SPD — Zu¬
rufe von der SPD : Einstimmig !)

Präsident Dr . Klink : Als nächster hat das Wort der
Abgeordnete Petersen.

Abg . Petersen (SPD ) * ) : Herr Präsident , meine
Damen und Herren ! Ich mache jetzt den allerkürze¬
sten Beitrag ! Ich bedanke mich für die Mitarbeit aller
Gremien an diesem Gesetz und denke , wir lassen es
erst einmal arbeiten . Es ist ein sehr gut , breit , fort¬
schrittlich angelegtes Gesetz , und ich habe sehr gute
Hoffnung , daß es mit wenigen Veränderungen die
Zukunft beherrschen wird . p)

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr . Klink : Weitere Wortmeldungen lie¬
gen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.
Gemäß Paragraph 51 Absatz 7 der Geschäftsord¬

nung lasse ich zunächst über den Änderungsantrag
des Datenschutzausschusses , Drucksache 12/475,
abstimmen.

Wer dem Änderungsantrag des Datenschutzaus¬
schusses mit der Drucksachen -Nummer 12/475 sei¬
ne Zustimmung geben möchte , den bitte ich um das
Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?
Ich stelle fest , die Bürgerschaft (Landtag ) stimmt

dem Änderungsantrag zu.

(Einstimmig)

Nunmehr kommen wir zur Abstimmung über den
Gesetzentwurf des Senats , Drucksache 12/328 , in
erster Lesung.

Wer das Bremische Krankenhausdatenschutzge¬
setz unter Berücksichtigung der soeben beschlosse-

(Beifall bei den GRÜNEN) * ) Vom Redner nicht überprüft.
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nen Änderung in erster Lesung beschließen möchte,
den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?
Ich stelle einstimmige Annahme fest.
Da hätten wir doch etwas schneller zum Ergebnis

kommen können!
Meine Damen und Herren , es ist beantragt wor¬

den , den Gesetzentwurf in dieser Sitzung in erster
und zweiter Lesung zu beschließen.

Ich lasse jetzt darüber abstimmen , ob wir unmittel¬
bar nach der ersten Lesung die zweite Lesung durch¬
führen.

Wer dafür ist , den bitte ich um das Handzeichen!
Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?
Auch hier stelle ich Einstimmigkeit fest.
Wir kommen zur zweiten Lesung.
Die Beratung ist eröffnet . — Wortmeldungen lie¬

gen nicht vor . — Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.
Wer das Bremische Krankenhausdatenschutzge¬

setz in der in erster Lesung angenommenen Fassung
in zweiter Lesung beschließen möchte , den bitte ich
um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?
Auch hier stelle ich einstimmige Annahme fest.
Im übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag ) von

dem Bericht des Datenschutzausschusses , Drucksa¬
che 12/475 , Kenntnis.

Meine Damen und Herren , ich könnte mir vorstel¬
len , daß der Punkt 17 genauso schnell behandelt
werden könnte , wie wir die letzten beiden Wortmel¬
dungen abgehandelt haben . — Ist das so?

(Zurufe : Ja !)

Neuordnung der universitären und hochschul-
bezogenen Weiterbildung in der Stadtgemeinde

Bremerhaven
Antrag der Fraktion der FDP

vom 28 . Februar 1989
Prucksache 12/467)

Die Beratung ist eröffnet.
Das Wort hat der Abgeordnete Neujahr.

(Abg . Dittbrenner [SPD ] : Ist das Ihr
Manuskript , Herr Kollege ?)

Abg . Neujahr (FDP ) : Herr Dittbrenner , ich habe ja
schon einen relativ kurzen Debattenbeitrag ange¬
kündigt , insofern ist dieses Konvolut nicht kenn¬
zeichnend für die Länge der Debatte.

Herr Präsident , meine Damen und Herren ! Wir ha¬
ben Ihnen eine Neufassung unseres Antrags vorge¬
legt , weil mir aus Kreisen der SPD signalisiert wurde,
daß einige Formulierungen zu Mißverständnissen
führen könnten . Deswegen haben wir uns flugs mit
den Betroffenen zusammengesetzt , weil uns natür¬
lich auch an einer Zustimmung durch die SPD gele¬
gen ist . Das Ergebnis der gemeinsamen Beratung mit
den Vertretern der Hochschule Bremerhaven , des
Fernstudienzentrums und der Koordinierungsstelle
liegt Ihnen mit diesem Antrag vor . Es ist gewisserma¬
ßen eine Gemeinschaftsproduktion mit uns . Ich darf
Ihnen den Antrag kurz begründen:

Die Zusammenfassung der Aktivitäten der Außen¬
stelle Bremerhaven des Fernstudienzentrums der
Universität mit den Bremerhavener Aktivitäten der
Koordinierungsstelle stellen für uns gewissermaßen
ein Zentralmanagement in Bürogemeinschaft dar.
Mit dieser Zusammenfassung werden nach unserer
und im übrigen auch nach der Auffassung der direkt
Beteiligten und an der Beratung teilhabenden Perso¬
nen folgende Verbesserungen für den Bereich Bre¬
merhaven erzielt:

Erstens : Die Kooperation von zwei unterschiedli¬
chen , wenn auch in ihrem Charakter ähnlichen Insti¬
tutionen kann die oberzentrale Funktion Bremerha¬
vens stärken . Es dürfte im übrigen keine Frage sein,
daß in einer Region mit derart hohen Arbeitslosen¬
zahlen und der bekannten wirtschaftlichen Struktur¬
schwäche der Weiterbildung eine besondere Bedeu¬
tung zukommt . Weiterbildung kann also für die Re¬
gion Bremerhaven hier zentriert werden und kann
damit die Region fördern.

Zum anderen , meine Damen und Herren , kann mit
dieser Zusammenfügung das Management für eine
Koordinierung zwischen Weiterbildung und Praxis,
das heißt also zwischen Theorie und Wirtschaft , ge¬
fördert und damit ein Beitrag zur Strukturverbesse¬
rung Bremerhavens gegeben werden.

Die Steuerung durch dieses Zentralmanagement
hat also direkte Auswirkungen auf die Praxis und
bietet außerdem die Chance , Intelligenz nach Bre¬
merhaven zu ziehen.

(Beifall bei der FDP)

Zweitens : Ein Zentralmanagement in Bürogemein¬
schaft an der Hochschule Bremerhaven kann trotz
oder gerade wegen der Regionalisierung eine festere
Anbindung an die Universität und die Hochschule
Bremen erreichen . Diese Anbindung ist nach unse¬
rer Auffassung eine Notwendigkeit , wenn die Vor¬
züge , die Bremerhaven als Wirtschaftsort bietet , rea¬
lisiert werden sollen.

Nun stellt sich natürlich die ewige Frage nach der
Finanzierung . Die Beratung mit den betreffenden In¬
stitutionen hat ergeben , daß zunächst einmal , viel¬
leicht in einer längerer Übergangsphase , mit einer
hauptamtlichen wissenschaftlichen Kraft und einer
Schreibkraft diese Bürogemeinschaft geführt wer-
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den kann . Das würde in etwa nach unseren Überle¬
gungen und sehr gewissenhaften Prüfungen einen
Betrag von zirka 120 000 DM im Jahr ausmachen.
Ganz abgesehen davon , daß die Vorzüge , die ich
eben in Kürze genannt habe , für Bremerhaven auch
einen höheren Betrag rechtfertigen , muß betont
werden , daß sich eventuell weitere Finanzierungs¬
möglichkeiten bieten.

Man muß überprüfen , inwieweit hier das WAP ein¬
treten kann . Man muß aber auch überprüfen , inwie¬
weit das sogenannte RENAVAL-Programm eintreten
kann . Dieses RENAVAL -Programm , das ich vorlie¬
gen habe , ist ein Gemeinschaftsprogramm zugun¬
sten von Gebieten , die ihren Schiffbauschwerpunkt
auf eine Strukturverbreiterung umstellen wollen.
Dieses Programm nennt beispielsweise Förderungen
für : Schaffung oder Ausbau von gemeinsamen
Dienstleistungseinrichtungen für mehrere Unter¬
nehmen ; Sammlung , Verbreitung und Erprobung
von Informationen über Innovationen im Bereich
der Produkte und Technologie ; sektorale Analysen
zur Marktinformation ; Auswirkungen auf Produk¬
tion und Organisation ; Investitionshilfen für KMU
und gemeinsame Dienstleistungseinrichtungen zur
Betriebsgründung.

Es besteht also durchaus die Chance , daß dieses
Programm RENAVAL für die Finanzierung herange¬
zogen werden kann . Es bietet sich sogar die Chance,
daß durch Kombination der Möglichkeiten zur Fi¬
nanzierung eine totale Abdeckung geleistet werden
kann.

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren , abschließend ein kur¬
zes Beispiel ! Mir liegt eine sehr detaillierte Planung
und Untersuchung vor aus dem Bereich Instandhal¬
tung , gemeinsam erarbeitet durch die Hochschule
Bremerhaven und die Koordinierungsstelle für
Weiterbildung unter Federführung des Diplominge¬
nieurs Mader . Ich will Ihnen an diesem Beispiel ein¬
mal den Praxisbezug dokumentieren , den Weiterbil¬
dung in Bremerhaven unter einem Zentralmanage¬
ment gewinnen kann . Es heißt dort , ich zitiere einige
Auszüge , weil man das besser , glaube ich , nicht for¬
mulieren kann:

„Viele ältere Anlagen wurden anfangs durch um¬
fangreiche Modernisierungskonzepte dem jeweili¬
gen Stand der Technik angepaßt beziehungsweise
durch Neuanlagen ergänzt und ersetzt "

; „parallel
mit den Möglichkeiten der Automatisierungssyste¬
me veränderten sich auch die Anforderungen an die
Prozesse "

; „ständig ansteigende Qualitäts - und Just-
in -time -Anforderungen müssen ebenfalls erfüllt wer¬
den , wobei in die bestehenden Anlagen Zusatzaggre¬
gate integriert und sich häufende Prozeß - , Qualitäts¬
und sonstige Daten verarbeitet werden müssen .

"

„Im Zuge solcher Entwicklungen hat Anlagennut¬
zung und Betriebsweise somit direkte Auswirkungen
auf die Instandhaltung . Diese Instandhaltung wird si¬
chergestellt durch ein konsequentes Wartungs - und

Inspektionsprogramm , das bei laufender Anlage
durchgeführt werden kann . Alle Ergebnisse dieser
Tätigkeiten fließen in die Instandhaltungs - und In¬
standsetzungsprogramme ein "

; „mit steigendem Au¬
tomatisierungsgrad und zunehmender Komplexität
der Anlagen ändern sich die Anforderungen an die
Instandhaltung und damit auch an die Anforderun¬
gen an das Instandhaltungspersonal .

"

(Beifall bei der FDP und bei der SPD)

Ein solches Weiterbildungsprogramm liegt Ih¬
nen detailliert untersucht und ausgeführt vor . Eine
Chance , dies direkt umzusetzen!

(Beifall bei der FDP)

Präsident Dr . Klink : Als nächster hat das Wort der
Abgeordnete Tiedemann.

Abg . Tiedemann (SPD ) : Herr Präsident , meine Da¬
men und Herren ! Nachdem Sie den ersten Antrag zu¬
rückgezogen haben , ihn ersetzt haben durch den
zweiten , halten wir das Ganze für eine interessante
Überlegung . Aber es muß in der Deputation für Wis¬
senschaft und Kunst weiter und vertiefend behan¬
delt werden , wohin es gehört . Falls ein Antrag ge¬
stellt werden sollte , aus dem RENAVAL-Programm
Förderungsmittel einzusetzen — das setzte voraus,
daß eine private Gesellschaft gegründet würde — ,
käme die Beratung in der Deputation für Wirtschaft
und Außenhandel beziehungsweise in den Wirt¬
schaftsförderungsausschüssen hinzu.

Meine Fraktion beantragt daher Überweisung des
Antrags an die Deputation für Wissenschaft und
Kunst.

(Beifall bei der SPD und bei der FDP)

Präsident Dr . Klink : Als nächste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Bohling.

Abg . Frau Bohling (CDU) : Herr Präsident , meine
Damen und Herren ! Die SPD -Fraktion hat Überwei¬
sung an die zuständige Fachdeputation , die Deputa¬
tion Wissenschaft und Kunst , beantragt . Die CDU-
Bürgerschaftsfraktion stimmt dieser Überweisung
zu . Lassen Sie mich dennoch kurz unsere Position zu
dem FDP -Antrag mit der Drucksachen -Nummer
12/467 , Neufassung der Drucksache 12/445 , dar¬
legen!

Der Senat wird aufgefordert , die Aktivitäten der
Außenstelle Bremerhaven des Fernstudienzentrums
der Universität Bremen sowie die Bremerhavener
Aktivitäten der Koordinierungsstelle für Weiterbil¬
dung , zentrale Einrichtung der Hochschulen in Bre¬
men , räumlich und personell im Gebäude der Hoch¬
schule Bremerhaven zusammenzufassen . Die CDU-
Bürgerschaftsfraktion spricht sich für diese Forde¬
rung aus . Eine entsprechende Stelle , allerdings nur
für Fernstudienberatung , ist bereits an der Hoch¬
schule Bremerhaven bis zum Sommersemester 1988
angesiedelt gewesen.
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(A ) Studenten , die ein Fernstudium absolvieren wol¬
len , lassen sich an der Fernuniversität Hagen imma¬
trikulieren , betreut werden die Studenten von der
Zentralen Weiterbildungsstelle an der Universität
Bremen . Im Rahmen der Fernstudienberatung , die
ebenfalls durch die eben erwähnte Stelle der Uni
Bremen stattfindet , gab es ein Projekt REGIO. Die
Beratung erfolgte in Bremerhaven in der Verwal¬
tung der Hochschule im Columbus -Center , in zwei
von der Universität angemieteten Räumen.

Als das Projekt REGIO auslief , konnte die Ange¬
stellte , die die Beratung der Fernstudenten vornahm,
nicht mehr — wie bis dahin — von der Zentralen
Weiterbildungsstelle an der Uni Bremen bezahlt
werden . Der Leiter der Zentralen Weiterbildung ver¬
handelte mit dem Magistrat in Bremerhaven und
konnte erreichen , daß für die zu betreuenden Stu¬
denten des Fernstudiums Beratungssprechstunden
jeweils am Dienstag und Freitag in der Zeit von 16
bis 18 Uhr in Bremerhaven eingerichtet wurden . Die
Beratung erfolgt nunmehr durch hierfür abgestellte
Lehrer , Fächer Informatik , Mathematik , Physik , was
von der Qualifikation her sicher in Ordnung ist.

Zu der Beantwortung der Fragen : Können wir
nicht eine gemeinsame Stelle Fernstudium/Weiter¬
bildung einrichten ? Was spricht dafür , beides dann in
einer Hand in Bremerhaven anzusiedeln ? Wie soll
die Stelle finanziert werden ? Das Fernstudium ist nur
ein kleiner Teil in der gesamten Palette der Weiter¬
bildung . Die Nachfrage ist hier noch gering . Es muß

(B ) darauf hingewiesen werden , wenn nicht Weiterbil¬
dung , dann kannst du auch ein Fernstudium machen.
Die Hochschule Bremerhaven arbeitet erfolgreich
und gut mit der Koordinierungsstelle als zentraler
Einrichtung aller Hochschulen im Land Bremen zu¬
sammen , das wurde schon ausgeführt vom Kollegen
Neujahr.

Zuständig für den Bereich Weiterbildung in der
Koordinierungsstelle Bremen ist eine ABM-Kraft , de¬
ren Maßnahme zum 1 . April 1989 ausgelaufen ist.
Ein Produkt , auch das wurde schon gesagt , dieser
fruchtbaren Zusammenarbeit zwischen Koordinie¬
rungsstelle und der Hochschule Bremerhaven ist der
Weiterbildungsstudiengang Instandhaltung . Auch
besteht bereits ein Plan für einen weiterbildenden
Studiengang Energieberater . Ebenso geplant sind an¬
dere weiterbildende Studiengänge und Seminare.

Bremerhaven ist wirtschaftlich benachteiligt , und
die Hochschule Bremerhaven , die zunehmend an Be¬
deutung gewinnt , ist ein Mittel , diesen Nachteil aus¬
zugleichen . Nach dem damaligen Entschluß , Bremer¬
haven keinen hochschul - und forschungsfreien
Raum sein zu lassen , muß dieser Vorteil nun auch
weiter verfolgt und ausgebaut werden . Um für den
Raum Bremerhaven als Oberzentrum auch in der
Weiterbildung etwas zu erreichen , muß offensiv ge¬
arbeitet und müssen Aktivitäten entwickelt werden.

Es ist für die Zukunft zu planen . Das kann natürlich
nicht durch die jetzige Lösung der zweimal zweistün¬
digen Beratung durch abgestellte Lehrer angegan¬

gen und erreicht werden . Man kann mit Sicherheit (C)
so nicht die Motivation voraussetzen , hier wirklich
etwas aufzubauen.

(Beifall bei der CDU)

Gerade weil wir im Augenblick alle Fort - , Weiter¬
bildung und Qualifikation fordern — und auch for¬
dern müssen — , ist hier ein guter Ansatz . Das gilt be¬
sonders eben für solche neuen Berufe , die schon ge¬
nannt wurden . Bei dem Umzug der Hochschulver¬
waltung Bremerhaven , der jetzt im Moment wohl an¬
steht , in das Turmgebäude an der Karlsburg steht
Raum zur Verfügung . Es bietet sich an , daß die in der
Koordinierungsstelle über ABM bis zum 31 . März
dieses Jahres angestellte , für den Bereich Weiterbil¬
dung zuständige Kraft , diese Stelle in Bremerhaven
einnimmt.

Wie schon erwähnt , ist der Mann bestens vertraut
mit Weiterbildung und Fernstudium und hat bereits
gemeinsam mit der Hochschule Bremerhaven wei¬
terbildende Studiengänge und Seminare entwickelt.
Um diese neue Art der Beratung erst einmal anlau¬
fen zu lassen , auch das wurde schon gesagt , und aus
Sparsamkeitsgründen könnte zunächst mit etwa drei
Tagen in der Woche begonnen werden.

Nach den Räumlichkeiten und dem personellen
Vorschlag nun zu den Finanzen ! Auch hierzu einige
Überlegungen , wir Bremerhavener sind ja beschei¬
den und sparsam ! Richtig ist doch , daß diese Arbei-
ten auch jetzt bezahlt werden . Sollten sie jedoch ne¬
benher laufen an der Uni Bremen , würde das nur aus¬
sagen , daß dort personell nicht so knapp kalkuliert
worden ist wie in Bremerhaven . Es müßte versucht
werden , vom Wirtschaftssenator oder vom Stadtrat
für Wirtschaftsförderung in Bremerhaven eine Teil¬
finanzierung zu erhalten , um die Kraft zu bezahlen.

Wirtschaftsaktionsprogramm , Sonderprogramm
Bremerhaven , Wirtschaftsförderung ! Vielleicht trägt
ja auch die Fernuniversität Hagen einen Teil der Per¬
sonalkosten mit . Nicht auszuschließen , meine ich , ist
außerdem die Möglichkeit , daß die so eingerichteten
Weiterbildungsstudiengänge später als Modellstu¬
diengänge laufen könnten . Das würde sich ebenfalls
finanziell positiv auswirken . Aber zunächst muß na¬
türlich erst einmal etwas angepackt und hingestellt
werden.

Es ist also zu versuchen , die Stelle aus einzelnen
Projekten zu finanzieren . Nach Auffassung der FDP,
siehe auch „Nordsee -Zeitung "

, 20 . 2 . 1989 , ist ja die
Forderung , Fernstudienberatung und Weiterbildung
in einer Stelle personell und räumlich zusammenzu¬
fassen und in Bremerhaven anzusiedeln , sowohl mit
der Hochschule als auch mit dem Fernstudienzen¬
trum in Hagen und ebenso mit der Koordinierungs¬
stelle in Bremen bereits abgestimmt . Keine große Sa¬
che für Bremen , aber ein wesentliches Stück Unter¬
stützung für Bremerhaven.

(Beifall bei der CDU)
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(A ) Präsident Dr . Klink : Weitere Wortmeldungen lie¬
gen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.
Meine Damen und Herren , vom Vertreter der SPD-

Fraktion ist beantragt worden , diesen Antrag der
Fraktion der FDP an die Deputation für Wissenschaft
und Kunst zur weiteren Beratung zu überweisen.

Wer dem Überweisungsantrag seine Zustimmung
geben möchte , den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?
Ich stelle fest , die Bürgerschaft (Landtag ) stimmt

der Überweisung zu.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren , ich schlage Ihnen fol¬
gendes vor : Wir rufen noch die Punkte auf , die ohne
Debatte sind . Wir müssen ja noch die Stadtbürger¬
schaft abhandeln . Ist das der Wille?

Wer dafür ist , den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafür SPD , CDU und FDP)

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?
Ich stelle Einverständnis fest.

(B ) Dann rufe ich jetzt auf in folgender Reihenfolge,
und zwar unter Umstellung der Tagesordnung , Ta¬
gesordnungspunkte 24 , 37 und außerhalb der Tages¬
ordnung — Änderung des Deputationsgesetzes — ,
das soll an den Verfassungs - und Geschäftsordnungs¬
ausschuß überwiesen werden , außerhalb der Tages¬
ordnung — Wahl Rechnungsprüfungsausschuß — ,
außerhalb der Tagesordnung — Wahl Petitionsaus¬
schuß.

Wer damit einverstanden ist , daß wir diese Punkte
heute abweichend von der Tagesordnung noch auf¬
rufen , den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?
Dann ist es so beschlossen.

(Einstimmig)

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die Rech¬
nungsprüfung der Freien Hansestadt Bremen

Antrag der Fraktion der SPD
vom 5 . Dezember 1988

Prucksache 12/382)
2 . Lesung

Die Bürgerschaft (Landtag ) hat das Gesetz in ihrer
Sitzung am 1 . März 1989 in erster Lesung beschlos¬
sen.

Wir kommen zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eröffnet . — Wortmeldungen lie - (C)
gen nicht vor . — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.
Wer das Gesetz zur Änderung des Gesetzes über

die Rechnungsprüfung der Freien Hansestadt Bre¬
men in zweiter Lesung beschließen möchte , den
bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?
Ich stelle fest , die Bürgerschaft (Landtag ) be¬

schließt das Gesetz in zweiter Lesung , und zwar ein¬
stimmig.

(Abg . Jäger [FDP ] : Das muß auch gesagt
werden !)

Ja , wenn wir das feststellen , dann ist das doch ein
erfreuliches Ereignis!

Bericht des Petitionsausschusses Nr . 21
vom 15. März 1989

(Drucksache 12/483)

Bericht des Petitionsausschusses Nr . 22
vom 10. April 1989

(Drucksache 12/500)

Eine Aussprache ist nicht beantragt worden . ^
Wir kommen daher zur Abstimmung.
Wer der Behandlung der Petitionen in der empfoh¬

lenen Art seine Zustimmung geben möchte , den
bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?
Ich stelle fest , die Bürgerschaft (Landtag ) be¬

schließt entsprechend , und zwar einstimmig.

Änderung des Deputationsgesetzes und der Ge¬
schäftsordnung der Bremischen Bürgerschaft zur

Entlastung und Effektivierung der Arbeit des
Parlaments

Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN
vom 13 . April 1989

(Drucksache 12/505)

Es ist vereinbart worden , den Antrag zur Beratung
und Berichterstattung an den Verfassungs - und Ge¬
schäftsordnungsausschuß zu überweisen.

Die Beratung ist eröffnet . — Wortmeldungen lie¬
gen nicht vor . — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Überwei¬
sungsantrag.

Wer der Überweisung an den Verfassungs - und Ge¬
schäftsordnungsausschuß seine Zustimmung geben
möchte , den bitte ich um das Handzeichen!
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(A ) Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?
Auch hier stelle ich einstimmige Annahme des

Überweisungsantrags fest.

Wahl eines stellvertretenden Mitglieds des staatli¬
chen Rechnungsprüfungsausschusses

Anstelle des ausgeschiedenen Abgeordneten Ralf
Fücks schlägt die vorschlagsberechtige Fraktion DIE
GRÜNEN den Abgeordneten Paul -Hermann Tiefen¬
bach als Stellvertreter des Abgeordneten Manfred
Schramm vor.

Die Beratung ist eröffnet . — Wortmeldungen lie¬
gen nicht vor . — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.
Wer dem Wahlvorschlag seine Zustimmung geben

möchte , den bitte ich um das Handzeichen!
Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?
Ich stelle fest , die Bürgerschaft (Landtag ) be¬

schließt entsprechend.

(Einstimmig)

Wahl eines Mitglieds und eines stellvertretenden
(B ) Mitglieds des Petitionsausschusses

Die Fraktion DIE GRÜNEN schlägt die Abgeordne¬
ten Frau Anni Ahrens anstelle des Abgeordneten
Horst Frehe als Mitglied sowie den Abgeordneten
Horst Frehe anstelle der Abgeordneten Frau Carola
Schumann als stellvertretendes Mitglied vor.

Die Beratung ist eröffnet . — Wortmeldungen lie¬
gen nicht vor . — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen dann zur Wahl.
Wer entsprechend den Wahlvorschlägen wählen

möchte , den bitte ich um das Handzeichen!
Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?
Ich stelle fest , die Bürgerschaft (Landtag ) be¬

schließt entsprechend.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren , bevor ich die Sitzung
der Bürgerschaft (Landtag ) schließe , möchte ich Ih¬
nen noch etwas zur Kenntnis geben.

Meine Damen und Herren , auch am Schluß dieser
Sitzung kündigt sich ein Wechsel in der personellen
Zusammensetzung unserer Bürgerschaft an . Ich
habe bekanntzugeben , daß der Abgeordnete Heinz-
Hermann Schaper mir mitgeteilt hat , er werde zum
Ablauf dieses Monats sein Mandat niederlegen . Mit¬
hin hat er heute zum letzen Mal als Abgeordneter an
einer Plenarsitzung teilgenommen.

Lieber Kollege Schaper — ich darf hinzufügen,
Hansi Schaper — , Sie haben seit Beginn der Wahlpe¬
riode unserem Parlament angehört und auch hier im
Plenum wiederholt zu Themen Ihrer Deputationsbe¬
reiche Umweltschutz und Stadtentwicklung das
Wort genommen.

Wichtig erscheint mir in dieser Stunde jedoch der
Hinweis auf Ihr bisheriges und künftiges berufliches
Wirken , das stets die Nähe zu den Bürgerinnen und
Bürgern sucht und sich direkt im vorparlamentari¬
schen Raum abspielt . Leiter eines Jugendfreizeithei¬
mes , Bezirksjugendleiter in Bremen -West , Sachge¬
bietsleiter für die internationale Jugendbegegnung
Ost und dann zwölf Jahre Ortsamtsleiter , das waren
die Stationen vor Ihrer Abgeordnetenzeit.

Heute verlassen Sie uns , und schon in der nächsten
Sitzung sind Sie wieder hier , zwar nicht mehr als Ab¬
geordneter , aber als neuer Parlamentsreferent des
Senats . Ich denke , die bisherige kollegiale und von
Sachkompetenz und Besonnenheit geprägte Zusam¬
menarbeit und der enge Kontakt zu allen Fraktio¬
nen , den Sie von Anfang an gesucht haben , ist ein so¬
lides Fundament für Ihre neue Aufgabe.

Wir wünschen Ihnen dazu Glück und Erfolg!
Schwierigkeiten in den Amtsstuben des Rathauses
werden Sie ohnehin nicht bekommen bei der Durch¬
setzung parlamentarischen Wollens,

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

denn Ihre persönliche Ausstattung besteht ja auch
aus den 100 Abgeordneten dieses Parlaments . Guten
Erfolg und auf gute Zusammenarbeit!

(Beifall)

Ich schließe die Sitzung der Bürgerschaft (Land¬
tag ) , wünsche den Kolleginnen und Kollegen aus
Bremerhaven einen guten Heimweg und bitte die
Kolleginnen und Kollegen der Stadtbürgerschaft , am
Platz zu verweilen , weil wir jetzt noch eine Stadtbür¬
gerschaftsitzung einberufen!

(Schluß der Sitzung 18 .53 Uhr)

Druck : Hans Krohn , Bremen
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